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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und 
Beratungshilferechts 


A. Problem und Ziel 

Der Entwurf soll die Prozess- und Verfahrenskostenhilfe (PKH) sowie die Be- 
ratungshilfe effizienter gestalten. Er greift einerseits die Forderungen der Län- 
der aus den Bundesratsinitiativen der 16. und 17. Legislaturperiode auf (Pro- 
zesskostenhilfe: Bundestagsdrucksachen 16/1994, 17/1216; Beratungshilfe: 
Bundestagsdrucksache 17/2164), die in den Jahren zuvor gestiegenen Ausga- 
ben der Länderhaushalte für Prozesskostenhilfe und Beratungshilfe zu be- 
grenzen. Andererseits soll aber sichergestellt werden, dass der Zugang zum 
Recht gerichtlich wie außergerichtlich weiterhin allen Bürgerinnen und Bür- 
gern unabhängig von Einkünften und Vermögen eröffnet ist. Außerdem soll 
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Einbeziehung steuer- 
rechtlicher Angelegenheiten in die Beratungshilfe umgesetzt werden. 


B. Lösung 

Im Bereich der PKH sind drei Gruppen von Maßnahmen vorgesehen: 

Änderungen im PKH- Verfahren sollen sicherstellen, dass die Gerichte die per- 
sönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Bewilligung von Pro- 
zesskostenhilfe (die Bedürftigkeit) umfassend aufklären, um auf diese Weise 
ungerechtfertigte Prozesskostenhilfebewilligungen zu vermeiden und der miss- 
bräuchlichen Inanspruchnahme von Prozesskostenhilfe entgegenzuwirken. 

Durch die Absenkung von Freibeträgen, die Verlängerung der Ratenzahlungs- 
höchstdauer um zwei Jahre und die Neuberechnung der PKH-Raten sollen die 
Prozesskostenhilfeempfänger in stärkerem Maße als bisher an der Finanzierung 
der Prozesskosten beteiligt werden. 

Die Änderung der Vorschriften zur Anwaltsbeiordnung in Scheidungssachen 
und im arbeitsgerichtlichen Verfahren sowie die neue Möglichkeit zur Teilauf- 
hebung der PKH-Bewilligung sollen die Ausgaben der Länder für Prozesskos- 
tenhilfe reduzieren. 

Im Zuge der Änderung der Regelungen zur Prozess- und Verfahrenskostenhilfe 
werden außerdem die gesetzlichen Vorschriften des Markenrechts an die bereits 
bestehende Praxis angepasst. 
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Im Bereich der Beratungshilfe sind folgende Maßnahmen vorgesehen; 

Die Bewilligungsvoraussetzungen sollen konkreter gefasst sowie ein Erinne- 
rungsrecht der Staatskasse eingeführt werden, um ungerechtfertigter Inan- 
sprachnahme von Beratungshilfe entgegenzuwirken. 

Abläufe im Verfahren sollen besser stmkturiert werden; insbesondere wird die 
vorherige Antragstellung zum Regelfall erhoben, um eine höhere Erledigungs- 
quote von Beratungshilfe fällen direkt bei den Gerichten zu ermöglichen. 

Das Vergütungssystem soll flexibilisiert werden. 

Die Beratungshilfe soll künftig in allen rechtlichen Angelegenheiten, somit auch 
in den steuerrechtlichen, erteilt werden können; insoweit ist auch vorgesehen, 
den Kreis der die Beratungshilfe leistenden Personen über die Rechtsanwälte 
hinaus zu erweitern. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Der Entwurf sorgt im Bereich der PKH für Einsparungen in den Länderhaus- 
halten von etwa 64,8 Mio. Euro im Jahr. Der Bundeshaushalt wird ebenfalls ge- 
ringfügig entlastet. Im Bereich der Beratungshilfe ist eine Entlastung der Län- 
derhaushalte von mindestens 6 Mio. Euro zu erwarten. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für einkommensschwache Bürgeriimen und Bürger kann durch die Änderun- 
gen des Prozesskostenhilferechts ein Erfüllungsaufwand entstehen, wenn sie 
Rechtsstreitigkeiten führen. Der Erfüllungsaufwand ist Folge der verstärkten 
Beteiligung der Empfänger von Prozesskostenhilfe an den Prozesskosten. 

Bei der Beratungshilfe entsteht für die Bürgerinnen und Bürger ein Erfüllungs- 
aufwand, wenn sie außergerichtlichen, mit Kosten verbundenen Rechtsrat in 
Anspruch nehmen und aufgrund der Neuregelungen nicht mehr beratungshilfe- 
berechtigt sind. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht nur in Ausnahmefällen ein Erfüllungsaufwand, deim 
wirtschaftlich tätige Personen oder juristische Personen nehmen nur selten Pro- 
zesskostenhilfe oder Beratungshilfe in Anspruch. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten: 

Für die Bürgeriimen und Bürger und für die Wirtschaft wird im Recht der Pro- 
zesskostenhilfe eine neue Informationspflicht eingeführt, denn zukünftig müs- 
sen Prozesskostenhilfeempfänger wesentliche Verbesserungen ihres Einkom- 
mens und ihres Vermögens innerhalb eines Zeitraums von sechs Jahren unauf- 
gefordert den Gerichten mitteil en. Von dieser Pflicht ist die Wirtschaft jedoch 
nur in den Ausnahmefällen betroffen, in denen wirtschaftlich tätige Personen 
oder juristische Personen für Rechtsstreitigkeiten Prozesskostenhilfe in An- 
sprach nehmen müssen. Bei der Beratungshilfe entstehen keine Bürokratiekos- 
ten aus Informationspflichten. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Länder entsteht aufgrund der gesetzlich vorgesehenen verstärkten Über- 
prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Parteien, insbe- 
sondere nach der Bewilligung der Prozesskostenhilfe, ein laufender Erfüllungs- 
aufwand in Form eines erhöhten Personalbedarfs, der jedoch von den dadurch 
bewirkten Flaushaltsentlastungen übertroffen wird. Erfüllungsaufwand für den 
Bund entsteht nicht. Durch die Regelung einer Verfahrenskostenhilfe im Mar- 
kengesetz entsteht für den Bund ebenfalls kein Erfüllungsaufwand, da die Re- 
gelung der bereits bestehenden Praxis entspricht. 

Hinsichtlich der Beratungshilfe kann für die Länder durch das vorgesehene fa- 
kultative Erinnerungsrechts der Staatskasse ein laufender Erfüllungsaufwand in 
Form eines erhöhten Personalbedarfs entstehen, insbesondere im Bereich der 
Bezirksrevisoren und Rechtspfleger bei den Amtsgerichten. Dasselbe trifft 
auch für den beabsichtigten Vorrang der vorherigen Antragstellung zu. Es ist je- 
doch davon auszugehen, dass dieser Erfüllungsaufwand von den bewirkten 
Einsparungen mindestens aufgefangen wird. 


F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Wirtschaft, Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


November 2012 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und 
Beratungshilferechts 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 901. Sitzung am 12. Oktober 2012 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und 
Beratungshilferechts 


Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Zivilprozessordnung 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. 1 S. 3202; 2006 1 
S. 431; 2007 1 S. 1781), die zuletzt durch ... geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 120 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 120a Änderung der Bewilligung“. 

2. § 1 14 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Mutwillig ist die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung, wenn eine Partei, die keine Pro- 
zesskostenhilfe beansprucht, bei verständiger Würdi- 
gung aller Umstände von der Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung absehen würde, obwohl eine hin- 
reichende Aussicht auf Erfolg besteht.“ 

3. § 1 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe „50“ 
durch die Angabe „25“ ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Buchstabe a werden die Wörter „und ih- 
ren Ehegatten oder ihren Lebenspartner je- 
weils“ gestrichen. 

bbb) Nach Buchstabe a wird folgender Buch- 
stabe b eingefügt: 

„b) für den Ehegatten oder Lebenspartner 
der Partei ein Betrag in Höhe des um 
10 vom Hundert erhöhten höchsten 
Regelsatzes, der für eine Person seines 
Personenstands gemäß der Regelbe- 
darfsstufe 2 nach der Anlage zu § 28 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
festgesetzt oder fortgeschrieben wor- 
den ist;“. 

ccc) Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c. 

cc) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein- 
gefügt: 

„4. Mehrbedarfe nach § 21 des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch und nach § 30 des Zwölf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch;“. 


dd) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Von dem nach den Abzügen verbleibenden 
Teil des monatlichen Einkommens (einzusetzendes 
Einkommen) sind Monatsraten in Höhe der Hälfte 
des einzusetzenden Einkommens festzusetzen; die 
Monatsraten sind auf volle Euro abzurunden. Beträgt 
die Höhe einer Monatsrate weniger als 10 Euro, ist 
von der Festsetzung von Monatsraten abzusehen. Bei 
einem einzusetzenden Einkommen von mehr als 600 
Euro beträgt die Monatsrate 300 Euro zuzüglich des 
Teils des einzusetzenden Einkommens, der 600 Euro 
übersteigt. Unabhängig von der Zahl der Rechtszüge 
sind höchstens 72 Monatsraten aufzubringen.“ 

4. ln § 1 16 Satz 2 werden nach der Angabe „§ 114“ die An- 
gabe „Absatz 1“ und nach dem Wort „Halbsatz“ die 
Wörter „und Absatz 2“ eingefügt. 

5. Dem § 1 17 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Fomiulare enthalten die nach § 120a Absatz 2 
Satz 4 erforderliche Belehrung.“ 

6. § 1 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Dem Gegner ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben, ob er die Voraussetzungen für die Be- 
willigung von Prozesskostenhilfe für gegeben 
hält, soweit dies aus besonderen Gründen nicht 
unzweckmäßig erscheint.“ 

bb) Satz 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „macht“ die 
Wörter „, es kaim insbesondere auch die Abgabe 
einer Versicherung an Eides statt fordern“ einge- 
fügt. 

bb) Die Sätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„Soweit dies erforderlich ist, um die Angaben 
des Antragstellers zu seinen persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen zu überprüfen, 
karm das Gericht mit Einwilligung des Antrag- 
stellers folgende Auskünfte einholen: 

1. über sein Vermögen (§115 Absatz 3 Satz 1) 
bei den Finanzämtern, 

2. über die Höhe seiner Einkünfte (§115 Absatz 1 
Satz 2) 
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a) bei den Finanzämtern, Arbeitgebern, Sozi- 
alleistungsträgem und der Künstlersozial- 
kasse, 

b) bei sonstigen Personen oder Stellen, die 
Leistungen zur Versorgung im Alter und 
bei venninderter Erwerbsfähigkeit und 
Leistungen zur Entschädigung oder zum 
Nachteilsausgleich zahlen, sowie 

c) bei Versichemngsuntemehmen. 

Die in Satz 3 Nummer 1 und 2 genannten Perso- 
nen und Stellen sind zur Erteilung der Auskunft 
verpflichtet.“ 

c) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 und 4 
eingefügt: 

„(3) Hat der Antragsteller innerhalb einer von dem 
Gericht gesetzten Frist Angaben über seine persönli- 
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht glaub- 
haft gemacht oder bestimmte Fragen nicht oder nur 
ungenügend beantwortet, so lehnt das Gericht die Be- 
willigung von Prozesskostenhilfe insoweit ab. 

(4) Zeugen und Sachverständige können vernom- 
men werden, soweit dies erforderlich ist, um die An- 
gaben des Antragstellers im Prozesskostenhilfever- 
fahren zu überprüfen. Eine Beeidigung findet nicht 
statt. Die durch die Vernehmung entstandenen Ausla- 
gen sind als Gerichtskosten von der Partei zu tragen, 
der die Kosten des Rechtsstreits auferlegt sind.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5 und die An- 
gabe „Absatz 1, 2“ wird durch die Wörter „den Ab- 
sätzen 1 bis 4“ ersetzt. 

7. § 120 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 115 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 4“ durch die Wörter „§ 115 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 5“ und das Wort „vier“ durch das Wort 
„sechs“ ersetzt. 

b) Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. wenn die Zahlungen der Partei die voraussicht- 
lich entstehenden Kosten decken;“. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

8. Nach § 120 wird folgender § 120a eingefügt: 

„§ 120a 

Ändemng der Bewilligung 

( 1 ) Das Gericht soll die Entscheidung über die zu leis- 
tenden Zahlungen ändern, wenn sich die für die Prozess- 
kostenhilfe maßgebenden persönlichen oder wirtschaft- 
lichen Verhältnisse wesentlich verändert haben. Eine 
Ändemng der nach § 115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 
Buchstabe b und Nummer 2 maßgebenden Beträge ist 
nur auf Antrag und nur dann zu berücksichtigen, wenn 
sie dazu führt, dass keine Monatsrate zu zahlen ist. Auf 
Verlangen des Gerichts muss die Partei jederzeit erklä- 
ren, ob eine Verändemng der Verhältnisse eingetreten ist. 
Eine Ändemng zum Nachteil der Partei ist ausgeschlos- 
sen, wenn seit der rechtskräftigen Entscheidung oder der 
sonstigen Beendigung des Verfahrens sechs Jahre ver- 
gangen sind. 


(2) Verbessern sich vor dem in Absatz 1 Satz 4 ge- 
nannten Zeitpunkt die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Partei wesentlich oder ändert sich ihre Anschrift, hat sie 
dies dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. Bezieht die 
Partei ein laufendes monatliches Einkommen, ist eine 
Einkommensverbesserang nur wesentlich, wenn die 
Differenz zu dem bisher zu Gmnde gelegten Bmttoein- 
kommen nicht nur einmalig 100 Euro übersteigt. Satz 2 
gilt entsprechend, soweit abzugsfähige Belastungen 
entfallen. Hierüber und über die Folgen eines Verstoßes 
ist die Partei bei der Antragstellung in dem gemäß § 1 1 7 
Absatz 3 eingeführten Formular zu belehren. 

(3) Eine wesentliche Verbessemng der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse kann insbesondere dadurch ein- 
treten, dass die Partei durch die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung etwas erlangt. Das Gericht soll nach 
der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen Be- 
endigung des Verfahrens prüfen, ob eine Ändemng der 
Entscheidung über die zu leistenden Zahlungen mit 
Rücksicht auf das durch die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung Erlangte geboten ist. 

(4) Für die Erklämng über die Ändemng der persönli- 
chen oder wirtschaftlichen Verhältnisse nach Absatz 1 
Satz 3 muss die Partei das gemäß § 117 Absatz 3 einge- 
führte Formular benutzen. Für die Überprüfung der per- 
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse gilt § 118 
Absatz 2 und 4 entsprechend.“ 

9. § 124 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt geändert: 

aa) ln dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort 
„kann“ durch das Wort „soll“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 2 werden die Wörter „§ 120 Abs. 4 
Satz 2 nicht“ durch die Wörter „§ 120a Absatz 1 
Satz 3 nicht oder ungenügend“ ersetzt. 

cc) ln Nummer 3 wird das Wort „vier“ durch das 
Wort „sechs“ ersetzt. 

dd) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein- 
gefügt: 

„4. die Partei entgegen § 120a Absatz 2 Satz 1 
bis 3 dem Gericht wesentliche Verbesse- 
mngen ihrer Einkommens- und Vennö- 
gensverhältnisse oder Ändemngen ihrer 
Anschrift absichtlich oder aus grober Nach- 
lässigkeit unrichtig oder nicht unverzüglich 
mitgeteilt hat;“. 

ee) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 . 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Das Gericht kann die Bewilligung der Pro- 
zesskostenhilfe aufheben, soweit die von der Partei 
beantragte Beweiserhebung auf Gmnd von Um- 
ständen, die im Zeitpunkt der Bewilligung der Pro- 
zesskostenhilfe noch nicht berücksichtigt werden 
konnten, keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 
bietet oder der Beweisantritt mutwillig erscheint.“ 

10. § 127 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „des § 569 
Abs. 1 Satz 1“ gestrichen. 
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b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter wenn weder Mo- 3. 
natsraten noch aus dem Vermögen zu zahlende 
Beträge festgesetzt worden sind“ gestrichen. 

bb) ln Satz 2 werden die Wörter „Zahlungen zu leis- 
ten hat“ durch die Wörter „die Kosten der Pro- 
zessführung selbst tragen kann oder dass Mo- 
natsraten oder aus dem Vermögen zu zahlende 
Beträge nicht oder in zu geringer Höhe festge- 
setzt worden sind“ ersetzt. 

cc) ln Satz 3 werden die Wörter „des § 569 Abs. 1 
Satz 1“ gestrichen. 

1 1 . Dem § 269 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist einem Beklagten Prozesskostenhilfe bewilligt wor- 
den, hat das Gericht über die Kosten von Amts wegen 
zu entscheiden.“ 


Artikel 2 

Änderung des Beratungshilfegesetzes 

Das Beratungshilfegesetz vom 18. Juni 1980 (BGBl. 1 
S. 689), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „Wahrneh- 
mung der Rechte“ durch die Wörter „Inanspruch- 
nahme der Beratungshilfe“ und wird das Wort „ist“ 
durch das Wort „erscheint“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Möglichkeit, sich durch einen Rechtsanwalt un- 
entgeltlich oder gegen Vereinbarung eines Erfolgsho- 
norars beraten oder vertreten zu lassen, ist keine an- 
dere Möglichkeit der Hilfe im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 2.“ 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Mutwilligkeit liegt vor, wenn Beratungshilfe 
in Anspruch genommen wird, obwohl ein Rechtsu- 
chender, der keine Beratungshilfe beansprucht, bei 
verständiger Würdigung aller Umstände der Rechts- 
angelegenheit davon absehen würde, sich auf eigene 
Kosten rechtlich beraten oder vertreten zu lassen. Bei 
der Beurteilung der Mutwilligkeit sind die Kennt- 
nisse und Fähigkeiten des Antragstellers sowie seine 
besondere wirtschaftliche Lage zu berücksichtigen.“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Vertretung ist erforderlich, wenn der Rechtsu- 
chende nach der Beratung angesichts des Umfangs, 
der Schwierigkeit oder der Bedeutung der Rechtsan- 
gelegenheit für ihn seine Rechte nicht selbst wahr- 
nehmen kann.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Beratungshilfe nach diesem Gesetz wird in 
allen rechtlichen Angelegenheiten gewährt.“ 


bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

§ 3 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Beratungshilfe wird durch Rechtsanwälte 
und durch Rechtsbeistände, die Mitglied einer Rechtsan- 
waltskammer sind, gewährt. Im Umfang ihrer jeweiligen 
Befugnis zur Rechtsberatung wird sie auch gewährt 
durch 

1 . Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, 

2. Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer sowie 

3. Rentenberater. 

Sie kann durch die in den Sätzen 1 und 2 genannten Per- 
sonen (Beratungspersonen) auch in Beratungsstellen ge- 
währt werden, die auf Grund einer Vereinbarung mit der 
Landesjustizverwaltung eingerichtet sind.“ 

4. § 4 Absatz 2 Satz 3 und 4 wird durch die folgenden Ab- 
sätze 3 bis 6 ersetzt: 

„(3) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. eine Erklärung des Rechtsuchenden über seine per- 
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, insbe- 
sondere Angaben zu Familienstand, Beruf, Veraiö- 
gen, Einkommen und Lasten, sowie entsprechende 
Belege und 

2. eine Versicherung des Rechtsuchenden, dass ihm in 
derselben Angelegenheit Beratungshilfe bisher weder 
gewährt noch durch das Gericht versagt worden ist, 
und dass in derselben Angelegenheit kein gericht- 
liches Verfahren anhängig ist oder war. 

(4) Das Gericht kann verlangen, dass der Rechtsu- 
chende seine tatsächlichen Angaben glaubhaft macht, 
und kann insbesondere auch die Abgabe einer Versiche- 
rung an Eides statt fordern. Es kann Erhebungen anstel- 
len, insbesondere die Vorlegung von Urkunden anordnen 
und Auskünfte einholen. Soweit dies erforderlich ist, um 
die Angaben des Antragstellers zu seinen persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen zu überprüfen, kann 
das Gericht mit Einwilligung des Antragstellers folgende 
Auskünfte einholen: 

1 . über sein Vermögen (§115 Absatz 3 Satz 1 der Zivil- 
prozessordnung) bei den Finanzämtern, 

2. über die Höhe seiner Einkünfte (§115 Absatz 1 Satz 2 
der Zivilprozessordnung) 

a) bei den Finanzämtern, Arbeitgebern, Sozialleis- 
tungsträgern sowie der Künstlersozialkasse, 

b) bei sonstigen Personen oder Stellen, die Leistun- 
gen zur Versorgung im Alter und bei verminderter 
Erwerbsfähigkeit sowie Leistungen zur Entschä- 
digung oder zum Nachteilsausgleich zahlen, so- 
wie 

c) bei Versicherungsuntemehmen. 

Die in Satz 3 Nummer 1 und 2 genannten Personen und 
Stellen sind zur Erteilung der Auskunft verpflichtet. 
Zeugen und Sachverständige werden nicht vernommen. 

(5) Hat der Rechtsuchende innerhalb einer von dem 
Gericht gesetzten Frist Angaben über seine persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht glaubhaft ge- 
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macht oder bestimmte Fragen nicht oder ungenügend be- 
antwortet, so lehnt das Gericht die Bewilligung von Be- 
ratungshilfe ab. 

(6) ln den Fällen nachträglicher Antragstellung (§ 6 
Absatz 2) kann die Beratungsperson vor Beginn der Be- 
ratungshilfe verlangen, dass der Rechtsuchende seine 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse belegt 
und erklärt, dass ihm in derselben Angelegenheit Bera- 
tungshilfe bisher weder gewährt noch durch das Gericht 
versagt worden ist, und dass in derselben Angelegenheit 
kein gerichtliches Verfahren anhängig ist oder war.“ 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „einen Rechtsanwalt“ 
durch die Wörter „eine Beratungsperson“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 2 und 3 
ersetzt: 

„(2) Wird die Beratungsperson in einer Angele- 
genheit tätig, bevor ein Berechtigungsschein hierfür 
ausgestellt worden ist, wird Beratungshilfe auf einen 
nachträglich gestellten Antrag hin nur bewilligt, 
wenn es dem Rechtsuchenden auf Grund besonderer 
Eilbedürftigkeit der Angelegenheit nicht zuzumuten 
war, vorher bei dem Gericht einen Berechtigungs- 
schein einzuholen. In einer Beratungsstelle nach § 3 
Absatz 1 Satz 3 karm die Beratungshilfe auch ohne 
einen vorab eingeholten Berechtigungsschein erteilt 
werden. 

(3) In den Fällen nachträglicher Antragstellung 
(Absatz 2) ist der Antrag auf Bewilligung der Bera- 
tungshilfe spätestens vier Wochen nach Begiim der 
Beratungshilfetätigkeit zu stellen.“ 

6. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

„§ 6a 

(1) Das Gericht kann die Bewilligung von Amts we- 
gen aufheben, wenn die Voraussetzungen für die Bera- 
tungshilfe zum Zeitpunkt der Bewilligung nicht Vorgele- 
gen haben und seit der Bewilligung nicht mehr als ein 
Jahr vergangen ist. 

(2) Die Beratungsperson karm die Aufhebung der Be- 
willigung beantragen, werm der Rechtsuchende auf 
Grund der Beratung oder Vertretung, für die ihm Bera- 
tungshilfe bewilligt wurde, etwas erlangt hat. Der Antrag 
kann nur gestellt werden, wenn die Beratungsperson 

1 . noch keine Beratungshilfevergütung nach § 44 Satz 1 
des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes beantragt hat 
und 

2. den Rechtsuchenden bei der Mandatsübemahme auf 
die Möglichkeit der Antragstellung und der Aufhe- 
bung der Bewilligung sowie auf die sich für die Ver- 
gütung nach § 8a Absatz 2 ergebenden Folgen in 
Textform hingewiesen hat. 

Das Gericht hebt den Beschluss über die Bewilligung 
von Beratungshilfe nach Anhörung des Rechtsuchenden 
auf, weim dieser auf Grund des Erlangten die persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse für die Be- 
ratungshilfe nicht mehr erfüllt.“ 


7. Die §§ 7 und 8 werden durch die folgenden §§ 7 bis 8a 
ersetzt: 

„§7 

(1) Gegen den Beschluss, durch den der Antrag auf 
Bewilligung von Beratungshilfe zurückgewiesen oder 
durch den die Bewilligung vom Amts wegen oder auf 
Antrag der Beratungsperson wieder aufgehoben wird, ist 
nur die Erinnerung statthaft. 

(2) Gegen den Beschluss, durch den Beratungshilfe 
bewilligt wird, ist innerhalb von drei Monaten nur die 
Erinnerung der Staatskasse statthaft. Der Beschluss wird 
der Staatskasse nicht von Amts wegen mitgeteilt. Das 
Gericht hebt die Bewilligung von Beratungshilfe auf, 
wenn die Voraussetzungen für die Beratungshilfe zum 
Zeitpunkt der Bewilligung nicht Vorgelegen haben. 

§8 

(1) Die Vergütung der Beratungsperson richtet sich 
nach den für die Beratungshilfe geltenden Vorschriften 
des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes. Die Beratungs- 
person, die nicht Rechtsanwalt ist, steht insoweit einem 
Rechtsanwalt gleich. 

(2) Die Bewilligung von Beratungshilfe bewirkt, dass 
die Beratungsperson gegen den Rechtsuchenden keinen 
Anspruch auf Vergütung mit Ausnahme der Beratungs- 
hilfegebühr (§ 44 Satz 2 des Rechtsanwaltsvergütungs- 
gesetzes) geltend machen kann. Dies gilt auch in den 
Fällen nachträglicher Antragstellung (§ 6 Absatz 2) bis 
zur Entscheidung durch das Gericht. 

§8a 

(1) Wird die Beratungshilfebewilligung aufgehoben, 
bleibt der Vergütungsanspruch der Beratungsperson ge- 
gen die Staatskasse unberührt. Dies gilt nicht, werm die 
Beratungsperson 

1. Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis davon 
hatte, dass die Bewilligungsvoraussetzungen im Zeit- 
punkt der Beratungshilfeleistung nicht Vorlagen, oder 

2. die Aufhebung der Beratungshilfe selbst beantragt 
hat (§ 6a Absatz 2). 

(2) Die Beratungsperson kann vom Rechtsuchenden 
Vergütung nach den allgemeinen Vorschriften verlangen, 
wenn sie 

1 . keine Vergütung aus der Staatskasse fordert oder ein- 
behält und 

2. den Rechtsuchenden bei der Mandatsübemahme auf 
die Möglichkeit der Aufhebung der Bewilligung so- 
wie auf die sich für die Vergütung ergebenden Folgen 
hingewiesen hat. 

Soweit der Rechtsuchende die Beratungshilfegebühr 
(Nummer 2500 der Anlage 1 des Rechtsanwaltsvergü- 
tungsgesetzes) bereits geleistet hat, ist sie auf den Vergü- 
tungsanspruch anzurechnen. 

(3) Wird die Bewilligung der Beratungshilfe aufgeho- 
ben, weil die persönlichen und wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen hierfür nicht Vorgelegen haben, karm die 
Staatskasse vom Rechtsuchenden Erstattung des von ihr 
an die Beratungsperson geleisteten und von dieser einbe- 
haltenen Betrages verlangen. 
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(4) Wird im Fall nachträglicher Antragstellung Be- 
ratungshilfe nicht bewilligt, kann die Beratungsperson 
vom Rechtsuchenden Vergütung nach den allgemeinen 
Vorschriften verlangen, wenn sie ihn bei der Mandats- 
Übernahme hierauf hingewiesen hat. Absatz 2 Satz 2 
gilt entsprechend.“ 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ist der Gegner verpflichtet, dem Rechtsuchenden 
die Kosten der Wahrnehmung seiner Rechte zu er- 
setzen, hat er für die Tätigkeit der Beratungsperson 
die Vergütung nach den allgemeinen Vorschriften 
zu zahlen.“ 

b) ln Satz 2 werden die Wörter „den Rechtsanwalt“ 
durch die Wörter „die Beratungsperson“ ersetzt. 

9. ln § 11 werden die Wörter „Der Bundesminister“ 
durch die Wörter „Das Bundesministerium“, wird das 
Wort „Vordrucke“ durch das Wort „Formulare“ und 
werden die Wörter „des Rechtsanwalts“ durch die 
Wörter „der Beratungsperson“ ersetzt. 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 wird das Wort „anwaltlicher“ gestri- 
chen. 

b) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 
und 4 eingefügt: 

„(3) Die übrigen Länder können durch Gesetz öf- 
fentliche Rechtsberatung einführen und zu diesem 
Zweck die Bewilligung und Gewährung von Bera- 
tungshilfe abweichend von diesem Gesetz regeln. 

(4) Die Länder können durch Gesetz die aus- 
schließliche Zuständigkeit von Beratungsstellen 
nach § 3 Absatz 1 zur Gewährung von Beratungs- 
hilfe bestimmen.“ 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5 und die Wör- 
ter „Die Berater der öffentlichen Rechtsberatung“ 
werden durch die Wörter „Berater nach den Absät- 
zen 1 bis 3“ ersetzt. 

11. § 13 wird wie folgt gefasst: 

„§ 13 

Ist der Antrag auf Beratungshilfe vor dem . . . [ein- 
setzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 20 Satz 1 
dieses Gesetzes] gestellt worden oder ist die Bera- 
tungshilfe vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkraft- 
tretens nach Artikel 20 Satz 1 dieses Gesetzes] gewährt 
worden, ist dieses Gesetz in der bis zum . . . [einsetzen: 
Datum des Tages vor Inkrafttreten nach Artikel 20 
Satz 1 dieses Gesetzes] geltenden Fassung anzuwen- 
den.“ 

Artikel 3 

Änderung des Reehtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5 . November 1 969 (BGBl. 1 
S. 2065), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
5. Dezember 2012 (BGBl. 1 S. 2418) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1 . § 20 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) die Prüfung der persönlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse nach den §§114 und 115 der 
Zivilprozessordnung einschließlich der in § 118 
Absatz 2 und 4 der Zivilprozessordung bezeich- 
neten Maßnahmen, der Beurkundung von Ver- 
gleichen nach § 118 Absatz 1 Satz 3 der Zivil- 
prozessordnung und der Entscheidungen nach 
§ 118 Absatz 3 der Zivilprozessordnung, wenn 
der Vorsitzende das Verfahren dem Rechtspfle- 
ger insoweit überträgt; § 5 Absatz 1 Nummer 2 
ist nicht anzuwenden; liegen die Voraussetzun- 
gen für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe 
hiernach nicht vor, erlässt der Rechtspfleger die 
den Antrag ablehnende Entscheidung; anderen- 
falls vermerkt der Rechtspfleger in den Prozess- 
akten, dass dem Antragsteller nach seinen per- 
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
Prozesskostenhilfe gewährt werden kann und in 
welcher Höhe gegebenenfalls Monatsraten oder 
Beträge aus dem Vermögen zu zahlen sind;“. 

b) ln Buchstabe c wird die Angabe „§ 120 Abs. 4, § 124 
Nr. 2, 3 und 4“ durch die Wörter „den §§ 120a, 124 
Absatz 1 Nummer 2 bis 5“ ersetzt. 

2. ln § 24a Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort 

„Gewährung“ die Wörter „und Aufhebung“ eingefügt. 

Artikel 4 

Änderung der Bundesreehtsanwaltsordnung 

ln § 48 Absatz 1 Nummer 1 der Bundesrechtsanwaltsord- 
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnum- 
mer 303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt 
durch ... geändert worden ist, werden die Wörter „, des 
§ 1 1 a des Arbeitsgerichtsgesetzes“ gestrichen. 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes betreffend die Einführung 
der Zivilprozessordnung 

Dem Gesetz betreffend die Einführung der Zivilprozess- 
ordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungs- 
nummer 310-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird folgender § 40 
angefügt: 

”§40 

Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Änderung 
des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts 

Hat eine Partei vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkraft- 
tretens nach Artikel 20 Satz 1 dieses Gesetzes] für einen 
Rechtszug Prozesskostenhilfe beantragt, so sind für diesen 
Rechtszug die §§ 114 bis 127 der Zivilprozessordnung, § 48 
Absatz 1 Nummer 1 der Bundesrechtsanwaltsordnung, § 4b 
der Insolvenzordnung, § 11a des Arbeitsgerichtsgesetzes, 
die §§ 364b und 397a der Strafprozessordnung, § 77 Absatz 1 
Satz 2, § 113 Absatz 1 Satz 1 und § 168 Absatz 2 Satz 2 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, § 12 Satz 1 
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des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes sowie die §§136 
und 137 des Patentgesetzes in der bis zum ... [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens nach Artikel 20 Satz 1 dieses Ge- 
setzes] geltenden Fassung anzuwenden. Eine Maßnahme 
der Zwangsvollstreckung gilt als besonderer Rechtszug.“ 

Artikel 6 

Änderung der Insolvenzordnung 

§ 4b der Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. 1 
S. 2866), die zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 115 Absatz 1 bis 3 sowie § 120 Absatz 2 der Zivilpro- 
zessordnung gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass 
höchstens 48 Monatsraten aufzubringen sind.“ 

2. ln Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „§ 120 Abs. 4 Satz 1 
und 2“ durch die Wörter „§ 120a Absatz 1 Satz 2 und 3“ 
ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Arbeitsgeriehtsgesetzes 

§ 11a des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung der Be- 
karmtmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. 1 S. 853, 1036), das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Absätze 1 bis 2a werden aufgehoben. 

2. Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 1 
und 2. 

Artikel 8 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 7. April 1987 (BGBl.lS. 1074, 1319), die zuletzt 
durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln § 364b Absatz 2 werden die Wörter „§ 118 Abs. 2 
Satz 1 , 2 und 4“ durch die Wörter „§ 118 Absatz 2 bis 4“ 
ersetzt. 

2. ln § 397a Absatz 2 Satz 2 wird nach der Angabe „§ 1 14“ 
die Angabe „Absatz 1“ und werden nach dem Wort 
„Halbsatz“ die Wörter „sowie Absatz 2“ eingefugt. 

Artikel 9 

Änderung des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensaehen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Geriehtsbarkeit 

Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Dezember 2008 (BGBl. 1 S. 2586, 2587), das zuletzt 
durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 77 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„ln Antragsverfahren ist dem Antragsgegner Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben, ob er die Vorausset- 
zungen für die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe 


für gegeben hält, soweit dies aus besonderen Gründen 
nicht unzweckmäßig erscheint.“ 

2. ln § 1 13 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „76“ durch die 
Angabe „80“ ersetzt. 

3 . ln § 1 68 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 118 Abs. 2 
Satz 1 und 2 sowie § 120 Abs. 2 bis 4 Satz 1 und 2“ durch 
die Wörter „§ 118 Absatz 2 und 4, § 120 Absatz 2 und 3 
sowie § 120a Absatz 1 Satz 1 bis 3“ ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung des Auslandsunterhaltsgesetzes 

ln § 23 Satz 3 und § 24 Satz 3 des Auslandsunterhaltsge- 
setzes vom 23. Mai 2011 (BGBl. 1 S. 898) wird jeweils nach 
der Angabe „ 1 24“ die Angabe „Absatz 1 “ eingefügt. 

Artikel 11 

Änderung des Sozialgeriehtsgesetzes 

§ 73a des Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), 
das zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Einem Beteiligten, dem Prozesskostenhilfe bewilligt 
worden ist, kann auch ein Steuerberater, Steuerbevoll- 
mächtigter, Wirtschaftsprüfer, vereidigter Buchprüfer 
oder Rentenberater beigeordnet werden. Die Vergütung 
richtet sich nach den für den beigeordneten Rechts- 
anwalt geltenden Vorschriften des Rechtsanwaltsver- 
gütungsgesetzes.“ 

2. Die folgenden Absätze 4 bis 9 werden angefügt: 

„(4) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse nach den §§114 und 115 der Zivil- 
prozessordnung einschließlich der in § 118 Absatz 2 
und 4 der Zivilprozessordnung bezeichneten Maßnah- 
men, der Beurkundung von Vergleichen nach § 118 Ab- 
satz 1 Satz 3 der Zivilprozessordnung und der Entschei- 
dungen nach § 118 Absatz 3 der Zivilprozessordnung 
obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des je- 
weiligen Rechtszugs, wenn der Vorsitzende ihm das Ver- 
fahren insoweit überträgt; liegen die Voraussetzungen 
für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hiernach 
nicht vor, erlässt der Urkundsbeamte die den Antrag 
ablehnende Entscheidung; anderenfalls vermerkt der 
Urkundsbeamte in den Prozessakten, dass dem Antrag- 
steller nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen Prozesskostenhilfe gewährt werden kann 
und in welcher Höhe gegebenenfalls Monatsraten oder 
Beträge aus dem Vermögen zu zahlen sind. 

(5) Dem Urkundsbeamten obliegen iiu Verfahren über 
die Prozesskostenhilfe ferner die Bestimmung des Zeit- 
punkts für die Einstellung und eine Wiederaufnahme der 
Zahlungen nach § 120 Absatz 3 der Zivilprozessordnung 
sowie die Änderung und die Aufhebung der Bewilligung 
der Prozesskostenhilfe nach den §§ 120a und 124 Absatz 1 
Nummer 2 bis 5 der Zivilprozessordnung. 
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(6) Der Vorsitzende kann Aufgaben nach den Absät- 
zen 4 und 5 zu jedem Zeitpunkt an sich ziehen. § 5 Ab- 
satz 1 Nummer 1, die §§ 6, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 
des Rechtspflegergesetzes gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Rechtspflegers der Ur- 
kundsbeamte der Geschäftsstelle tritt. 

(7) § 155 Absatz 4 gilt entsprechend. 

(8) Gegen Entscheidungen des Urkundsbeamten nach 
den Absätzen 4 und 5 kann binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe das Gericht angerufen werden, das endgül- 
tig entscheidet. 

(9) Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dass 
die Absätze 4 bis 8 für die Gerichte des jeweiligen Lan- 
des nicht anzuwenden sind.“ 


Artikel 12 

Änderung der Verwaltungsgeriehtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 19. März 1991 (BGBl. 1 S. 686), die zu- 
letzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln § 146 Absatz 2 werden nach dem Wort „Gerichtsper- 
sonen“ die Wörter „sowie Beschlüsse über die Ableh- 
nung der Prozesskostenhilfe, wenn das Gericht aus- 
schließlich die persönlichen oder wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen der Prozesskostenhilfe verneint,“ einge- 
fügt. 

2. § 166 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und die folgenden Sätze 
werden angefügt: 

„Einem Beteiligten, dem Prozesskostenhilfe bewil- 
ligt worden ist, kann auch ein Steuerberater, Steuer- 
bevollmächtigter, Wirtschaftsprüfer oder vereidigter 
Buchprüfer beigeordnet werden. Die Vergütung rich- 
tet sich nach den für den beigeordneten Rechtsanwalt 
geltenden Vorschriften des Rechtsanwaltsvergü- 
tungsgesetzes.“ 

b) Die folgenden Absätze 2 bis 7 werden angefügt: 

„(2) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse nach den §§ 114 und 115 der 
Zivilprozessordnung einschließlich der in § 118 Ab- 
satz 2 und 4 der Zivilprozessordnung bezeichneten 
Maßnahmen, der Beurkundung von Vergleichen nach 
§ 118 Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozessordnung und 
der Entscheidungen nach § 118 Absatz 3 der Zivil- 
prozessordnung obliegt dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle des jeweiligen Rechtszugs, wenn der 
Vorsitzende ihm das Verfahren insoweit überträgt; 
liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung der 
Prozesskostenhilfe hiernach nicht vor, erlässt der Ur- 
kundsbeamte die den Antrag ablehnende Entschei- 
dung; anderenfalls vermerkt der Urkundsbeamte in 
den Prozessakten, dass dem Antragsteller nach sei- 
nen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
Prozesskostenhilfe gewährt werden kann und in wel- 
cher Höhe gegebenenfalls Monatsraten oder Beträge 
aus dem Vermögen zu zahlen sind. 


(3) Dem Urkundsbeamten obliegen im Verfahren 
über die Prozesskostenhilfe ferner die Bestimmung 
des Zeitpunkts für die Einstellung und eine Wieder- 
aufnahme der Zahlungen nach § 120 Absatz 3 der 
Zivilprozessordnung sowie die Änderung und die 
Aufhebung der Bewilligung der Prozesskostenhilfe 
nach den §§ 120a und 124 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 
der Zivilprozessordnung. 

(4) Der Vorsitzende kann Aufgaben nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 zu jedem Zeitpunkt an sich ziehen. § 5 
Absatz 1 Nummer 1, die §§ 6, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und 
§ 9 des Rechtspflegergesetzes gelten entsprechend 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Rechtspfle- 
gers der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle tritt. 

(5) § 87a Absatz 3 gilt entsprechend. 

(6) Gegen Entscheidungen des Urkundsbeamten 
nach den Absätzen 2 und 3 kann innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe die Entscheidung des Ge- 
richts beantragt werden. 

(7) Durch Landesgesetz kaim bestimmt werden, 
dass die Absätze 2 bis 6 für die Gerichte des jeweili- 
gen Landes nicht anzuwenden sind.“ 

Artikel 13 

Änderung der Finanzgeriehtsordnung 

§ 142 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Be- 
karmtmachung vom 28. März 2001 (BGBl. 1 S. 442, 2262; 
2002 1 S. 679), die zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Wort „Steuerberater“ wird ein Komma und 
werden die Wörter „Steuerbevollmächtigter, Wirt- 
schaftsprüfer oder vereidigter Buchprüfer“ eingefügt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Vergütung richtet sich nach den für den beige- 
ordneten Rechtsanwalt geltenden Vorschriften des 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes.“ 

2. Die folgenden Absätze 3 bis 8 werden angefügt: 

„(3) Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse nach den §§114 und 115 der Zivilprozess- 
ordnung einschließlich der in § 118 Absatz 2 und 4 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Maßnahmen und der 
Entscheidungen nach § 1 1 8 Absatz 3 der Zivilprozessord- 
nung obliegt dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des jeweiligen Rechtszugs, wenn der Vorsitzende ihm das 
Verfahren insoweit überträgt; liegen die Voraussetzungen 
für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hiernach nicht 
vor, erlässt der Urkundsbeamte die den Antrag ab- 
lehnende Entscheidung; anderenfalls vermerkt der Ur- 
kundsbeamte in den Prozessakten, dass dem Antragsteller 
nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhält- 
nissen Prozesskostenhilfe gewährt werden kann und in 
welcher Höhe gegebenenfalls Monatsraten oder Beträge 
aus dem Vermögen zu zahlen sind. 

(4) Dem Urkundsbeamten obliegen im Verfahren über 
die Prozesskostenhilfe ferner die Bestimmung des Zeit- 
punkts für die Einstellung und eine Wiederaufnahme der 
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Zahlungen nach § 120 Absatz 3 der Zivilprozessordnung 
sowie die Änderung und die Aufhebung der Bewilligung 
der Prozesskostenhilfe nach den §§ 120a und 124 Absatz 1 
Nummer 2 bis 5 der Zivilprozessordnung. 

(5) Der Vorsitzende kann Aufgaben nach den Absät- 
zen 3 und 4 zu jedem Zeitpunkt an sich ziehen. § 5 Ab- 
satz 1 Nummer 1, die §§ 6, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 
des Rechtspflegergesetzes gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Rechtspflegers der Ur- 
kundsbeamte der Geschäftsstelle tritt. 

(6) § 79a Absatz 4 gilt entsprechend. 

(7) Gegen Entscheidungen des Urkundsbeamten nach 
den Absätzen 3 und 4 ist die Erinnerung an das Gericht 
gegeben. Die Frist für die Einlegung der Erinnerung be- 
trägt zwei Wochen. Über die Erinnerung entscheidet das 
Gericht durch Beschluss. 

(8) Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dass 
die Absätze 3 bis 7 für die Gerichte des jeweiligen Lan- 
des nicht anzuwenden sind.“ 


Artikel 14 

Änderung des Reehtsanwaltsvergütungsgesetzes 

Das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 5. Mai 2004 
(BGBl. 1 S. 718, 788), das zuletzt durch ... geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 3a Absatz 4 wird aufgehoben. 

2. Dem § 4 Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung von 
Beratungshilfe vor, kann der Rechtsanwalt ganz auf eine 
Vergütung verzichten. § 9 des Beratungshilfegesetzes 
bleibt unberührt.“ 

3. Dem § 4a Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Beurteilung nach Satz 1 bleibt die Möglichkeit, 
Beratungs- oder Prozesskostenhilfe in Anspruch zu neh- 
men, außer Betracht.“ 

4. ln § 12 Satz 1 werden die Wörter „in den Fällen des 
§ 1 la des Arbeitsgerichtsgesetzes und“ durch die Wörter 
„im Fall“ ersetzt. 

5. ln § 47 Absatz 2 werden nach dem Wort „Rechtsanwalt“ 
die Wörter „aus der Staatskasse“ eingefügt. 

6. Die Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) In Absatz 1 der Anmerkung zu Nummer 3335 wird 
nach der Angabe „124“ die Angabe „Abs. 1“ einge- 
fügt. 

b) Die Anmerkung zu Nummer 7002 wie folgt geändert: 
aa) Der Wortlaut wird Absatz 1 . 

bb) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Werden Gebühren aus der Staatskasse ge- 
zahlt, sind diese maßgebend.“ 


Artikel 15 

Änderung des Patentgesetzes 

Das Patentgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. Dezember 1980 (BGBl. 1981 I S. 1), das zuletzt 
durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 136 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 118 Abs. 2 und 3“ 
durch die Wörter „§ 118 Absatz 2 bis 4 Satz 2 und 
Absatz 5“ und die Angabe „120 Abs. 1, 3 und 4“ 
durch die Wörter „120 Absatz 1 und 3, des § 120a 
Absatz 1, 2 und 4“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 118 Abs. 1“ durch die 
Wörter „§ 118 Absatz 1 und 4 Satz 3“ ersetzt. 

2. ln § 137 Satz 1 wird nach der Angabe „124“ die Angabe 
„Absatz 1“ eingefügt. 

Artikel 16 

Änderung des Markengesetzes 

Das Markengesetz vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 3082; 1995 I S. 156; 1996 I S. 682), das zuletzt durch Ar- 
tikel 15 des Gesetzes vom 24. November 2011 (BGBl. I 
S. 2302) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 81 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 81a Verfahrenskostenhilfe“. 

2. Dem § 66 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Verfahren ohne die Beteiligung Dritter im Sinne 
des Satzes 2 ist ein Antrag auf Bewilligung von Verfah- 
renskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren dem Pa- 
tentgericht unverzüglich zur Vorabentscheidung vorzule- 
gen.“ 

3. Nach § 81 wird folgender § 81a eingefügt: 

„§ 81a 

Verfahrenskostenhilfe 

( 1 ) Im Verfahren vor dem Patentgericht erhält ein Be- 
teiligter auf Antrag unter entsprechender Anwendung 
der §§ 114 bis 116 der Zivilprozessordnung Verfahrens- 
kostenhilfe. 

(2) Im Übrigen sind § 130 Absatz 2 und 3 sowie die 
§§ 133 bis 137 des Patentgesetzes entsprechend anzu- 
wenden.“ 

4. Dem § 88 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf Antrag ist einem Beteiligten unter entsprechender 
Anwendung des § 138 des Patentgesetzes Verfahrens- 
kostenhilfe zu bewilligen.“ 

Artikel 17 

Änderung des Gesehmaeksmustergesetzes 

In § 24 Satz 3 des Geschmacksmustergesetzes vom 
12. März 2004 (BGBl. I S. 390), das zuletzt durch ... geän- 
dert worden ist, werden die Wörter „§ 130 Abs. 2, 3 und 5 
sowie die §§ 133 bis 138“ durch die Wörter „§ 130 Absatz 2 
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und 3 sowie die §§ 133 bis 135, 136 Satz 1, die §§ 137 und 
138“ ersetzt. 


Artikel 18 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. November 1975 (BGBl. 1 S. 2735), das zu- 
letzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. 1 S. 2515) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nach § 65 wird folgender § 65a eingefügt: 

„§ 65a 

Pflicht zur Übernahme der Beratungshilfe 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind ver- 
pflichtet, die in dem Beratungshilfegesetz vorgesehene 
Beratungshilfe zu übernehmen. Sie können die Bera- 
tungshilfe im Einzelfall aus wichtigem Grund ableh- 
nen.“ 

2. ln § 86 Absatz 4 Nummer 10 wird das Wort „Prozess- 
kostenhilfesachen“ durch die Wörter „Prozesskosten- 
hilfe- und Beratungshilfesachen“ ersetzt. 

Artikel 19 

Äuderuug der Wirtsehaftsprüferorduuug 

Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. 1 S. 2803), 
das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 6. Dezember 
2011 (BGBl. 1 S. 2515) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 5 1 a wird wie folgt gefasst: 

„§51a 

Pflicht zur Übernahme der Beratungshilfe 

Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer sind ver- 
pflichtet, die in dem Beratungshilfegesetz vorgesehene 
Beratungshilfe zu übernehmen. Sie können die Bera- 
tungshilfe im Einzelfall aus wichtigem Grund ableh- 
nen.“ 

2. § 57 Absatz 4 Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Buchstabe f wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt. 

b) Folgender Buchstabe g wird angefügt: 

„g) im Zusammenhang mit der Beratungshilfe.“ 


Artikel 20 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am . . . [ein- 
setzen: erster Tag des vierten auf die Verkündung folgenden 
Kalendermonats] in Kraft. Die Artikel 11 bis 13 treten am 
. . . [einsetzen: Datum des ersten Tages des dreizehnten auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Entwurf soll die Prozess- und Verfahrenskostenhilfe 
(PKH) sowie die Beratungshilfe effizienter gestalten. Er 
greift einerseits die Forderungen der Länder aus den Bundes- 
ratsinitiativen der 16. und 17. Legislaturperiode auf (Prozess- 
kostenhilfe: Bundestagsdrucksachen 16/1994, 17/1216; Be- 
ratungshilfe: Bundestagsdrucksache 17/2164), die in den 
Jahren zuvor gestiegenen Ausgaben der Länderhaushalte für 
Prozesskostenhilfe und Beratungshilfe zu begrenzen. Ande- 
rerseits soll aber sichergestellt werden, dass der Zugang zum 
Recht gerichtlich wie außergerichtlich weiterhin allen Bürge- 
rinnen und Bürgern unabhängig von Einkünften und Ver- 
mögen eröffnet ist. Daneben setzt der Entwurf eine Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts um, nach der auch in 
steuerrechtlichen Angelegenheiten Beratungshilfe gewährt 
werden muss (BVerfGE 1 22, 39). Geändert werden insbeson- 
dere Vorschriften der Zivilprozessordnung, des Beratungs- 
hilfegesetzes und des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes. Im 
Markenrecht soll der Entwurf außerdem eine Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs zur Bewilligung von Verfahrens- 
kostenhilfe (GRUR 2009, 88) umsetzen. 

I. Ausgangslage 

1. Verfassungsrechtlicher Rahmen 

Nach dem verfassungsrechtlichen Gebot der Rechtsschutz- 
und Rechtswahmehmungsgleichheit, das das Bundesverfas- 
sungsgericht vor allem aus dem allgemeinen Gleichheitssatz 
gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) in Ver- 
bindung mit dem Rechtsstaatsprinzip gemäß Artikel 20 Ab- 
satz 3 GG und dem Anspruch auf effektiven Rechtsschutz 
nach Artikel 19 Absatz 4 GG sowie - insbesondere im au- 
ßergerichtlichen Bereich - aus dem Sozialstaatsprinzip nach 
Artikel 20 Absatz 1 GG herleitet (vgl. BVerfG, Beschluss 
vom 13. März 1990, BVerfGE 81, 347, 356; Beschluss vom 
14. Oktober 2008, BVerfGE 122, 39, 49 f = NJW 2009, 
209), muss es dem Bedürftigen in gleicher Weise wie dem 
Bemittelten offenstehen, seine subjektiven Rechte gericht- 
lich und außergerichtlich zu verteidigen (vgl. BVerfG, Be- 
schluss vom 13. März 1990, BVerfGE 81, 347, 356). Dabei 
gebietet es die Verfassung aber nicht, voraussetzungslos 
Rechtsschutz- und Rechtswahmehmungsgleichheit zu ge- 
währleisten. Vielmehr zieht das Bundesverfassungsgericht 
als Maßstab dieser Gleichheit den „vernünftigen bemittelten 
Rechtsuchenden“ (BVerfG, Beschluss vom 11. Mai 2009, 
NJW 2009, 3417) heran. Der verfassungsrechtliche An- 
spmch auf Rechtswahmehmung ist danach nicht verletzt, 
wenn der Unbemittelte nur einem solchen Bemittelten 
gleichgestellt wird, der bei seiner Entscheidung für die In- 
ansprachnahme von Rechtsrat auch die hierdurch entstehen- 
den Kosten sowie seine Prozessaussichten nebst Kosten- 
risiko berücksichtigt und vernünftig abwägt (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 14. Oktober 2008, BVerfGE 122, 39, 49). 

Trotz des an sich großen Spielraums des Gesetzgebers im 
Bereich außergerichtlicher Rechtswahmehmung hat es das 
Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 14. Oktober 
2008 (BVerfGE 122, 39) für unvereinbar mit der Rechts- 


wahrnehmungsgleichheit erklärt, dass § 2 Absatz 2 des Be- 
ratungshilfegesetzes (BerHG) keine Beratungshilfe in An- 
gelegenheiten des Steuerrechts ermöglicht. Es hat dem Ge- 
setzgeber aufgegeben, eine verfassungskonforme Neurege- 
lung zu treffen, dabei aber keine Einzelheiten zur 
Neuregelung vorgegeben und dem Gesetzgeber auch keine 
Frist zur Umsetzung gesetzt. Es hat lediglich für die Über- 
gangszeit bis zu einer gesetzlichen Neuregelung bestimmt, 
dass die Gewähmng von Beratungshilfe in steuerrechtlichen 
Angelegenheiten nicht weiter versagt werden darf 

2. Prozesskostenhilfe 
a) Rechtliche Grundlagen 

Die gegenwärtigen Vorschriften über die Prozesskostenhilfe 
bemhen im Wesentlichen auf dem Gesetz über die Prozess- 
kostenhilfe vom 13. Juni 1980 (BGBl. I S. 677), das an die 
Stelle des früheren Armenrechts trat. In den vergangenen 
30 Jahren wurde das Recht der Prozesskostenhilfe mehrfach 
geändert. Die Vorschriften über die Ermittlung des einzuset- 
zenden Einkommens wurden in ihrer heutigen Stmktur 
durch das Prozesskostenhilfeändemngsgesetz (PKHÄndG) 
vom 10. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2954) geschatfen. 

Die bei der Ermittlung des einzusetzenden Einkommens ab- 
zusetzenden Beträge (Freibeträge) haben durch das Gesetz 
zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetbuch 
vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022) sowie zuletzt 
durch das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur 
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetz- 
buch vom 24. März 2011 (BGBl. I S. 453) wesentliche Än- 
derungen erfahren. Der Freibetrag für die Partei und den 
Ehegatten oder Lebenspartner wird durch eine Verweisung 
auf den jeweils höchsten festgesetzten oder fortgeschriebe- 
nen Regelsatz für die Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage 
zu § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) 
bestimmt. Die vom Bund ermittelten und fortgeschriebenen 
Regelsätze werden in dieser Anlage veröffentlicht. Der Frei- 
betrag für unterhaltsberechtigte Personen, insbesondere für 
Kinder, wird nunmehr durch Bezug auf den Regelsatz be- 
stimmt, der je nach Alter und Anzahl der Haushaltsange- 
hörigen für das jeweilige Kind oder eine andere unterhalts- 
berechtigte Person gilt. Damit gilt seit dem Jahre 2011 auch 
im Prozesskostenhilferecht eine alterabhängige Differenzie- 
rung der Freibeträge für Kinder. 

Die Prozesskostenhilfefreibeträge enthalten gegenüber den 
Regelsätzen nach SGB XII einen zehnprozentigen Sicher- 
heitszuschlag. Dieser Zuschlag soll berücksichtigen, dass 
den Leistungsberechtigten nach den Vorschriften des 
SGB XII über den monatlichen Regelsatz hinaus Leistun- 
gen durch Einmalzahlungen zufließen können. Zudem wird 
durch den Sicherheitszuschlag gewährleistet, dass bei einer 
künftigen Erhöhung der Regelsätze im Laufe einer mehr- 
jährigen Ratenzahlungsverpflichtung Prozesskostenhilfe 
nicht aus Einkommen zurückgezahlt werden muss, das der 
Sicherung des Existenzminimums dient. 

Der Bundesrat hat in der 16. und in der 17. Legislatur- 
periode jeweils einen Entwurf zur Begrenzung der Aufwen- 
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düngen für die Prozesskostenhilfe (PKHBegrenzG) in den 
Deutschen Bundestag eingebracht (vgl. Bundestagsdrucksa- 
chen 16/1994, 17/1216). Hintergrund der Länderinitiative 
war die Tatsache, dass die Aufwendungen der Länder für 
Prozesskostenhilfe, insbesondere die Zahlungen an beige- 
ordnete Rechtsanwälte, in den Jahren 2003 bis 2005 erheb- 
lich angestiegen waren. Durch die Entwürfe sollen die Leis- 
tungen der Prozesskostenhilfe auf das verfassungsrechtlich 
gebotene Mindestmaß zurückgeführt werden. Die Entwürfe 
sahen zu diesem Zweck vor, insbesondere die Beteiligung 
der Prozesskostenhilfeempfänger an den Kosten etwa durch 
Reduzierung des Sicherheitsabschlags spürbar zu verstärken 
und dadurch die Rückflüsse aus Ratenzahlungen zu erhö- 
hen. Außerdem sollte durch die Verbesserung der gerichtli- 
chen Aufklärungsmöglichkeiten im Prozesskostenhilfebe- 
willigungsverfahren und bei der nachträglichen Überprü- 
fung der Einkommens- und Vennögensverhältnisse die un- 
gerechtfertigte Inanspruchnahme von Prozesskostenhilfe 
besser bekämpft werden. 

Die Bundesregierung hat in ihren jeweiligen Stellungnah- 
men zu den Bundesratsentwürfen zum Ausdruck gebracht, 
dass sie dem Vorhaben grundsätzlich offen gegenübersteht 
und die Länder bei der Ausgabenbegrenzung unterstützt. 
Die Maßnahmen müssen jedoch für die Betroffenen zumut- 
bar und mit dem Grundgesetz vereinbar sein. Die Bundesre- 
gierung hat sich insbesondere für Maßnahmen ausgespro- 
chen, die die missbräuchliche Inanspruchnahme von Pro- 
zesskostenhilfe verhindern sollen. Auch der stärkeren Ei- 
genbeteiligung der Empfänger von Prozesskostenhilfe hat 
die Bundesregierung grundsätzlich zugestimmt. Die Bun- 
desregierung hat aber zugleich betont, dass Gesetzesände- 
rungen die durch den Justizgewährungsanspruch und das 
Sozialstaatsgebot gezogenen verfassungsrechtlichen Gren- 
zen beachten müssen. Keine Partei darf dazu gezwungen 
werden, zur Verfolgung ihrer Rechte ihr Existenzminimum 
einzusetzen. Einige Vorschläge des Bundesrates zur Eigen- 
beteiligung hat die Bundesregierung wegen verfassungs- 
rechtlicher Bedenken daher abgelehnt, weil nicht ausge- 
schlossen werden konnte, dass sie die Prozesskostenhilfe- 
empfänger zum Eingriff in ihr Existenzminimum zwingen 
und damit von der Wahrnehmung ihrer Rechte abhalten 
würden. 

In der Koalitionsvereinbarung aus dem Jahre 2009 haben 
CDU, CSU und FDP beschlossen, das Prozesskostenhilfe- 
recht zu reformieren, um der missbräuchlichen Inanspruch- 
nahme entgegenzuwirken, wobei sichergestellt werden soll, 
dass der Zugang zum Recht auch künftig allen Bürgerinnen 
und Bürgern unabhängig von Einkünften und Vermögen er- 
öffnet ist. Der Umsetzung dieser Vereinbarung dient der 
vorliegende Entwurf. 

In Markenangelegenheiten wird in der Praxis im Beschwer- 
deverfahren vor dem Bundespatentgericht und im Rechtsbe- 
schwerdeverfahren vor dem Bundesgerichtshof seit der Ent- 


scheidung des Bundesgerichtshofs, Az. I ZA 2/08 vom 
14. August 2008 (GRUR 2009, 88) Verfahrenskostenhilfe 
(VKH) entsprechend den Vorschriften der Zivilprozessord- 
nung (ZPO) zur PKH gewährt. Der Bundesgerichtshof sieht 
in der Verweisung des § 82 Absatz 1 Satz 1 des Markenge- 
setzes (MarkenG) auf die allgemeinen Vorschriften der Zi- 
vilprozessordnung die Möglichkeit der Anwendung der 
§§ 114 ff. ZPO. Aus verfassungsrechtlichen Gründen sei es 
gemäß Artikel 3 Absatz 1 GG in Verbindung mit dem 
Rechtsstaatsprinzip geboten, für den Bürger auch im Mar- 
kenrecht zumindest im Rahmen der gerichtlichen Auseinan- 
dersetzung die Möglichkeit einer Bewilligung von Verfah- 
renskostenhilfe zu eröffnen. Daneben stehe auch eine mög- 
liche Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör ge- 
mäß Artikel 103 Absatz 1 GG im Raum, wenn durch die 
Verweigerung von Verfahrenskostenhilfe der Zugang des 
Einzelnen zu Instanzen erschwert werden würde. In der Li- 
teratur ist diese Rechtsprechung umstritten (vgl. Ströbele/ 
Hacker, 10. Auflage, § 82 MarkenG, Rn. 15 ff.), da bislang 
keine ausdrückliche gesetzliche Regelung erfolgt sei. 

In Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt 
wird dagegen in Markenangelegenheiten keine Verfahren- 
kostenhilfe gewährt (vgl. die Begründung des Regierungs- 
entwurfs für ein Gesetz zur Bereinigung von Kostenrege- 
lungen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums, Bundes- 
tagsdrucksache 14/6203, S. 41 f unter A II 1 c und S. 43 un- 
ter A II 4). 

b) Tatsächliche Grundlagen 

Prozesskostenhilfe wurde ausweislich der Rechtspflegesta- 
tistiken des Statistischen Bundesamtes in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit und in den Fachgerichtsbarkeiten im Jahre 
2010 wie folgt bewilligt bzw. abgelehnt (ohne Bundesge- 
richte): 



Bewilligungen 

davon mit 
Ratenzahlung 

Ablehnungen 

Zivilgerichte 

94 751 

8 295 

37 214 

Familien- 

gerichte 

475 339 

49 129 

34 560 

Arbeitsgerichte 

65 391 

7 751 

5 369 

Vemaltungs- 

gerichte 

6 447 

232 

11 674 

Sozialgerichte 

60 743 

1 160 

19 370 

Finanzgerichte 

1 102 

57 

1 981 


(Verwaltungsgerichte nur erste Instanz) 


Die Ausgaben für Prozesskostenhilfe und die Rückflüsse 
haben sich in den Jahren 2005 bis 2010 in den einzelnen 
Ländern ausweislich des Abschlussberichts der Bund-Län- 
der-Arbeitsgruppe „Kostendeckungsgrad in der Justiz“ für 
die 82. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminis- 
ter am 18. und 19. Mai 2011 in Halle (Saale) wie folgt ent- 
wickelt: 
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Übersicht über die Ausgaben der Länder und des Bundes für die Prozesskostenhilfe 
(Zahlungen in Euro an beigeordnete Rechtsanwälte) in den Jahren 2005 bis 2009 




2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

BW 

Gesamt 

53 116 712 

52 988 926 

52 386 179 

50 703 804 

52 696 317 

51 148 992 

Ordentliche 

Gerichte 

47 037 937 

46 807 024 

46 610 778 

44 639 578 

43 877 386 

42 892 160 

Fachgerichts- 

barkeiten 

6 078 775 

6 181 902 

5 775 401 

6 064 226 

8 818 931 

8 256 832 

Rückflüsse 

13 279 178 

13 247 232 

13 096 545 

12 675 951 

13 174 079 

12 787 248 

BY 

Gesamt 

61 288 634 

60 341 558 

62 200 850 

63 626 184 

62 184 994 

61 562 659 

Ordentliche 

Gerichte' 

54 485 901 

53 077 531 

54 771 698 

55 907 527 

52 975 371 

52 608 547 

Fachgerichts- 

barkeiten 

6 802 733 

7 264 027 

7 429 152 

7 718 657 

9 209 623 

8 954 112 

Rückflüsse^ 

13 240 743 

12 803 221 

13 271 265 

13 622 811 

13 706 499 

14 115 182 

BE3 

Gesamt 

15 519 314 

16 194 128 

15 877 832 

16 059 767 

15 589 568 

16 460 526 

Ordentliche 

Gerichte 

13 068 572 

14 057 617 

13 746 118 

13 902 009 

13 252 971 

14 600 361 

Fachgerichts- 

barkeiten 

2 450 742 

2 136 511 

2 131 714 

2 157 758 

2 336 597 

1 860 165 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

BB 

Gesamt 

10 301 903 

11 115 640 

12 274 467 

12 571 511 

12 790 657 

13 163 450 

Ordentliche 

Gerichte 

10 254 796 

11 043 747 

10 424 560 

10 517 694 

10 148 486 

10 245 487 

Fachgerichts- 

barkeiten^ 

47 107 

71 893 

1 849 907 

2 053 817 

2 642 171 

2 917 963 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

1 242 850 

1 980 608 

1 504 878 

1 260 192 

HB 

Gesamt 

4 458 575 

4 506 051 

4 804 183 

4 797 325 

4 750 097 

4 776 590 

Ordentliche 

Gerichte 

3 734 499 

3 804 086 

4 132 055 

4 094 568 

4 007 707 

3 906 634 

Fachgerichts- 

barkeiten 

724 076 

701 965 

672 128 

702 757 

742 390 

869 956 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

HH4a 

Gesamt 

12 929 585 

13 697 952 

14 086 696 

14 002 628 

13 777 634 

12 628 108 

Ordentliche 

Gerichte 

10 773 844 

11 425 229 

11 765 880 

11 553 044 

11 025 438 

9 968 091 

Fachgerichts- 

barkeiten 

2 155 741 

2 272 723 

2 320 816 

2 449 584 

2 752 196 

2 660 017 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

HE5 

Gesamt 

39 969 208 

39 969 208 

39 337 775 

37 923 191 

37 431 122 

38 409 326 

Ordentliche 

Gerichte 

34 526 602 

34 526 602 

33 460 183 

31 886 711 

30 794 731 

31 513 444 

Fachgerichts- 

barkeiten 

5 442 606 

5 442 606 

5 877 592 

6 036 480 

6 636 391 

6 895 882 

Rückflüsse® 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

MV 

Gesamt 

11 571 332 

11 508 098 

10 953 608 

10 486 068 

10 490 710 

10 412 188 

Ordentliche 

Gerichte 

10 010 237 

10 055 352 

9 351 165 

8 569 207 

8 362 242 

8 180 701 

Fachgerichts- 

barkeiten 

1 561 095 

1 452 746 

1 602 443 

1 916 861 

2 128 468 

2 231 487 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 
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Übersicht über die Ausgaben der Länder und des Bundes für die Prozesskostenhilfe 
(Zahlungen in Euro an beigeordnete Rechtsanwälte) in den Jahren 2005 bis 2009 




2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

NI 

Gesamt 

50 344 470 

50 046 259 

50 363 951 

51 945 014 

51 109 895 

49 446 419 

Ordentliche 

Gerichte 

44 301 846 

43 846 585 

43 465 034 

44 301 018 

42 572 017 

41 002 659 

Fachgerichts- 

barkeiten 

6 042 624 

6 199 674 

6 898 917 

7 643 996 

8 537 878 

8 443 760 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

NW 

Gesamt 

126 542 100 

130 747 420 

127 963 798 

134 133 275 

135 772 442 

136 350 156 

Ordentliche 

Gerichte 

108 784 119 

112 951 751 

109 938 332 

114 288216 

113 399 262 

113 355 117 

Fachgerichts- 

barkeiten 

17 757 981 

17 795 669 

18 025 466 

19 845 059 

22 373 180 

22 995 039 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

22 828 733 

20 324 383 

20 635 941 

RP 

Gesamt 

24 682 923 

24 953 483 

25 946 070 

25 138 661 

26 561 985 

27 032 114 

Ordentliche 

Gerichte 

22 165 259 

22 369 319 

23 330 984 

22 260 532 

23 314 282 

23 458 261 

Fachgerichts- 

barkeiten 

2 517 664 

2 584 164 

2 615 086 

2 878 129 

3 247 703 

3 573 853 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

SL7 

Gesamt 

8 698 959 

9 156 099 

9 782 355 

9 614 889 

10 118 826 

10 159 579 

Ordentliche 

Gerichte 

8 583 971 

8 256 241 

8 730 607 

8 634 836 

9 160 555 

8 965 692 

Fachgerichts- 

barkeiten 

114 988 

899 858 

1 051 748 

980 053 

958 271 

1 193 887 

Rückflüsse 

1 664 437 

1 500 992 

1 648 647 

1 787 072 

1 961 103 

2 161 071 

SN« 

Gesamt 

20 481 026 

20 420 733 

20 669 998 

20 512 149 

21 294 564 

20 981 780 

Ordentliche 

Gerichte 

17 904 617 

17 684 846 

17 759 989 

17 125 175 

17 440 240 

16 671 926 

Fachgerichts- 

barkeiten 

2 576 409 

2 735 887 

2 910 009 

3 386 974 

3 854 324 

4 309 854 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

4 979 136 

4 902 634 

St9 

Gesamt 

20 004 228 

21 400 525 

21 461 562 

21 284 626 

21 484 647 

21 462 840 

Ordentliche 

Gerichte 

17 958 763 

19 295 761 

19 065 016 

18 687 712 

18 615 464 

18 253 233 

Fachgerichts- 

barkeiten 

2 045 465 

2 104 764 

2 396 546 

2 596 914 

2 869 183 

3 209 607 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

SH 

Gesamt 

21 530 500 

20 832 200 

20 862 000 

21 492 900 

21 571 600 

21 346 100 

Ordentliche 

Gerichte 

19 277 600 

18 669 100 

18 541 400 

19 074 600 

18 824 700 

18 593 300 

Fachgerichts- 

barkeiten 

2 252 900 

2 163 100 

2 320 600 

2 418 300 

2 746 900 

2 752 800 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

3 662 600 

3 987 200 

TH 

Gesamt 

13 084 047 

13 245 430 

13 451 619 

12 952 040 

13 514 476 

13 468 782 

Ordentliche 

Gerichte 

11 317 551 

11 420 227 

11 427 111 

10 608 492 

10 473 787 

10 289 926 

Fachgerichts- 

barkeiten 

1 766 496 

1 825 203 

2 024 508 

2 343 548 

3 040 689 

3 178 856 

Rückflüsse 

3 261 794 

3 026 801 

3 121 083 

3 243 149 

3 337 462 

3 466 995 
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Übersicht über die Ausgaben der Länder und des Bundes für die Prozesskostenhilfe 
(Zahlungen in Euro an beigeordnete Rechtsanwälte) in den Jahren 2005 bis 2009 




2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

Bund 

Gesamt 




130 569 

99 720 

126 219 

BGH 




97 137 

78 320 

98 104 

BVerwG, 

BFH, BPatG 




33 432 

21 400 

28 115 

Rückflüsse 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

nicht erfasst 

Gesamt 

Bund und 
Länder 

494 523 516 

501 123 710 

502 422 943 

507 374 601 

511 239 254 

508 935 828 

Ordentliche 

Gerichte 

434 186 114 

439 291 018 

436 520 910 

436 148 056 

428 322 959 

424 603 643 

Fachgerichts- 

barkeiten 

60 337 402 

61 832 692 

65 902 033 

71 226 545 

82 916 295 

84 332 185 

Rückflüsse 

31 446 152 

30 578 246 

32 380 390 

56 138 324 

62 650 140 

63 316 463 

Gesamtausgaben 
derjenigen Länder, 
die Rückflüsse gemeldet 
haben 

136 188 352 

135 732 013 

150 095 470 

283 601 703 

329 943 876 

328 181 498 

Verhältnis der Rück- 
flüsse zu diesen 
Gesamtausgaben 

23,09% 

22,53% 

21,57% 

19,79% 

18,99% 

19,29% 

Rückflüsse bezogen 
auf Gesamtausgaben 
Bund und Länder 

114 186 429 

112 895 136 

108 388 686 

100 433 670 

97 074 724 

98 189 620 

Gesamtausgaben 
abzgl. Rückflüsse 

380 337 087 

388 228 574 

394 034 257 

406 940 931 

414 164 530 

410 746 208 


Erläuterungen: 

BW: Baden- Württemberg; BY: Bayern: BE: Berlin; BB: Brandenburg; HE: Hessen; MV: Mecklenburg-Vorpommern; NI: Niedersachsen; 

NW: Nordrhein-Westfalen; RP: Rheinland-Pfalz; SL: Saarland; SN: Sachsen; ST: Sachsen-Anhalt; SH: Schleswig-Holstein; TH: Thüringen. 

' Davon entfallen auf Verfahrenskostenhilfe in Insolvenzsachen: 2005: 228 491 Euro, 2006: 142 407 Euro, 2007: 97 672 Euro, 

2008: 205 095 Euro, 2009: 123 045 Euro, 2010: 169 819 Euro. 

2 Davon entfallen auf die Fachgerichtsharkeiten (ohne VerwG): 2005: 298 251 Euro, 2006: 665 417 Euro, 2007: 925 625 Euro, 

2008: 942 476 Euro, 2009: 958 905 Euro, 2010: 1 043 817 Euro. 

In den Rückflüssen sind für 2005 die Summen der Sozialgerichtsbarkeit nicht und die der Arbeitsgerichtsbarkeit nur teilweise enthalten. 

^ Nur Ordentliche Gerichtsharkeit und Arbeitsgerichtsbarkeit. 

2005 und 2006 ohne Arheits- und Sozialgerichtsbarkeit. 

Da Hamburg für 2010 keine Zahlen mitgeteilt hat, wurden die Zahlen von 2009 auch für 2010 übernommen. 

^ Hessen konnte für 2005 keine Zahlen mitteilen. Um gleichwohl ein aussagekräftiges Gesamtergebnis zu erzielen, wurden die Zahlen von 2006 
auch für 2005 übernommen. 

^ Die Rückflüsse in Hessen konnten aufgrund einer abweichenden Erhebungssystematik nur teilweise ermittelt werden. Auf eine Darstellung 
wurde deshalb verzichtet. 

^ Ausgaben „Gesamt“ und „Fachgerichtsbarkeiten“ für 2005 ohne Arbeitsgerichtsbarkeit. 

* Davon entfallen auf Verfahrenskostenhilfe in Insolvenzsachen 2010: 7 754 Euro. 

^ Einschließlich Pflichtverteidiger. 


3. Beratungshilfe 
a) Rechtliehe Grundlagen 

Sinn und Zweck der mit Gesetz vom 18. Juni 1980 (BGBl. I 
S. 689) eingeführten Beratungshilfe ist es zu gewährleisten, 
dass bedürftige Bürgerinnen und Bürger sich außerhalb ei- 
nes gerichtlichen Verfahrens sachkundigen Rechtsrat ver- 
schaffen können. Nach der derzeitigen Rechtslage wird Be- 
ratungshilfe gewährt, wenn der Rechtsuchende die erforder- 
lichen Mittel hierfür nicht selbst aufbringen kann, keine an- 
deren Möglichkeiten für eine Hilfe zur Verfügung stehen 
und die Rechtswahmehmung nicht mutwillig ist. Anders als 


bei der Prozesskostenhilfe kommt es auf die Erfolgsaussich- 
ten der Rechtswahmehmung nicht an. Wird Beratungshilfe 
gewährt, so besteht sie in Beratung und, soweit erforderlich, 
auch in Vertretung. Die Beratungshilfe kann grundsätzlich 
nur durch Rechtsanwälte und Rechtsbeistände, die Mitglied 
einer Rechtsanwaltskammer sind - einzeln oder in speziell 
eingerichteten Beratungsstellen - oder durch das Amtsge- 
richt selbst, in der Regel den Rechtspfleger, gewährt wer- 
den. Die Bewilligung kann auf zwei Wegen eingeholt wer- 
den: Entweder wird der Beratungshilfeantrag zunächst beim 
Amtsgericht gestellt und dem Rechtsanwalt der erteilte Be- 
rechtigungsschein vorgelegt oder der Antrag auf Bewilli- 
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gung wird nachträglich nach bereits erteilter anwaltlicher 
Beratungshilfe gestellt. Während bis zum Jahr 2008 der Di- 
rektzugang zum Rechtsanwalt deutlich häufiger gewählt 
wurde, überwiegt seither geringfügig, aber mit steigender 
Tendenz die vorherige Antragstellung bei Gericht. Die Be- 
ratungshilfe kann nach derzeitiger gesetzlicher Regelung 
auf allen Rechtsgebieten außer dem des Steuerrechts ge- 
währt werden, ln steuerrechtlichen Angelegenheiten ist sie 
allerdings aufgrund der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 14. Oktober 2008 (BVerfGE 122, 39) 
ebenfalls zu gewähren. 


b) Tatsächliche Grundlagen 

Die Kosten der Beratungshilfe werden von den Ländern ge- 
tragen. Die jährlichen Ausgaben der Länder lagen bis zur 
Jahrtausendwende unter 20 Mio. Euro. Seit dem Jahr 2002 
stiegen die Ausgaben kontinuierlich an und liegen heute bei 
über 80 Mio. Euro jährlich, ln den Jahren 2006 bis 2010 gab 
es keine wesentlichen Veränderungen bei den Gesamtkos- 
ten. Bundesweit stellt sich die Entwicklung seit 1981 aus- 
weislich der amtlichen Beratungshilfestatistik wie folgt dar: 


Jahr 

Zahl der Anträge auf Be- 
ratungshilfe durch einen 
Rechtsanwalt 

Das Amtsgericht hat 

(Summe der Spalten 2 
bis 4 einschl. Angaben 
MünchAnwV)! 

einen Berechtigungsschein erteilt 

den Antrag auf 
Beratungshilfe 
zurückgewiesen 

ein Ersuchen gemäß § 10 
Absatz 3 BerHG über- 
mittelt oder abgelehnt 

auf unmittelbaren Antrag 
der/des Rechtssuchenden 

auf einen mit Hilfe eines 
Rechtsanwalts - auch 
nachträglich - gestellten 
Antrag 


Sp. 1 

Sp.2 

Sp. 3 

Sp.4 

Sp. 52 

1981 

59 189 

35 175 

14 469 

9 545 


1982 

87 484 

41 382 

33 833 

12 269 


1983 

116 355 

48 230 

54 021 

14 104 


1984 

147 545 

53 447 

78 775 

15 323 


1985 

191 709 

59 767 

112 185 

18 446 


1986 

222 138 

64 667 

136 416 

19 787 


1987 

238 897 

63 936 

153 135 

20 803 


1988 

250 452 

64 690 

164 668 

20 201 


1989 

243 880 

63 740 

163 715 

15 480 


1990 

239 009 

61 171 

162 422 

14711 


1991 

221 197 

58 762 

150 536 

11 330 


1992 

215 874 

60 448 

143 488 

11 258 


1993 

217 569 

71 287 

136 221 

9 447 


1994 

235 669 

79 886 

146 868 

8 282 


1995 

266 416 

94 313 

162 436 

9 082 


1996 

311 804 

111 758 

188 372 

11 039 


1997 

359 115 

132 043 

215 115 

11 296 


1998 

396 940 

149 186 

235 179 

11 981 


1999 

414 538 

161 293 

239 916 

12 786 


2000 

425 032 

172 128 

239 466 

12 833 


2001 

463 087 

196 876 

252 146 

13 369 


2002 

499 067 

223 608 

260 424 

14 296 


2003 

566 556 

260 627 

288 657 

16 553 


2004 

631 066 

292 383 

316 880 

20 952 


2005 

790 354 

369 642 

392 379 

27 562 


2006 

921 754 

425 298 

455 175 

40 421 

1 214 

2007 

902 590 

418 879 

432 375 

50 455 

2 515 

2008 

885 468 

421 830 

404 435 

58 067 

2 662 

2009 

913 079 

454 252 

393 030 

64 662 

1 293 

2010 

970 152 

494 034 

404 754 

70 103 

1 110 
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Art 

Beratui 

Beratung und Auskunft (§ 132 
Absatz 1 BRAGO) ab 

01.07.2004 Nr. 2601, 2602, ab 
01.07.2006 Nr. 2501 bis 2502 
WRVG 

der durch den Rechtsanwalt gewäl 
igshilfe (jeweils Zahl der Bewillig 

Vertretung (§ 1 32 Absatz 2 Satz 1 
BRAGO) ab 01.07.2004 

Nr. 2603 bis 2607, ab 

01.07.2006 Nr. 2503 bis 2507 
WRVG 

Uten 

ungen) 

Abschluss eines Vergleichs oder 
Erledigung der Rechtssache 
(§ 132 Absatz 3 BRAGO) ab 
bl.07.2004Nr. 2608, ab 
01.07.2006 Nr. 2508 VV RVG 

Betrag der für die Beratungs- 
hilfe aufgewandten Kosten 


Sp. 6 

Sp. 7 

Sp. 8 

Sp. 9* 

1981 

12 064 

10 286 

1 830 

1 627 427,00 

1982 

19 243 

23 995 

3 270 

4 248 529,47 

1983 

25 625 

39 094 

4 790 

6 596 545,12 

1984 

30 692 

58 097 

6 050 

9 256 491,89 

1985 

39 981 

79 932 

11 633 

12 720 531,52 

1986 

42 486 

106 761 

8 529 

15 872 120,00 

1987 

46 645 

118 582 

8 832 

18 736 988,90 

1988 

49 034 

127 969 

10 056 

20 746 818,01 

1989 

46 653 

132 606 

9 569 

21 647 765,38 

1990 

44 098 

130 277 

8 429 

20 909 585,37 

1991 

41 711 

123 823 

7 066 

19 793 594,77 

1992 

38 540 

118 184 

6 966 

18 707 185,59 

1993 

42 110 

112 097 

7 997 

18 200 290,53 

1994 

42 967 

121 839 

8 071 

20 649 137,63 

1995 

51 179 

136 084 

10 064 

27 506 615,20 

1996 

61 095 

165 017 

12 118 

28 905 992,72 

1997 

70 212 

185 433 

13 754 

29 891 526,22 

1998 

79 817 

205 890 

15 481 

33 752 106,73 

1999 

85 070 

212 365 

16 577 

36 305 677,00 

2000 

83 021 

214 469 

17 394 

36 495 319,41 

2001 

87 311 

230 803 

18 908 

39 927 398,32 

2002 

97 349 

245 932 

19 522 

25 007 277,68 

2003 

108 136 

280 326 

24 126 

30 173 280,70 

2004 

116 422 

305 387 

31 299 

37 909 928,51 

2005 

146 888 

370 142 

51 493 

63 561 678,41 

2006 

161 570 

445 682 

63 563 

80 247 397,43 

2007 

162 899 

456 040 

64 124 

85 605 008,37 

2008 

162 072 

448 699 

56 391 

85 003 167,42 

2009 

168 525 

472 361 

54 062 

82 884 961,48 

2010 

174 764 

504 755 

59 010 

85 168 650,00 


Erläuterungen: 

1996: Gesamtbetrag in DM ohne Brandenburg und Thüringen 

1997 bis 2001: Gesamtbetrag in DM ohne Brandenburg, Hessen und Thüringen 

ab 2002: Gesamtbetrag in Euro 

2002 und 2003 : Gesamtbetrag in Euro ohne Brandenburg, Hessen und Thüringen 
2004: Gesamtbetrag in Euro ohne Brandenburg und Hessen 
2005 bis 2007: Gesamtbetrag in Euro ohne Hessen. 

' Ab 2008: einschl. Angaben EbersbergerAnwV. 

2 Ab 2006: ohne Bremen und Hamburg (öffentliche Beratungsstellen). 

Die Ursachen für den Ausgabenanstieg liegen zum einen in 
Gebührensteigerungen im Bereich der Beratungshilfe seit 
dem Inkrafttreten des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
zum 1. Juli 2004. Insbesondere aber sind sie auf einen stetig 
steigenden Geschäftsanfall in Beratungshilfesachen zurück- 
zuführen sowie auf eine stetig gestiegene Anzahl der Fälle, 
in denen Beratungshilfe auch für die außergerichtliche Ver- 
tretung durch einen Rechtsanwalt bewilligt wird. Als Haupt- 
ursachen für die gestiegenen Antragszahlen ist in Überein- 
stimmung mit dem Bundesratsentwurf (Bundestagsdrucksa- 
che 17/2164, S. 11) zum einen eine Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage zahlreicher Haushalte im Bereich der 


Geringverdiener auszumachen, zum anderen, dass sich eine 
nicht zu vernachlässigende Zahl von Antragstellern auch in 
solchen (Alltags-)fällen anwaltlicher Hilfe bedient, in denen 
ein selbst zahlender Bürger - zumindest zunächst - hierauf 
verzichtet hätte. Dies betrifft etwa einfache Auseinanderset- 
zungen mit dem Vermieter oder einem Gläubiger, ein Ein- 
sichtsbegehren in Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
örtlichen öffentlichen Nahverkehrs oder eine einfache Ra- 
tenzahlungsvereinbarung. 

Dass sich seit dem Jahr 2006 der Ausgabenanstieg verlang- 
samt hat oder sogar geringfügig rückläufig ist, dürfte in ers- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-23- 


Drucksache 17/11472 


ter Linie darauf zurückzuführen sein, dass bei verlangsamt 
steigenden Antragszahlen die Zahl der Zurückweisungen 
überproportional gestiegen ist. Lag die Zurückweisungs- 
quote im Jahr 2000 bei etwa 3 Prozent im bundeswei- 
ten Durchschnitt, stieg sie ab 2006 kontinuierlich auf etwa 
7,2 Prozent im Jahr 2010 an. Eine Gegenüberstellung der 
einzelnen Länder zeigt dabei aber, dass zwischen diesen er- 


hebliche Unterschiede bestehen und die Zurückweisungs- 
quoten zwischen ca. 1 Prozent im Saarland und ca. 10 Pro- 
zent in Baden-Württemberg und Berlin liegen. Die Bera- 
tungshilfestatistik für die einzelnen Länder stellt sich für das 
Jahr 2010 ausweislich der amtlichen Beratungshilfestatistik 
wie folgt dar: 


Land 

Zahl der Anträge auf 
Beratungshilfe durch 
einen Rechtsanwalt 

Das Amtsgericht hat 


(Summe der Spalten 2 
bis 4 einschl. Angaben 
MünchAnwV und 
EbersbergerAnwV) 

einen Berechtigungsschein erteilt 

den Antrag auf Bera- 
tungshilfe schriftlich 
zumckgewiesen 

ein Ersuchen gemäß 
§ 10 Absatz 3 BerHG 
übennittelt oder 
abgelehnt 

auf unmittelbaren An- 
trag der/des Recht- 
suchenden 

auf einen mit Hilfe 
einer Rechtsanwältin 
oder, eines Rechtsan- 
walts oder/und nach- 
träglich gestellten An- 
trag 


Sp. 1 

Sp.2 

Sp. 3 

Sp.4 

Sp. 5 

BW* 

77 433 

48 539 

20 838 

8 056 

91 

MünchAnwV 

1 142 





EbersbergAnwV 

119 





BY* 

99 927 

63 123 

27 345 

9 459 

13 

BE* 

53 801 

36 146 

12 158 

5 497 

3 

BB* 

32 575 

16 250 

14 253 

2 072 

170 

HE* 

73 169 

36 368 

32 251 

4 550 

0 

MV* 

25 697 

9 433 

13 834 

2 430 

305 

NI 

129 275 

56 020 

67 165 

6 090 

50 

NW* 

220 944 

108 572 

99 619 

12 753 

298 

RP* 

41 490 

20 849 

17 769 

2 872 

13 

SL* 

18 618 

9 381 

8 994 

243 

0 

SN* 

62 994 

38 284 

19719 

4 991 

98 

ST 

44 173 

18 388 

18 897 

6 888 

7 

SH 

57 367 

22 709 

32 545 

2 113 

6 

TH* 

31 428 

9 972 

19 367 

2 089 

56 

insgesamt 

970 152 

494 034 

404 754 

70 103 

1 110 


Land 

Art der durch die Rechtsanwaltschaft gewährten Beratungshilfe 

Betrag der für die Beratungs- 
hilfe aufgewandten Kosten 
EUROi 


Beratung und Auskunft 
(Nr. 2501 bis 2502 VV RVG) 

Vertretung 

(Nr. 2503 bis 2507 VV RVG) 

Mitwirkung an der Einigung 
oder Erledigung der Rechts- 
sache (Nr. 2508 VV RVG) 


Sp. 6 

Sp. 7 

Sp. 8 

Sp. 9 

BW* 

10 816 

35 134 

4519 

8 198 224,63 

MünchAnwV 




33 053,75 

EbersbergAnwV 




3 038,00 

BY* 

15 929 

47 877 

7 709 

10 060 955,49 

BE* 

12 569 

26 382 

2 604 

3 958 546,82 

BB* 

7419 

14 954 

1 604 

2 668 854,44 

HE* 

11 274 

41 746 

4 692 

6 643 189,31 

MV* 

7312 

12 726 

1 895 

2 314 551,00 

NI 

22 559 

76 652 

7213 

11 506 673,16 

NW* 

32 447 

119 330 

12 500 

19 511 880,00 

RP* 

7611 

21 809 

2 530 

3 495 952,00 

SL* 

2 680 

10414 

1 031 

1 503 376,79 

SN* 

12 685 

28 992 

4 425 

4 621 302,92 

ST 

8 425 

19 347 

2 387 

3 064 191,00 

SH 

17 104 

32 404 

2 793 

5 006 997,00 

TH* 

5 934 

16 988 

3 108 

2 577 863,69 

insgesamt 

174 764 

504 755 

59 010 

85 168 650,00 
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Erläuterungen: 

BW: Baden-Württemberg; BY: Bayern: BE: Berlin; BB: Brandenburg; 
HE: Hessen; MV: Mecklenburg-Vorpommern; NI: Niedersachsen; 
NW: Nordrhein-Westfalen; RP: Rheinland-Pfalz; SL: Saarland; SN: 
Sachsen; ST: Sachsen- Anhalt; SH: Schleswig-Holstein; TH: Thüringen. 
* Den lfd. Nm. 110310 bis 110430 der Geschäftsübersichten der 
Amtsgerichte (GÜ 2) entnommen. 

0 Baden-Württemberg: Hierin sind auch die Aufwendungen für die 
Tätigkeit eines Rechtsanwalts zur Herbeiführung einer außergericht- 
lichen Einigung mit den Gläubigem über die Schuldenbereinigung 
(Vergütungsverzeichnis Nm. 2602, 2604 bis 2607 des Rechtsan- 
waltsvergütungsgesetzes) enthalten. 

Nordrhein-Westfalen: Es handelt sich um reine kamerale Ausgaben, 
nicht um die Vollkosten. 

Ohne Bremen und Hamburg (öffentliche Beratungsstellen). 

c) Uneinheitliche Rechtsanwendnng 

Das Beratungshilferecht ist in der Praxis geprägt von einer 
- oftmals sogar innerhalb desselben Landgerichtsbezirks - 
uneinheitlichen Rechtsanwendung durch die Amtsgerichte. 
Dies schafft nicht nur Ungerechtigkeiten zwischen den An- 
tragstellern und den die Beratungshilfe leistenden Rechtsan- 
wältiimen und Rechtsanwälten, sondern führt mangels 
Rechtssicherheit auch bei allen Beteiligten zu vermeid- 
baren, wiederum kostenträchtigen Auseinandersetzungen. 
Ursache hierfür sind jedenfalls teilweise unbestimmte oder 
unklar formulierte Rechtsbegriffe (so etwa die Mutwillig- 
keit der Rechtswahmehmung in § 1 Absatz 1 Nummer 3 
oder die Erforderlichkeit der Vertretung in § 2), die unter- 
schiedlich ausgelegt werden. Hier gibt das Gesetz den 
Rechtsanwendem derzeit keinen ausreichend sicheren Rah- 
men. Insbesondere sind die Voraussetzungen für die Zu- 
rückweisung von Beratungshilfeanträgen für die oben ge- 
nannten Fälle selbständig lösbarer Alltagsangelegenheiten 
bislang unzureichend gesetzlich geregelt. Die nach gelten- 
der Rechtslage als gleichwertig zulässige nachträgliche An- 
tragstellung, die das Gericht nach erfolgter Beratung mit be- 
reits geschaffenen Fakten konfrontiert, verursacht zudem 
oftmals weiteres Konfliktpotential. Anders als bei der Pro- 
zesskostenhilfe sind Aufhebungsmöglichkeiten nicht gere- 
gelt, was weitere Unsicherheiten schafft (vgl. nur Schoreit/ 
Groß, Beratungshilfe/Prozesskostenhilfe/Verfahrenskosten- 
hilfe, 10. Auflage, § 6 BerHG, Rn. 10 ff.). Als Rechtsmittel 
ist nur die Erinnerung zum Richter gegen ablehnende Ent- 
scheidungen des Rechtspflegers statthaft, so dass die Anbin- 
dung an eine amtsgerichtsübergreifende Instanz, die mehr 
Rechtssicherheit durch einheitliche Entscheidungen schaf- 
fen könnte, fehlt. 

II. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
1. Prozesskostenhilfe 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, die finanzielle Belastung der 
Länder durch die Ausgaben für Prozess- und Verfahrenskos- 
tenhilfe (PKH) zu reduzieren, ohne den Zugang zum Recht 
für alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von Vermögen 
und Einkommen zu beeinträchtigen. Dazu sind die nachste- 
henden Maßnahmen vorgesehen: 

Durch die Definition des Merkmals der Mutwilligkeit soll 
dessen eigenständige Bedeutung betont und gesetzlich klar- 
gestellt werden. Die Bestimmung knüpft an den vom Bun- 
desverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung vorge- 
gebenen Maßstab an (§ 114 Absatz 2 ZPO-E). Die Ergän- 


zung soll die Bedeutung des Tatbestandsmerkmals hervor- 
heben und dessen Anwendung in der gerichtlichen Praxis 
erleichtern. 

Der Freibetrag für Erwerbstätige wird von bisher 50 Prozent 
auf zukünftig 25 Prozent der Regelbedarfs stufe 1 reduziert 
(§115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe b ZPO-E). Der 
Freibetrag soll die berufsbedingten Mehraufwendungen ab- 
decken. Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Ent- 
scheidung zur Steuerfreiheit des Existenzminimums 
(BVerfG, Beschluss vom 25. September 1992, BVerfGE 87, 
153) einen Abzug in Höhe von 25 Prozent des jeweils gülti- 
gen Regelsatzes für ausreichend erachtet. 

Der Freibetrag für den Ehegatten oder Lebenspartner des 
Antragstellers entspricht künftig nicht mehr dem persön- 
lichen Freibetrag des Antragstellers, sondern wird aus dem 
für ihn sozialrechtlich geltenden Regelsatz gemäß dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) berechnet 
(§115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 Buchstabe b ZPO-E). 

Die Ratenzahlungshöchstdauer wird von bisher 48 Monate 
auf zukünftig 72 Monate verlängert (§115 Absatz 2 ZPO-E). 
Zugleich wird die Tabelle zur Feststellung der monatlichen 
Raten abgeschafft. Die monatliche Rate beträgt künftig die 
Hälfte des einzusetzenden Einkommens. Dies führt zu einer 
moderaten und vertretbaren Erhöhung der Beteiligung der 
PKH-Empfänger an den Kosten des Verfahrens. Der Vor- 
schlag im Entwurf des Bundesrates (Bundestagsdrucksachen 
16/1994, 17/1216), die Ratenzahlungsdauer nicht mehr zu 
begrenzen, ist zu weitgehend und wird daher nicht aufge- 
griffen. 

Der Gegner des PKH-Antragstellers soll im PKH- Verfahren 
Gelegenheit erhalten, zu den Erfolgsaussichten und den 
wirtschaftlichen Verhältnissen des Antragstellers Stellung 
zu nehmen. Im Gesetz wird klargestellt, dass der Antragstel- 
ler zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung über 
seine Angaben zu den persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen aufgefordert werden kaim (§118 Absatz 1, 
Absatz 2 Satz 1 ZPO-E). Beides dient dazu, dem Gericht 
eine ausreichend gesicherte Tatsachengrundlage für die Ent- 
scheidung über den PKH-Antrag zu verschaffen. 

Das Gericht kann zukünftig Auskünfte über die persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Antragstellers 
bei Sozialversicherungsträgern, Arbeitgebern und Finanz- 
ämtern einholen (§118 Absatz 2 Satz 3 ZPO-E) und Zeugen 
auch zur Überprüfung der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse laden (§118 Absatz 4 ZPO-E). Dadurch kann 
die Bedürftigkeit des Antragstellers zuverlässiger aufgeklärt 
und unberechtigte Inanspruchnahme verhindert werden. 

Die Ratenzahlungen werden erst eingestellt, wenn die vor- 
aussichtlichen Kosten des Verfahrens gedeckt sind (§120 
Absatz 3 Nummer 1 ZPO-E). Nach bisheriger Rechtslage 
waren die Zahlungen einzustellen, wenn die bis dahin ange- 
fallenen Kosten gedeckt waren, auch werm absehbar war, 
dass demnächst im Verfahren weitere Kosten anfallen wer- 
den. Fielen etwa durch weitere Beweisaufnahme weitere 
Kosten an, mussten die Zahlungen wieder aufgenommen 
werden. Dadurch wurde das Gericht venneidbar belastet. 

Es wird eine Anzeigepflicht des Antragstellers bei wesent- 
lichen Einkommensverbesserungen eingeführt (§ 120a Ab- 
satz 2 ZPO-E). Damit wird das PKH-Recht mit dem Sozial- 
recht harmonisiert, denn dort gibt es gemäß § 60 Absatz 1 
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Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1) be- 
reits eine Mitteilungspflicht. 

Die Möglichkeit, die PKH-Bewilligung aufzuheben, wird 
erweitert, insbesondere wird die betreffende Vorschrift des 
§ 124 ZPO von einer „Kann- Vorschrift“ in eine „Soll- Vor- 
schrift“ verändert. Bewilligte PKH kann auch dann aufge- 
hoben werden, wenn der PKH-Empfanger seiner Pflicht zur 
Anzeige von Einkommensverbesserung nicht oder unge- 
nügend nachkommt; damit wird die Einhaltung dieser 
Pflicht abgesichert. 

Außerdem kann die PKH für einzelne Beweiserhebungen 
aufgehoben werden, werm die angestrebte Beweiserhebung 
angesichts des bisherigen Prozessverlaufs keine Aussicht 
auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint; damit wird si- 
chergestellt, dass auch innerhalb des Verfahrens der PKH- 
Empfänger nicht bessergestellt wird als eine selbstzahlende 
Partei, die kostenträchtige Beweisanträge mit nur femlie- 
gender Erfolgsaussicht ebenfalls nicht stellen würde (§ 124 
Absatz 2 ZPO-E). 

Das Beschwerderecht der Staatskasse wird erweitert; der 
Bezirksrevisor kann sich auch gegen eine zu niedrige Raten- 
festsetzung beschweren (§ 127 Absatz 3 ZPO-E). 

ln Ehescheidungsverfahren wird die nach geltendem Recht 
zwingende Beiordnung eines Rechtsanwalts für den An- 
tragsgegner, bei dem die Voraussetzungen für die Bewilli- 
gung von Verfahrenskostenhilfe vorliegen, in eine einzel- 
fallabhängige Beiordnung verändert (Artikel 9 Nummer 2). 
Derzeit muss zur Herstellung von „Waffengleichheit“ (vgl. 
§113 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Fami- 
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit [FamFG] in Verbindung mit § 121 Absatz 2, 
zweite Alternative ZPO) dem verfahrenskostenhilfeberech- 
tigten Antragsgegner immer ein Rechtsanwalt beigeordnet 
werden. Um den Zugang des Antragsgegners zum Recht zu 
gewährleisten, erscheint jedoch eine Beiordnung nicht in je- 
dem Fall, sondern nur dann geboten, wenn sie aufgrund der 
Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage im Einzelfall er- 
forderlich ist. Laut Statistik lassen sich seit Jahren in rund 
45 Prozent der Scheidungs verfahren die Antragsgegner 
ohne anwaltliche Vertretung scheiden. Davon abweichend 
lassen sich jedoch in den Scheidungsverfahren, in denen 
dem Antragsgegner Verfahrenskostenhilfe bewilligt wurde, 
in knapp 86 Prozent der Fälle die Antragsgegner durch ei- 
nen Rechtsanwalt vertreten. Hier dient die Gewährung von 
Verfahrenskostenhilfe also nicht mehr der Gleichstellung 
von Bemittelten und Unbemittelten, sondern führt zu einer 
Überversorgung, die durch den Änderungsvorschlag abge- 
baut wird. 

Die Sonderregel im arbeitsgerichtlichen Verfahren, dass ei- 
ner Partei auch ohne Erfolgsaussicht ein Rechtsanwalt bei- 
geordnet werden karm, wenn der Gegner anwaltlich vertre- 
ten ist (§ 11a Absatz 1 bis 2a des Arbeitsgerichtsgesetzes 
[ArbGG]), wird abgeschafft (Artikel 7). Die „Waffengleich- 
heit“ wird bereits durch § 121 ZPO ausreichend gewährleis- 
tet. 

Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Antragstellers karm in allen Gerichtsbarkeiten auf 
den Rechtspfleger bzw. dort, wo es keine Rechtspfleger 
gibt, auf den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle übertra- 
gen werden (Artikel 3 und 11 bis 13). Die Maßnahme dient 


der Entlastung der Richter und schafft zugleich die Voraus- 
setzung für eine möglichst einheitliche Beurteilung der Be- 
dürftigkeit durch Personen, die auf solche Prüfungen spe- 
zialisiert sind. 

Außerdem soll im Markenrecht nunmehr ausdrücklich die 
Verfahrenskostenhilfe im gerichtlichen Verfahren vor dem 
Bundespatentgericht und dem Bundesgerichtshof geregelt 
werden. Hierbei war zu berücksichtigen, dass neben den all- 
gemeinen Vorschriften zur Prozesskostenhilfe in der ZPO in 
verschiedenen Nebengesetzen Vorschriften enthalten sind, 
so beispielsweise in den §§129 ff. des Patentgesetzes 
(PatG) sowie in § 24 des Geschacksmustergesetzes (Ge- 
schmMG) und in § 2 1 Absatz 2 des Gebrauchsmustergeset- 
zes (GebrMG). Im Zusammenhang mit der einheitlichen 
Bearbeitung der Verfahren durch das Bundespatentgericht 
und den Bundesgerichtshof in sämtlichen das geistige Ei- 
gentum betreffenden Angelegenheiten, soweit ein Zustän- 
digkeitsverweis nicht auf die ordentlichen Gerichte erfolgt, 
ist die einheitliche Handhabung der Verfahrenskostenhilfe 
angezeigt und zweckmäßig. Daher erfolgt die Regelung 
grundsätzlich durch Verweis auf die Vorschriften der §§129 
ff. PatG. Diese sind zwar zunächst auf die Besonderheiten 
des Patentrechts mit dem Ziel der Förderung des wissen- 
schaftlichen Fortschrittes zugeschnitten, so dass die Anwen- 
dung auf markenrechtliche Inhalte mangels Bezug zum wis- 
senschaftlichen Fortschritt fraglich erscheinen könnte. Bei 
genauer Betrachtung ergibt sich jedoch, dass die Abwei- 
chungen der in Bezug genommenen Vorschriften zu denen 
der Zivilprozessordnung gerade bei § 135 Absatz 3 PatG im 
Vergleich zu § 127 ZPO und bei § 137 PatG im Vergleich zu 
§ 120a ZPO-E von entscheidender Relevanz sind. Diese 
sind auf die besonderen Anforderungen der gesetzlichen 
Regelungen an den Instanzenzug der Beschwerde und 
Rechtsbeschwerde hinsichtlich der bestehenden Rechtsmit- 
tel gegen Entscheidungen zur Verfahrenskostenhilfe sowie 
der Besonderheiten der Nutzung geistigen Eigentums bei 
möglicher Aufhebung der Verfahrenskostenhilfe angepasst. 
Eine inhaltliche Abstimmung mit den übrigen Vorschriften 
zur Verfahrenskostenhilfe, die das geistige Eigentum betref- 
fen, ist daher angebracht. Für alle Verfahren vor den ordent- 
lichen Gerichten ist eine Direktanwendung der Vorschriften 
der §§ 114 ff. ZPO weiterhin gewollt und von dieser Rege- 
lung nicht betroffen. 

2. Beratungshilfe 

Ziel der vorgeschlagenen Regelungen ist zum einen, die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für die Gewährung von Bera- 
tungshilfe klarer zu fassen und die Vorschriften für das Be- 
willligungsverfahren zu verbessern. Das erhöht die Rechts- 
sicherheit für alle an dem Verfahren beteiligten Personen. 
Zugleich karm Missbrauch besser entgegengewirkt werden. 
Zum anderen soll der Beschluss des Bundesverfassungsge- 
richts zur Beratungshilfe in steuerrechtlichen Angelegenhei- 
ten vom 14. Oktober 2008 (BVerfGE 122, 39) umgesetzt 
und in Ergänzung dieser Umsetzung der Kreis der Personen, 
die Beratungshilfe erteilen, erweitert werden. Dazu sind fol- 
gende Maßnahmen vorgesehen: 

Künftig kann nicht nur wie bisher die „Wahrnehmung der 
Rechte“, sondern - weitergehend - die Inanspruchnahme 
der Beratungshilfe als mutwillig qualifiziert und Beratungs- 
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hilfe damit ausgeschlossen werden (S 1 Absatz 1 Nummer 3 
BerHG-E). 

Die Begriffe der Mutwilligkeit und der Erforderlichkeit der 
Vertretung sollen legaldefmiert werden. Beratungshilfe soll 
danach zum einen wegen Mutwilligkeit versagt werden, 
wenn ein bemittelter Rechtsuchender von der Beratung oder 
Vertretung durch eine Beratungsperson auf eigene Kosten 
absehen würde (§ 1 Absatz 3 BerHG-E). Zum anderen sol- 
len mit der Definition der Erforderlichkeit der Vertretung 
(§ 2 Absatz 1 Satz 2 BerHG-E) die persönlichen Fähigkei- 
ten des Rechtsuchenden ins Verhältnis zu Umfang, Schwie- 
rigkeit und Bedeutung der Rechtsangelegenheit gesetzt wer- 
den. Denn es soll nur derjenige Beratungshilfe auch für die 
Vertretung erhalten, der nach der Beratung nicht in der Lage 
ist, seine Angelegenheit selbst in die Hand zu nehmen. 

Die Aufklärungsmöglichkeiten des Gerichts zu den wirt- 
schaftlichen und persönlichen Verhältnissen des Recht- 
suchenden sollen verbessert werden (§4 Absatz 3 bis 6 
BerHG-E). Die neuen Vorschriften präzisieren, wozu im 
einzelnen Angaben zu machen und Belege beizufügen sind. 
Dem Gericht soll die Möglichkeit gegeben werden, mit Ein- 
willigung des Rechtsuchenden bei Dritten Auskünfte über 
Einkommen und Vermögen einzuholen. 

Es wird die Pflicht eingeführt, den Antrag auf Beratungshilfe 
vor deren Gewährung zu stellen (§ 6 Absatz 2 BerHG-E). So 
kann der Rechtspfleger eine Rechtsauskunft gemäß § 3 Ab- 
satz 2 BerHG selbst erteilen oder den Rechtsuchenden recht- 
zeitig auf andere Hilfemöglichkeitenhinweisen. Gleichzeitig 
schafft die vorherige Antragstellung größere Rechtssicher- 
heit für Antragsteller und Beratungsperson. Eine nachträgli- 
che Antragstellung soll in Ausnahmefällen innerhalb einer 
Frist von vier Wochen ab Beginn der Beratungshilfetätigkeit 
(§ 6 Absatz 3 BerHG-E) möglich bleiben. 

Es soll die Möglichkeit geregelt werden, die Bewilligung 
aufzuheben (§§ 6a und 7 Absatz 2 BerHG-E). Zu diesem 
Zweck wird erstens dem Erinnerungsrecht des Rechtsu- 
chenden ein Erinnerungsrecht der Staatskasse gegenüber- 
gestellt. Zweitens wird dem Gericht die Möglichkeit gege- 
ben, die Beratungshilfebewilligung von Amts wegen aufzu- 
heben, wenn sich herausstellt, dass die Bewilligungsvoraus- 
setzungen anfänglich nicht Vorgelegen haben. Drittens kann 
die Aufhebung auf Antrag der Beratungsperson erfolgen, 
wenn sich die persönlichen und wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Rechtsuchenden nachträglich aufgrund der Bera- 
tung oder Vertretung erheblich verbessern. 

Als Folge der Aufhebungsmöglichkeit wird ein Ausgleich 
der Vergütung im Verhältnis zwischen Rechtsuchendem, 
Beratungsperson und Staatskasse geregelt (§ 8a BerHG). 
Die Staatskasse erhält unter bestimmten Voraussetzungen 
ein Regressrecht gegen den Rechtsuchenden. 

ln Abkehr vom bisherigen Vergütungsvereinbarungsverbot 
(§ 8 BerHG) werden flexiblere Vergütungsmodelle zugelas- 
sen (§ 6a Absatz 2 BerHG-E, § 4 Absatz 1 Satz 3 und 4, 
§ 4a Absatz 1 Satz 3 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
[RVG] - neu - ). Neben der Möglichkeit, die Aufhebung zu 
beantragen und den Vergütungsanspruch auf eine Vereinba- 
rung zu stützen, wird eine Verzichtsmöglichkeit (Tätigkeit 
pro bono) geschaffen und speziell für Beratungshilfefalle 
die Vereinbarung eines Erfolgshonorars unter erleichterten 


Voraussetzungen zugelassen. Der Schutz des Rechtsuchen- 
den wird weiterhin sichergestellt, indem der Vergütungsan- 
spruch nicht durchgesetzt werden kann, wenn und solange 
Beratungshilfe bewilligt ist. 

Das Beratungshilferecht soll für öffentliche Beratungsstel- 
len auch in anderen Ländern als den Stadtstaaten geöffnet 
werden (§ 12 Absatz 3 und 4 BerHG-E). Anwaltliche Bera- 
tungsstellen sollen in allen Ländern mit Vorrang vor der Be- 
ratungshilfe durch einzelne Rechtsanwälte eingeführt wer- 
den können. 

Die bisherige Auflistung der beratungshilfefähigen Rechts- 
gebiete in § 2 Absatz 2 BerHG soll dadurch ersetzt werden, 
dass künftig alle rechtlichen Angelegenheiten beratungshil- 
fefähig sind. 

Die Befugnis zur Erteilung von Beratungshilfe wird über 
die Anwaltschaft hinaus auf Angehörige der steuerberaten- 
den Berufe (Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer, vgl. § 3 Nummer 1 
des Steuerberatungsgesetzes [StBerG]) sowie auf Rentenbe- 
rater erweitert und der Oberbegriff der Beratungsperson ein- 
geführt (§ 3 Absatz 1 BerHG-E). Inhaltlich ist die Befugnis 
begrenzt auf den jeweiligen Umfang der Rechtsberatungs- 
befugnis. 

Die Vorschriften zur Beiordnungsfähigkeit im Rahmen von 
Prozesskostenhilfe nach dem Sozialgerichtsgesetz, der Ver- 
waltungsgerichtsordnung und der Finanzgerichtsordnung 
für die Angehörigen der steuerberatenden Berufe werden an 
die neue Befugnis zur Erteilung von Beratungshilfe ange- 
passt (§ 73a Absatz 1 des Sozialgerichtsgesetzes [SGG], 
§166 Absatz 1 - neu - der Verwaltungsgerichtsordnung 
[VwGO], § 142 Absatz 2 der Finanzgerichtsordnung 
[FGO]). 

Im Gebührenrecht werden Regelungen zum Vorschuss (§ 47 
Absatz 2 RVG) und zur Pauschale für Entgelte für Post- und 
Telekommunikationsdienstleistungen (Nummer 7002 des 
Vergütungsverzeichnisses) klargestellt. 

III. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Artikel 1, 3, 5, 6, 7, 8, 
9, 10, 11, 12, 13, 15, 16, 17: „gerichtliches Verfahren“, Arti- 
kel 4 und 14: „Rechtsanwaltschaft“; Artikel 2, 18 und 19: 
„Rechtsberatung“) . 


IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Enropäischen 
Union und mit völkerrechtlichen Verträgen, die die 
Bundesrepnblik Dentschland geschlossen hat 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union und mit völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundes- 
republik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. 

Insbesondere entspricht der Entwurf hinsichtlich der Pro- 
zesskostenhilfe den Vorgaben der Richtlinie 2003/8/EG des 
Rates vom 27. Januar 2003 zur Verbesserung des Zugangs 
zum Recht bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem Be- 
zug durch Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften für 
die Prozesskostenhilfe in derartigen Streitsachen. 
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V. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Gesetzentwurf berührt keine Aspekte einer nachhalti- 
gen Entwicklung im Sinne der nationalen Nachhaltigkeits- 
strategie. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Maßnahmen des Entwurfs sind im Bereich der 
Prozesskostenhilfe für die Länderhaushalte Entlastungen im 
Umfang von insgesamt 64,8 Mio. Euro im Jahr zu erwarten. 

Durch die Absenkung der Freibeträge für Erwerbstätige und 
für Ehegatten und Lebenspartner werden zukünftig mehr 
Prozesskostenhilfeempfanger, die bisher ratenfreie Prozess- 
kostenhilfe erhielten, Raten zahlen müssen. Vorsichtig ge- 
schätzt betrifft dies 20 Prozent der jährlich etwa 630 000 
bisher ratenfreien Prozesskostenhilfebewilligungen, also 
126 000 Fälle. Als Ausgangspunkt für die Schätzung der 
Ratenhöhe ist zu berücksichtigen, dass allein schon der Er- 
werbstätigenfreibetrag um derzeit etwa 90 Euro gesenkt 
wird. Anzunehmen ist auf dieser Grundlage eine durch- 
schnittliche Rate von 25 Euro. Dies führt zu einer Mehrein- 
nahme pro Fall von 300 Euro und damit zu insgesamt 
37,8 Mio. Euro Mehreinnahmen pro Jahr. 

Durch die Verlängerung der Ratenzahlungsdauer und die 
Neuberechung der Ratenhöhe werden diejenigen Prozess- 
kostenhilfeempfänger, die auch schon bisher Raten zahlen 
mussten und deren Raten nicht zur vollständigen Deckung 
der Prozesskosten ausreichte, künftig einen größeren Teil 
der Prozesskosten finanzieren und damit für mehr Rück- 
flüsse als bisher sorgen. Geschätzt wird, dass davon 20 Pro- 
zent der bisher 70 000 Bewilligungen mit Ratenzahlungsan- 
ordnung pro Jahr betroffen sind. Welchen Mehrbetrag die 
Prozesskostenhilfeempfanger in diesen 14 000 Fällen künf- 
tig zahlen werden, kann nur grob geschätzt werden. Ange- 
nommen wird ein durchschnittlicher Betrag von 500 Euro, 
der jeweils zusätzlich an die Staatskasse zurückfließt. Dar- 
aus ergibt sich ein Gesamtbetrag von 7 Mio. Euro, um den 
die Länderhaushalte jedes Jahr entlastet werden. 

Die Abschaffung der zwingenden Beiordnung in Ehesachen 
und der Beiordnung auch ohne Erfolgsaussichten im ar- 
beitsgerichtlichen Verfahren wird die Aufwendungen der 
Länder für die Prozesskostenhilfe reduzieren. Wie viele 
Beiordnungen wegfallen werden, hängt maßgeblich von der 
Bewilligungspraxis der Gerichte ab, da zukünftig die Not- 
wendigkeit einer Beiordnung bzw. die Erfolgsaussichten der 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung jeweils im Ein- 
zelfall beurteilt werden müssen. Vorsichtig geschätzt ist mit 
10 000 Beiordnungen weniger im Jahr zu rechnen. Bei 
durchschnittlichen Kosten von 1 000 Euro für jede Beiord- 
nung ergibt sich daraus ein Einsparvolumen von 10 Mio. 
Euro im Jahr. 

Schließlich werden die übrigen Maßnahmen, insbesondere 
die Pflicht der Prozesskostenhilfeempfänger zur Mitteilung 
von Einkommens- und Vermögensverbesserungen, die ver- 
besserten Möglichkeiten zur Prüfung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse sowie die Möglichkeit zur 
Übertragung dieser Prüfung auf Rechtspfleger und Ur- 
kundsbeamte der Geschäftsstelle mit speziellen Fachkennt- 
nissen, dafür sorgen, dass unberechtigte Prozesskostenhilfe- 
bewilligungen vermieden, Ratenzahlungen in korrekter 


Höhe angeordnet werden und öfter als bisher die Bewilli- 
gungsentscheidung an eine spätere Einkommens- oder Ver- 
mögensverbesserung angepasst wird. Dadurch können Auf- 
wendungen eingespart und Rückflüsse durch Ratenzahlun- 
gen erhöht werden, ln welchem Maß der Gesamtaufwand 
der Länderhaushalte für die Prozesskostenhilfe von derzeit 
ca. 500 Mio. Euro im Jahr reduziert bzw. durch erhöhte 
Rückflüsse kompensiert wird, hängt von der Umsetzung der 
neuen Vorschriften in der Praxis und auch von dem dafür 
notwendigen personellen Mehraufwand ab. Vorsichtig ge- 
schätzt ist im Ergebnis von Einsparungen im Umfang von 
mindestens 2 Prozent der Gesamtausgaben, also von 
10 Mio. Euro, auszugehen. Insbesondere bei IT-gestützter 
Vorgangsbearbeitung sind mittelfristig auch wesentlich 
höhere Einsparungsraten erreichbar. 

ln welcher Höhe die Maßnahmen des Entwurfs im Bereich 
der Beratungshilfe zu Entlastungen für die Länderhaushalte 
fuhren, lässt sich nicht konkret beziffern. Selbst bei vorsich- 
tiger Einschätzung sind aber Einsparungen im Umfang von 
mindestens 6 Mio. Euro im Jahr zu erwarten. 

Durch die Absenkung der Freibeträge für Erwerbstätige und 
für Ehegatten und Lebenspartner bei der Prozesskostenhilfe 
werden weniger Antragsteller als bisher unter die Ratenzah- 
lungsfreiheit fallen und damit keine Beratungshilfe bean- 
spruchen können. Dies dürfte zwar weniger als die bei der 
Prozesskostenhilfe geschätzten 20 Prozent der Antragstel- 
lungen betreffen, da der Anteil an Antragstellern, die So- 
zialleistungen oder ein nur sehr geringes Einkommen bezie- 
hen, bei der Beratungshilfe erfahrungsgemäß größer ist als 
bei Antragstellern der Prozesskostenhilfe. Das Einsparpo- 
tential kann nur geschätzt werden. Wetm nur 5 Prozent der 
Antragsteller durch die Änderungen bei der Prozesskosten- 
hilfe keine Beratungshilfe mehr erhielten, entstünde gemes- 
sen an den Gesamtausgaben im Jahr 2010 in Höhe von 
85 Mio. Euro ein Einsparvolumen von 4,2 Mio. Euro für die 
Länderhaushalte. 

Durch die zum Regelfall bestimmte vorherige Antragstel- 
lung wird den Rechtspflegern die Möglichkeit eröffnet, den 
Antrag durch sofortige Auskunft selbst zu erledigen oder an 
andere Stellen zu verweisen. Die Einsparungen, die dadurch 
erzielt werden können, können nur geschätzt werden. Die 
von den Ländern veranschlagte Sofort-Erledigungsquote 
von 22,5 Prozent (Bundestagsdrucksache 17/2164, S. 18) 
erscheint allerdings als sehr hoch. Wenn in nur 5 Prozent 
der Fälle, in denen bisher nachträglich Beratungshilfe ge- 
währt wird (2010: 404 754 Fälle), durch das geänderte Ver- 
fahren künftig keine Beratungshilfe mehr gewährt würde, 
ergäbe sich unter Zugrundelegung der Durchschnittskosten 
eines Beratungshilfeantrages (2010: 87,79 Euro) ein weite- 
res Sparpotential von fast 1,8 Mio. Euro. 

Die übrigen Maßnahmen, insbesondere die Präzisierungen 
der Begriffe der Mutwilligkeit und der Erforderlichkeit der 
Vertretung, die verbesserten Möglichkeiten zur Prüfung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse und die neu 
geregelten Aufhebungsmöglichkeiten einschließlich des Er- 
innerungsrechts der Staatskasse werden dafür sorgen, dass 
einerseits weniger Anträge auf Beratungshilfe gestellt wer- 
den und andererseits mehr unberechtigte Anträge zurückge- 
wiesen werden, ln welchem Maße hierdurch Aufwendun- 
gen eingespart werden können, lässt sich nicht prognostizie- 
ren. 
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Signifikante Auswirkungen auf die Länderhaushalte durch 
die Erweiterung auf die steuerrechtlichen Angelegenheiten 
sind nicht zu erwarten. Denn zum einen ist die Zahl der Be- 
ratungshilfesachen in steuerrechtlichen Angelegenheiten 
äußerst gering. Zum anderen besteht die durch den Gesetz- 
entwurf geschaffene Erweiterung der Beratungshilfe auf- 
grund der Bindungswirkung der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 14. Oktober 2008 bereits. Mit ei- 
nem Anstieg der Bewilligungsverfahren ist daher nicht zu 
rechnen. 

Der Entwurf hat nur geringe Auswirkungen auf den Bun- 
deshaushalt. Angesichts der vergleichsweise geringen An- 
zahl der Prozesskostenhilfebewilligungen vor Gerichten des 
Bundes werden etwaige Mehreinnahmen durch eine höhere 
Ratenquote kaum ins Gewicht fallen. Beratungshilfe ist aus- 
schließlich eine Angelegenheit der Länder. 

3. Erfüllungsaufwand 
a) Prozesskostenhilfe 

Für einkommensschwache Bürgerinnen und Bürger kann 
ein Erfüllungsaufwand entstehen, wenn sie Rechtsstreitig- 
keiten führen. Abhängig von ihren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnissen haben sie, wenn sie von der Ab- 
senkung der Freibeträge betroffen sind, zukünftig Raten 
bzw. höhere Raten zu zahlen oder sind gemäß § 1 15 Absatz 4 
ZPO nicht mehr prozesskostenhilfeberechtigt und müssen 
ihren Prozess aus eigenen Mitteln finanzieren. 

Für die Wirtschaft entsteht nur in Ausnahmefallen ein Erfül- 
lungsaufwand, denn wirtschaftliche tätige Personen oder 
juristische Personen nehmen nur selten Prozesskostenhilfe 
in Anspruch. 

Für die Länder entsteht ein laufender Erfüllungsaufwand in 
Form eines erhöhten Personalbedarfs, soweit die Gerichte 
die neuen Möglichkeiten zur verstärkten Überprüfung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Parteien 
insbesondere nach der Bewilligung nutzen. Insbesondere 
fällt bei den Gerichten ein erhöhter Bearbeitungsaufwand 
durch die eingehenden Änderungsmitteilungen gemäß 
§ 120a Absatz 2 ZPO-E an, zu denen die Empfänger von 
Prozesskostenhilfe künftig bei einer wesentlichen Verbesse- 
rung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse sechs Jahre lang 
verpflichtet sind, ln Anbetracht von rund 4 Millionen Pro- 
zesskostenhilfebewilligungen, die in den sechsjährigen 
Überprüfungszeitraum fallen, ist von schätzungsweise 
400 000 Änderungsanzeigen im Jahr auszugehen. Zu wel- 
chem personellen Mehrbedarf dies bei den Gerichten führt, 
hängt insbesondere davon ab, in welchem Ausmaß das 
Überprüfungsverfahren nach § 120a ZPO-E IT-gestützt ab- 
gewickelt wird. Die Höhe des laufenden Erfüllungsauf- 
wands ist somit nicht bezifferbar, da sie von den Strukturen 
und der Organisation in den einzelnen Gerichten und, so- 
weit eine Änderungsanzeige nicht vorliegt, der ermessens- 
abhängigen Nutzung der neuen Überprüfungsmöglichkeiten 
abhängt. Der gesamte Erfüllungsaufwand wird jedoch von 
den bereits dargestellten Einsparungen und Mehreinnahmen 
infolge besserer Überprüfung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Prozesskostenhilfeempfängers im Umfang von 
mindestens 10 Mio. Euro übertroffen. 

Für den Bund entsteht kein Erfüllungsaufwand, da Gerichte 
des Bundes Überprüfungen der persönlichen und wirtschaft- 


lichen Verhältnisse nach Rechtskraft der Sache nicht mehr 
selbst prüfen, sondern den Gerichten der Länder überlassen. 
Durch die Änderungen im Markenrecht entsteht für den 
Bund ebenfalls kein Erfüllungsaufwand, da die Regelung 
nur die bereits bestehende Praxis aufgreift. 

Für die Bürgerinnen und Bürger und für die Wirtschaft wird 
eine neue Informationspflicht eingeführt, deim zukünftig 
müssen Prozesskostenhilfeempfanger wesentliche Verbes- 
serungen ihres Einkommens und ihres Vermögens innerhalb 
eines Zeitraums von sechs Jahren unaufgefordert den Ge- 
richten mitteilen. Von dieser Pflicht ist die Wirtschaft je- 
doch nur in den Ausnahmefällen betroffen, in denen wirt- 
schaftlich tätige Personen oder juristische Personen für 
Rechtsstreitigkeiten Prozesskostenhilfe in Anspruch neh- 
men mussten. Die Einführung dieser Informationspfiicht 
gleicht lediglich das Prozesskostenhilferecht an das Sozial- 
recht an, in dem es diese Pflicht bereits gibt, und ist daher 
gerechtfertigt. 

Für die Verwaltung und die Wirtschaft werden im Zusam- 
menhang mit der neuen Befugnis der Gerichte, im Prozess- 
kostenhilfeverfahren Auskunft über das Vemiögen und das 
Einkommen des Antragstellers einzuholen, Informations- 
pflichten eingeführt, denn die in § 118 Absatz 2 Satz 3 
ZPO-E genannten Stellen sind verpflichtet, die Auskunft zu 
erteilen. 

b) Beratungshilfe 

Für die Bürgeriimen und Bürger entsteht Erfüllungsauf- 
wand, wenn sie von der Absenkung der Freibeträge bei der 
Prozesskostenhilfe dahingehend betroffen sind, dass ihnen 
keine ratenzahlungsfreie Prozesskostenhilfe mehr zu ge- 
währen wäre, da sie darm nicht mehr beratungshilfeberech- 
tigt sind. 

Für die Wirtschaft entsteht nur in Ausnahmefällen ein Erfül- 
lungsaufwand, denn wirtschaftlich tätige Personen oder 
juristische Personen nehmen so gut wie nie Beratungshilfe 
in Anspruch. 

Für die Länder kann ein laufender Erfüllungsaufwand in 
Form eines erhöhten Personalbedarfs aufgrund des vorgese- 
henen fakultativen Erinnerungsrechts der Staatskasse sowie 
der verbesserten Aufklärungsmöglichkeiten des Gerichts 
entstehen. Die Höhe dieses Erfüllungsaufwands ist nicht be- 
zifferbar, da sie von den Strukturen und der Organisation in 
den einzelnen Gerichten abhängt. Belastbare Angaben der 
Länder, inwieweit von dem fakultativen Erinnerungsrecht 
durch die Bezirksrevisoren sowie den erweiterten Aufklä- 
rungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht werden wird, liegen 
nicht vor. Es ist aber davon auszugehen, dass die Höhe des 
Erfüllungsaufwands jedenfalls von den oben genannten Ein- 
sparungen zumindest aufgefangen wird. Des Weiteren ent- 
steht erhöhter Erfüllungsaufwand durch die vorrangige vor- 
herige Antragstellung, der sich aber durch einen Rückgang 
nachträglicher Auseinandersetzungen ausgleichen wird. 

Für den Bund entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Für die Verwaltung werden im Zusammenhang mit der 
neuen Befugnis der Gerichte, im Beratungshilfeverfahren 
Auskunft über das Vermögen und das Einkommen einzuho- 
len, Infonnationspflichten eingeführt, denn die in § 4 Ab- 
satz 4 Satz 3 BerHG-E genannten Stellen sind verpflichtet, 
Auskunft zu erteilen. 
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4. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Wirtschaft, Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten. 

5. Auswirkungen von gleiehstellungspolitischer Bedeu- 
tung 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 
sind nicht ersichtlich. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Zivilprozessordnung) 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht wird um den einzufügenden § 120a er- 
gänzt. 

Zu Nummer 2 (§114 Absatz 2) 

Durch die Definition des Merkmals der Mutwilligkeit soll 
dessen eigenständige Bedeutung betont und gesetzlich klar- 
gestellt werden. 

Die Vorschriften der Prozesskostenhilfe in der Zivilprozess- 
ordnung haben kraft Verweisungen einen großen Wirkungs- 
bereich. Der Begriff der Mutwilligkeit ist im Prozesskosten- 
hilferecht in spezieller Funktion verwendet, die sich aus sei- 
nem Wortsinn nicht unmittelbar erschließt. Dass in § 114 
eine mutwillige Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung 
ausgeschlossen wird, ist von nicht unerheblicher Bedeutung 
für das Prozesskostenhilferecht, weil dadurch gewährleistet 
ist, dass der verfassungsrechtlich gebotene Rahmen der Pro- 
zesskostenhilfe im Einzelfall nicht überschritten wird. 

Denn es ist verfassungsrechtlich geboten, aber auch hinrei- 
chend, den Unbemittelten hinsichtlich seiner Zugangsmög- 
lichkeiten zum Gericht einem solchen Bemittelten gleichzu- 
stellen, der seine Prozessaussichten vernünftig abwägt und 
dabei auch das Kostenrisiko berücksichtigt (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 13. März 1990, BVerfGE 81, 347; Beschluss 
vom 18. November 2009, NJW 2010, 988). Es ist nicht Auf- 
gabe der Prozesskostenhilfe, auf Kosten der Allgemeinheit 
Rechtsstreitigkeiten zu ermöglichen, die eine Partei, die den 
Prozess selbst finanzieren müsste, bei besonnener Einschät- 
zung der Prozesschancen und -risiken nicht führen würde. 
Das hypothetische Verhalten einer selbstzahlenden Partei, 
die sich in der Situation des Antragstellers befindet, ist folg- 
lich der Maßstab, der bei der Beurteilung der Mutwilligkeit 
anzulegen ist. 

Wie nach geltendem Recht sind Rechtsstreitigkeiten um ge- 
ringe Beträge nicht wegen ihres niedrigen Streitwertes mut- 
willig. Die gesetzliche Definition ändert an dieser Rechts- 
lage nichts. Auch Selbstzahler führen Prozesse um niedrige 
Beträge. So hatten in den vergangenen Jahren rund 19 Pro- 
zent der Zivilprozesse vor Amtsgerichten einen Streitwert 
unter 300 Euro. Die Kläger waren zum großen Teil Selbst- 
zahler, denn nur in rund fünf Prozent aller Zivilprozesse vor 
den Amtsgerichten wird zumindest einer Partei Prozesskos- 
tenhilfe bewilligt. Folglich führen auch selbstzahlende Par- 
teien Prozesse um geringfügige Beträge, sofern sie die Er- 
folgsaussichten für ausreichend halten. Eine PKH-Bewilli- 


gung ist daher insbesondere auch bei geringen Streitwerten 
im Sozialrecht, zum Beispiel bei Rechtsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Bildungspaket im Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II), weiterhin möglich. 

ZuNummer3 (§115) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 
Buchstabe b) 

In Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe b wird der Freibe- 
trag für Erwerbstätige neu bestimmt. Ein solcher Freibetrag 
ist wegen der mit der Erwerbstätigkeit verbundenen Mehr- 
aufwendungen verfassungsrechtlich geboten. Bei der Be- 
messung des Freibetrags für Erwerbstätige hat der Gesetz- 
geber allerdings einen weiten Ermessensspielraum. Der 
Freibetrag beläuft sich nach bisherigem Recht auf 50 Pro- 
zent des höchsten Regelsatzes, der für den alleinstehenden 
oder alleinerziehenden Leistungsberechtigten gemäß der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII fest- 
gesetzt oder fortgeschrieben worden ist, so dass sich derzeit 
ein abzugsfähiger Betrag von gerundet 1 87 Euro ergibt. 

In seiner Entscheidung zur Steuerfreiheit des Existenzmini- 
mums hat das Bundesverfassungsgericht jedoch einen Ab- 
zug in Höhe von 25 Prozent des jeweils gültigen Regel- 
satzes als ausreichend angesehen (vgl. BVerfG, Urteil vom 
25. September 1992, BVerfGE 87, 153). Der Freibetrag soll 
demgemäß auf die verfassungsrechtlich gebotene Höhe von 
25 Prozent des höchsten Regelsatzes gemäß der Regelbe- 
darfsstufe 1 reduziert werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Absatz 1 Satz 3 Nummer 2) 

Durch die in Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 vorgeschlagenen 
Änderungen sollen die Grundfreibeträge für den Ehegatten 
oder Lebenspartner der Partei den im Sozialhilferecht gel- 
tenden Freibeträgen angepasst werden. Triftige Gründe für 
eine deutlich abweichende Bemessung im Sozialhilferecht 
einerseits und im Recht der Prozesskostenhilfe andererseits 
bestehen nicht. 

Nach bisherigem Recht ist vom Einkommen der Partei für 
die Partei selbst, für ihren Ehegatten oder ihren Lebenspart- 
ner jeweils ein Betrag in Höhe des um 10 Prozent erhöhten 
höchsten Regelsatzes abzusetzen, der für den alleinstehen- 
den oder alleinerziehenden Leistungsberechtigten gemäß 
der Regelbedarfs stufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch festgesetzt oder fortgeschrie- 
ben worden ist. 

Die vorgeschlagene Neuregelung orientiert sich enger als 
bisher an den sozialrechtlichen Vorgaben. Abweichend vom 
bisherigen Recht soll der Freibetrag nach dem neuen Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 Buchstabe b für den Ehegatten der Partei 
oder deren Lebenspartner 110 Prozent des für den Ehegatten 
oder Lebenspartner geltenden Regelbedarfs nach Regelbe- 
darfstufe 2 betragen. Künftig werden - wie in der Regelung 
im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch - die Synergien einer 
gemeinsamen Haushaltsführung angemessen berücksichtigt, 
indem für Ehegatten und Lebenspartner ein geringerer Re- 
gelbedarf als beim alleinstehenden Leistungsberechtigten 
vorgesehen ist. Eine abweichende Regelung für Fälle, in de- 
nen der Ehegatte oder Lebenspartner der Partei mit der Partei 
keinen gemeinsamen Haushalt führt, ist entbehrlich. In die- 
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sen Fällen wird entweder die Partei dem Ehegatten oder Le- 
benspartner Unterhalt leisten oder der Ehegatte oder Lebens- 
partner wird über ein eigenes Einkommen verfügen. Wird 
Unterhalt geleistet, ist dieser nach Absatz 1 Satz 8 anstelle 
des Freibetrags abzusetzen. Verfügt der Ehegatte oder Le- 
benspartner über eigenes Einkommen, so ist dieses von dem 
Freibetrag für den Ehegatten oder Lebenspartner gemäß Ab- 
satz 1 Satz 7 abzusetzen, so dass der Freibetrag insoweit von 
der Partei nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Die Berechnung des Freibetrags für den Ehegatten oder 
Lebenspartner auf der Basis des für ihn geltenden sozial- 
rechtlichen Regelbedarfs entspricht damit der Rechtslage 
für die Kinderfreibeträge nach Änderung des Absatzes 1 
Satz 3 Nummer 2 durch Artikel 6 des Gesetzes zur Ermitt- 
lung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 29. März 2011 
(BGBl. 1 S. 493). 

Zu Doppelbuchstabe ec (Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 - neu -) 

Die Änderung dient dem Schutz solcher Personen, die sich 
in besonderen Lebenssituationen befinden und bei denen 
deshalb die Voraussetzungen für die Gewährung von Mehr- 
bedarfen vorliegen. 

Sozialleistungen des Staates sind Einkommen gemäß Ab- 
satz 1 Satz 2. Dies gilt auch für Mehrbedarfe, die der Staat 
gemäß § 21 SGB 11 und gemäß § 30 SGB Xll gewährt. Die 
Leistungen für Mehrbedarfe dienen dazu, den notwendigen 
Lebensunterhalt der betroffenen Personen in ihren besonde- 
ren Lebenssituationen zu decken, weil der Regelbedarf dazu 
nicht ausreicht (Kohte in: Kreikebohm, Kommentar zum 
Sozialrecht, 2. Auflage 2011 §21 SGB 11 Rn. 1; Grube/ 
Wahrendorf, SGB Xll Sozialhilfe, 4. Auflage 2012 § 30 
Rn. 3). Diese Wertung des Sozialrechts muss auch bei der 
Prozesskostenhilfe gelten. Entsprechend haben bereits nach 
geltendem Recht einige Gerichte entschieden und die Mehr- 
bedarfe zwar als Einkommen behandelt, aber als besondere 
Belastungen gemäß Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 wieder ab- 
gezogen (zum Beispiel OLG Stuttgart, Beschluss vom 
14. April 2009, 8 WF 30/09 zu § 21 Absatz 3 SGB 11). Der 
Bundesgerichtshof hat jedoch aus der Gesetzesentstehung 
und -Systematik gefolgert, dass de lege lata zumindest 
Mehrbedarfe gemäß § 21 Absatz 3 SGB 11 nicht pauschal 
als besondere Belastungen gemäß dem bisherigen Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4 abgezogen werden können, sondern der 
Antragsteller die Abzugsfähigkeit im konkreten Einzelfall 
darlegen und nachweisen muss (BGH, Beschluss vom 
5. Mai 2010, FamRZ 2010, 1324). Die Gesetzeslücke soll 
durch die Ergänzung in Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 ge- 
schlossen und auch für die übrigen Mehrbedarfe gemäß 
§ 21 SGB 11 und § 30 SGB Xll eine gesetzliche Klarstel- 
lung erreicht werden. 

Erhält der Antragsteller die Mehrbedarfe als staatliche Leis- 
tungen, so sind diese zunächst als Einkommen zu behandeln 
und sodann pauschal wieder abzuziehen. Bestreitet der An- 
tragsteller seinen Lebensunterhalt dagegen aus eigenem 
Einkommen, so ist die Inanspruchnahme des weiteren Frei- 
betrags gleichwohl möglich, ln diesem Fall hat er die sozial- 
rechtlichen Tatbestandsvoraussetzungen für die Mehrbe- 
darfe darzulegen und glaubhaft zu machen. 


Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Die bisher geltende Tabelle zur Ermittlung der Ratenhöhe 
wird abgeschafft. Sie hat für vermeidbare Ungerechtigkei- 
ten bei einzusetzenden Einkommen, die nahe dem Wert für 
einen Ratensprung liegen, gesorgt. Wessen Einkommen 
knapp unter einem Schwellenwert liegt, dem verbleibt mehr 
von seinem Einkommen als jemandem, dessen einzusetzen- 
des Einkommen diesen Wert knapp überschreitet. So behält 
der Prozesskostenhilfeempfänger, der über ein einzusetzen- 
des Einkommen in Höhe von 50 Euro verfügt, 35 Euro, 
während es bei einem einzusetzenden Einkommen von 
60 Euro nur 30 Euro sind. Die neue Regel vermeidet solche 
Folgen und bestimmt stattdessen, dass der Prozesskosten- 
hilfeempfänger die Hälfte des einzusetzenden Einkommens 
als Rate zu zahlen hat. Dies bedeutet für Antragsteller mit 
nur geringem einzusetzendem Einkommen bis 30 Euro eine 
Verringerung ihrer Belastung und für die übrigen Antrag- 
steller eine nur moderate Erhöhung gegenüber dem durch- 
schnittlichen Prozentsatz, der sich aus der Tabelle ergibt. 
Raten von weniger als 10 Euro werden nicht festgesetzt, da 
hier der Aufwand der Einziehung in keinem Verhältnis zum 
Ertrag steht. Außerdem wird dadurch auch in unteren Ein- 
kommensbereichen ein ausreichender Sicherheitsabstand 
zum Existenzminimum gewahrt. 

Mit der Neuregelung des Absatzes 2 soll zugleich die Ober- 
grenze für die Zahl der von der bedürftigen Partei zu leisten- 
den Monatsraten von derzeit 48 auf 72 Monatsraten ange- 
hoben werden. Die Prozesskostenhilfe mit Ratenzahlungs- 
bewilligung hat einen doppelten Charakter und wird zu- 
nächst nach Absatz 2 in seiner bisherigen Fassung vier Jahre 
lang als zinsloser Justizkredit gewährt. Ist eine Partei nicht 
in der Lage, in dieser Zeit die Prozesskosten in voller Höhe 
zurückzuzahlen, wird ihr der Rest erlassen und durch die 
Staatskasse übernommen. 

Durch die Gesetzesänderung soll der Charakter der Prozess- 
kostenhilfe als zinsloser Justizkredit bei Ratenzahlungsbe- 
willigung verstärkt und die Eigenverantwortlichkeit der Par- 
tei für die Finanzierung ihres Prozesses betont werden. Ab- 
satz 1 Satz 1 verpflichtet die bedürftige Partei, zur Deckung 
der Prozesskosten ihr Einkommen einzusetzen. Dabei stel- 
len die Abzüge nach Absatz 1 Satz 3 sicher, dass ihr das 
Existenzminimum verbleibt. Nur der nach den Abzügen 
verbleibende Teil des Einkommens ist - künftig zur Hälfte - 
nach Absatz 2 durch Zahlung von Raten einzusetzen. 

Die Kostenbefreiung der bedürftigen Partei nach genau 
48 Raten ist weder verfassungsrechtlich noch sozialpoli- 
tisch notwendig. Die Verfassung gebietet, dass der bedürfti- 
gen Partei die Prozessführung nicht unmöglich gemacht 
wird und dass ihr nach Zahlung der Raten das Existenzmini- 
mum ungeschmälert verbleibt (vgl. BVerfG, Urteil vom 
26. April 1988, BVerfGE 78, 104). Eine Erhöhung der 
Ratenzahlungsdauer um zwei Jahre stellt lediglich eine mo- 
derate Verlängerung dar und beeinträchtigt die unbemittelte 
Partei nicht so sehr, dass ihr die Prozessführung unmöglich 
gemacht werden würde, weil die Verlängerung des Zeit- 
raums die bedürftige Partei nicht auf unabsehbare Zeit, son- 
dern nur für einen überschaubaren Zeitraum von zwei Jah- 
ren zusätzlich belastet. 

Soweit die Verlängerung des Zeitraums häufiger dazu füh- 
ren wird, dass die Partei noch Zahlungen für die Kosten ei- 
nes älteren Rechtsstreits leisten muss, wenn bereits ein 
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neuer Rechtsstreit ansteht, kann dem dadurch hinreichend 
Rechnung getragen werden, dass bei der späteren Bewilli- 
gung von Prozesskostenhilfe die Raten aus der früheren Be- 
willigung als besondere Belastungen berücksichtigt werden 
(vgl. Geimer in: Zöller, ZPO, 28. Auflage, § 115 Rn. 40). 
Sollten sich die Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
während des künftig längeren Ratenzahlungszeitraums we- 
sentlich ändern, ist weiterhin eine Anpassung der festge- 
setzten Zahlungen nach § 120a - neu - (bisher: § 120 Ab- 
satz 4) möglich. 

Zu Nummer 4 (§116) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Anfügung eines 
neuen Absatzes 2 an § 114 durch Artikel 1 Nummer 2 des 
Entwurfs. 

Zu Nummer 5 (§117 Absatz 3) 

Gemäß dem Absatz 3 neu anzufügenden Satz 2 ist der An- 
tragsteller bereits bei der Antragstellung auf dem durch 
Rechtsverordnung eingeführten Formular darüber zu beleh- 
ren, dass er nach einer Bewilligung wesentliche Verbesse- 
rungen seiner wirtschaftlichen Verhältnisse und die Ände- 
rung seiner Anschrift dem Gericht mitzuteilen hat. 

Zu Nummer 6 (§118) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (Absatz 1 Satz 1) 

ln Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass das Gericht dem 
Gegner umfassend Gelegenheit zur Äußerung zu geben hat, 
ob er die Voraussetzungen für eine Bewilligung von Pro- 
zesskostenhilfe für gegeben hält, ln der Kommentarliteratur 
wird zum Teil die Meinung vertreten, dass der Gegner nicht 
zu den Angaben des Antragstellers über seine persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse gehört wird (vgl. Geimer 
in: Zöller, ZPO, 28. Auflage, § 118 Rn. 2; vgl. auch 
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmarm, ZPO, 70. Auflage, 
§118 Rn. 7). Die Klarstellung ist daher erforderlich, um 
dem Gericht eine eindeutige Grundlage dafür zu geben, den 
Gegner auch auf die Gelegenheit zur Äußerung über die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Antrag- 
stellers hinzuweisen. 

Eine Äußerung des Gegners zu den wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnissen des Antragstellers, die für die 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe relevant sind, liegt im 
Interesse der Staatskasse an einer möglichst vollständigen 
und zutreffenden Aufklärung der Bewilligungsgrundlagen. 
Auch der Gegner hat ein Interesse daran, nicht mit unge- 
rechtfertigter staatlicher Kostenhilfe mit einem Prozess 
überzogen zu werden, den der Antragsteller möglicherweise 
bei vollständiger Erfassung seiner wirtschaftlichen Verhält- 
nisse und einer daran orientierten gerichtlichen Bewilli- 
gungsentscheidung nicht geführt hätte. Zwar sind dem Geg- 
ner die vom Antragsteller hierzu eingereichten Unterlagen 
nur ausnahmsweise zugänglich, weim der Antragsteller zu- 
stimmt oder der Gegner gegen den Antragsteller einen ma- 
teriell-rechtlichen Anspruch auf Auskunft über Einkommen 
und Vermögen hat (§117 Absatz 2 Satz 2). Jedoch weiß der 
Gegner in jedem Fall, dass der Antragsteller Prozesskosten- 
hilfe beantragt und somit geltend gemacht hat, nur über ein 
geringes Einkommen und nicht über nennenswertes Vermö- 
gen zu verfügen. 


Allerdings hat das Gericht dem Gegner nur Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben, soweit dies aus besonderen Grün- 
den nicht unzweckmäßig erscheint. Dies gestattet es dem 
Gericht, von einer Stellungnahme abzusehen, wenn der 
Gegner erkennbar nur Vermutungen über die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Antragstellers ohne belastbare An- 
haltspunkte anstellen könnte. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Absatz 1 Satz 5) 

Die Aufhebung des Absatzes 1 Satz 5 ist Folge der vorgese- 
henen Einfügung des neuen Absatzes 4. Die Kostenrege- 
lung soll ihren Platz an systematisch richtiger Stelle im An- 
schluss an die Vorschrift zur Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen im Prozesskostenhilfeverfahren - im 
neuen Absatz 4 Satz 3 - finden. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa (Absatz 2 Satz 1) 

Um vollständige und richtige Angaben insbesondere zu den 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen zu erhalten, 
sollte das Gericht im Bedarfsfall auch die Abgabe einer Ver- 
sicherung an Eides statt einfordern. Dass diese Möglichkeit 
im Rahmen des Absatzes 2 Satz 1 besteht, ist anerkarmt 
(vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 5. Dezember 1985, 
AnwBl. 1986, 162). Zur Förderung einer entsprechenden 
Praxis bei konkreten Zweifeln des Gerichts soll auf dieses 
Mittel der Glaubhaftmachung in Absatz 2 Satz 1 ausdrück- 
lich hingewiesen werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Absatz 2 Satz 3) 

Der in Absatz 2 neu gefasste Satz 3 präzisiert die in Absatz 2 
Satz 2 vorgesehene allgemeine Befugnis zur Auskunftsein- 
holung für die Klärung der persönlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Antragstellers. Die Vorschrift trermt 
nach Gegenständen der Erhebung (Vermögen bzw. Ein- 
künfte) und ordnet diesen konkret bezeichnete Informa- 
tionsquellen zu. Damit wird auch datenschutzrechtlich eine 
größere Transparenz der gerichtlichen Erhebungsbefugnisse 
geschaffen. Die Bestimmung orientiert sich hierbei an den 
vergleichbaren Befugnissen des Familiengerichts nach 
§ 236 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Fami- 
liensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit (FamFG). Gegenüber der allgemeinen Befug- 
nis zur Einholung von Auskünften gemäß Absatz 2 Satz 2 
ist die Vorschrift lex specialis; sie regelt die besonderen Vo- 
raussetzungen zur Einholung von Auskünften über das Ein- 
kommen und Vermögen des Antragstellers. Die aufgeführ- 
ten Ermittlungsmöglichkeiten dienen dem Zweck, die Zu- 
verlässigkeit der Angaben des Antragstellers zu gewährleis- 
ten. Wie bei jeder anderen staatlichen Leistungsgewährung 
hat das zuständige Gericht die Voraussetzungen der Bewilli- 
gung von Prozesskostenhilfe sowie die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der hierzu vorgetragenen Umstände nachzu- 
prüfen. Eine effektive Kontrolle dieser Voraussetzungen 
lässt sich allein durch die Sanktion, dass Prozesskostenhilfe 
beim Unterlassen ergänzender Angaben gemäß dem neuen 
Absatz 3 (bisher: Absatz 2 Satz 4) versagt wird, nicht zuver- 
lässig erreichen. So kann das Gericht in Zukunft beispiels- 
weise Auskünfte einholen, wenn der Antragsteller für seine 
Angaben zwar Belege vorlegt, das Gericht jedoch Zweifel 
an der Richtigkeit hat, etwa weil ein Fälschungsverdacht be- 
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steht oder die Angaben unplausibel sind, weil offensichtlich 
ein höherer Lebensstandard des Antragstellers besteht. An 
der grundsätzlichen Obliegenheit des Antragstellers, seine 
Bedürftigkeit darzulegen und glaubhaft zu machen (Geimer 
in: Zöller, ZPO, 28. Auflage, § 1 18 Rn. 17), ändert die Mög- 
lichkeit zur Auskunftseinholung nichts. 

Das Gericht hat vor der Auskunftseinholung zunächst zu be- 
urteilen, ob dies erforderlich ist. Das ist nicht der Fall, wenn 
es den Antragsteller zunächst zur Glaubhaftmachung seiner 
Angaben, etwa durch Vorlage weiterer Belege, auffordem 
kann. Das ist auch nicht der Fall, wenn der Antragsteller be- 
reits zur Glaubhaftmachung aufgefordert wurde und dieser 
Aufforderung nicht nachgekommen ist. Dann nämlich lehnt 
das Gericht gemäß Absatz 3 - neu - den Antrag ab. Diese 
Maßnahmen der Glaubhaftmachung haben grundsätzlich 
Vorrang gegenüber eigenen Ermittlungen des Gerichts im 
Wege der Auskunftseinholung. Ist nach alledem eine Aus- 
kunft erforderlich, muss das Gericht den Antragsteller zur 
Einwilligung für die konkrete Auskunft auffordem. Erst 
wenn der Antragsteller eingewilligt hat, darf es die Aus- 
kunft einholen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3 und 4) 

Die Gründe für eine Ablehnung der Bewilligung wegen un- 
genügender Mitwirkung des Antragstellers im Prozesskos- 
tenhilfeverfahren (bisher: Absatz 2 Satz 4) werden inhalt- 
lich unverändert im neuen Absatz 3 geregelt. 

Werm das Gericht den Antragsteller auffordert, in die Ein- 
holung von Auskünften einzuwilligen, weil es die Aus- 
künfte zur Überprüfung seiner Angaben für erforderlich hält 
(Absatz 2 Satz 3 - neu -), und der Antragsteller seine Ein- 
willigung nicht erteilt, führt dies nicht zwingend zur Ableh- 
nung der Bewilligung. Vielmehr hat das Gericht zu beurtei- 
len, ob der Antragsteller nachvollziehbare und achtenswerte 
Gründe für seine Verweigerang der Einwilligung neimt. Nur 
wenn dies nicht der Fall ist, lehnt das Gericht die Bewilli- 
gung gemäß Absatz 3 ab, da der Antragsteller durch die Ab- 
lehnung einer erforderlichen Auskunftseinholung seine An- 
gaben nicht hinreichend glaubhaft gemacht hat. Macht der 
Antragsteller dagegen nachvollziehbare und achtenswerte 
Gründe für seine Verweigemng der Einwilligung geltend, so 
unterbleibt die eigentlich erforderliche Überprüfung der An- 
gaben, ohne dass dem Antragsteller deshalb mangelnde 
Glaubhaftmachung vorgeworfen werden kann. Im Einzelfall 
kaim das Gericht von dem Antragsteller, der seine Einwilli- 
gung nicht erteilt hat, eine eidesstattliche Versichemng der 
Richtigkeit seiner Angaben verlangen, sofern dies noch 
nicht geschehen ist. Einer Verpflichtung zu einer generellen 
Androhung der Ablehnung des Prozesskostenhilfeantrags 
für den Fall, dass der Antragsteller nicht die Auskunftsein- 
holung einwilligt, bedarf es nicht. Die Verpflichtung aus 
§ 4a Absatz 1 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG), wonach der Betroffene auf den vorgesehenen 
Zweck der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner 
personenbezogenen Daten sowie, soweit erforderlich oder 
auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigemng der Einwil- 
ligung hinzuweisen ist, bleibt aber unberührt. 

Die Möglichkeiten, die Bewilligungsvoraussetzungen durch 
eine Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen zu prü- 
fen, werden durch den neuen Absatz 4 erweitert. Nach be- 
stehender Rechtslage im bisherigen Absatz 2 Satz 3 dürfen 


Zeugen und Sachverständige nur ausnahmsweise und nur 
zur Prüfung der Erfolgsaussichten und der Mutwilligkeit 
vernommen werden. Es besteht jedoch kein Gmnd, eine 
Zeugen- und Sachverständigenvemehmung zur Prüfung der 
Bedürftigkeit zu verbieten. Da das Gericht die Bedürftigkeit 
vollständig klären muss (Baumbach/Lauterbach/Albers/ 
Hartmann, ZPO, 70. Auflage, § 118 Rn. 31), wird sich im 
Einzelfall insbesondere eine Zeugenvernehmung anbieten, 
um fragwürdige Angaben und Auskünfte des Antragstellers 
zu überprüfen. Da im PKH-Verfahren der Amtsermittlungs- 
grandsatz herrscht (Bork in: Stein/Jonas, ZPO, 22. Auflage, 
§ 1 1 8 Rn. 22), ist ein Beweisantrag nicht erforderlich. Zu- 
mindest soweit die persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Antragstellers betroffen sind, ist dem Gegner 
nicht zu gestatten, bei der Vernehmung anwesend zu sein. 

Eine Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen zur 
Beurteilung der Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung wird auch weiterhin nur in engen 
Grenzen möglich sein. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
oder -Verteidigung darf keinesfalls in das Prozesskostenhil- 
feverfahren vorverlagert werden (BVerfG, Beschluss vom 
11. März 2010, NJW 2010, 1657). Daher ist die Verneh- 
mung auch künftig auf die Klämng der Erfolgsaussichten zu 
beschränken und darf nicht darauf abzielen, in der Hauptsa- 
che die Entscheidungsreife herbeizuführen (OLG Köln, Be- 
schluss vom 29. Mai 1998, FamRZ 1999, 305; OLG Celle, 
Beschluss vom 15. Dezember 2006, OLGR Celle 2007, 
271; Bork in: Stein/Jonas, ZPO, 22. Auflage, § 118 Rn. 26). 

Die Regelung zur Kostentragung in Absatz 4 Satz 3 ent- 
spricht dem bisherigen Absatz 1 Satz 5. Sie erfasst nun auch 
die Kosten der Beweiserhebung zur Klämng der Bedürftig- 
keit. Es ist gerechtfertigt, auch diese Kosten dem Gegner im 
Fall eines Prozesserfolgs des Antragstellers zuzuweisen. Es 
sind Kosten, die sich aus besonderen Umständen, die in der 
Person des Antragstellers liegen, ergeben. Sie sind nicht an- 
ders zu behandeln als die übrigen parteibedingten Kosten 
wie etwa Dolmetscherkosten, Kosten einer weiten Anreise 
einer Partei und ähnliches. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5) 

Es handelt sich um eine Folgeändemng. 

Zu Nummer 7 (§ 120) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2) 

Aufgrand der Verlängerung des Ratenzahlungszeitraums 
von 48 auf 72 Monate durch § 1 15 Absatz 2 ist auch bei der 
Prognose der zukünftig entfallenden Belastungen nach Ab- 
satz 1 Satz 2 ein Zeitraum von sechs Jahren anzusetzen. Die 
Änderung des Verweises auf § 115 Absatz 1 Satz 3 ist eine 
Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe cc. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Nummer 1) 

Absatz 3 Nummer 1 in seiner bisherigen Fassung wird da- 
hingehend verstanden, dass das Gericht die vorläufige Ein- 
stellung der Zahlungen zu bestimmen hat, wenn die gezahl- 
ten Raten die bisher angefallenen Kosten ausgleichen. 
Künftige oder noch nicht zur Zahlung fällige Kosten seien 
dabei nicht zu berücksichtigen (vgl. OLG Koblenz, Be- 
schluss vom 13. Dezember 1999, MDR 2000, 604 f ; KG, 
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Beschluss vom 6. Januar 1982, Rpfleger 1984, 477 f.; 
Geimer in: Zöller, ZPO, 28. Auflage, § 120 Rn. 16). Diese 
Interpretation führt bei den Gerichten zu einem gesteigerten 
Überwachungsaufwand. Der nach § 20 Nummer 4 Buch- 
stabe b des Rechtspflegergesetzes (RPflG) zuständige 
Rechtspfleger muss bei jedem Fälligwerden einer von der 
bedürftigen Partei zu zahlenden Gebühr oder eines Ausla- 
genvorschusses die Raten festsetzen und zugleich für den 
Zeitpunkt der voraussichtlichen Tilgung eine Wiedervorlage 
der Akten anordnen. Bei der Wiedervorlage muss er ent- 
scheiden, ob wegen der Tilgung der Gebühr bzw. des Ausla- 
genvorschusses die vorläufige Einstellung der Ratenzah- 
lungsanordnung anzuordnen ist oder ob mittlerweile weitere 
Kosten fällig geworden sind und deshalb die Ratenzahlung 
fortzusetzen ist. Ordnet der Rechtspfleger die vorläufige 
Einstellung der Zahlung an, wiederholen sich die Vorgänge, 
sobald die nächsten Kosten fällig werden. Durch ein solches 
Verfahren werden die Geschäftsstelle und der Rechtspfleger 
in dem Massenverfahren der Prozesskostenhilfe vermeidbar 
belastet. Außerdem muss die Staatskasse ohne rechtferti- 
genden Grund für angefallene Kosten in Vorleistung gehen. 
Zudem wird sie dem Risiko ausgesetzt, dass finanzielle Mit- 
tel der Partei, die bei einer vorläufigen Zahlungseinstellung 
nicht als Raten an die Staatskasse zu entrichten sind, wäh- 
rend des mit Hilfe der Prozesskostenhilfe geführten Rechts- 
streits anderweitig verbraucht werden und im Falle einer 
späteren Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht mehr als Kostenbeitrag der bedürftigen Partei zur Ver- 
fügung stehen. 

Um den Arbeitsaufwand im PKH- Verfahren und die Belas- 
tung der Staatskasse zu begrenzen, wird in Absatz 3 Num- 
mer 1 bestimmt, dass das Gericht die vorläufige Einstellung 
der Zahlungen erst anzuordnen hat, wenn die gesamten vor- 
aussichtlich entstehenden Kosten des Rechtsstreits gedeckt 
sind, soweit sie von § 122 erfasst sind. Eine Schlechterstel- 
lung der bedürftigen Partei im Vergleich zur vermögenden 
Partei ist darin nicht zu sehen. Ihrer Pflicht zur Zahlung we- 
gen voraussichtlich entstehender, aber noch nicht fällig ge- 
wordener Kosten steht als Ausgleich ihre - der vermögen- 
den Partei nicht zuteil werdende - Begünstigung durch 
Ratenbewilligung auf bereits fällig gewordene Kosten ge- 
genüber. Die vorgeschlagene Fassung des Absatzes 3 Num- 
mer 1 entspricht der in den Durchführungsbestimmungen 
zum Gesetz über die Prozesskostenhilfe (DB-PKHG) in 
Nummer 2.5.3 vorausgesetzten Handhabung. 

Zu Buchstabe c (Absatz 4) 

Die Regelung zur Änderung der Bewilligung im bisherigen 
Absatz 4 wird aus Gründen der Übersichtlichkeit in den 
§ 120a Absatz 1 - neu - überführt. 

Zu Nummer 8 (§ 120a -neu-) 

Zu Absatz 1 

Die Änderung der Bewilligung wird künftig in einer eige- 
nen Vorschrift geregelt und im Gegensatz zum bisherigen 
§ 120 Absatz 4 Satz 1 nunmehr als Soll-Vorschrift ausge- 
staltet, um zu verdeutlichen, dass dem Gericht bei Vorliegen 
der Voraussetzungen für eine Änderung in der Regel kein 
Ennessensspielraum eingeräumt ist. Damit bleiben auch 
weiterhin Ausnahmen in atypisch gelagerten Einzelfällen 
möglich. Zugleich wird in Absatz 1 Satz 3 klargestellt, dass 


das Gericht jederzeit, also auch ohne besonderen Anlass, die 
Partei zu einer Erklärung über mögliche Veränderungen der 
persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse auffordern 
karm. Künftig ist also auch eine regelmäßige Überprüfung 
in bestimmten zeitlichen Abständen zulässig (vgl. BGH, 
Beschluss vom 5. November 2009, ZlnsO 2009, 2405; a. A. 
zur bisherigen Rechtslage Hessischer VGH, Beschluss vom 
16. August 2005, NVwZ-RR 2006, 512; Bork in: Stein/ 
Jonas, ZPO, 22. Auflage, § 120 Rn. 34). Mit Rücksicht auf 
die Verlängerung der Ratenzahlungspflicht in § 115 Absatz 2 
von vier auf sechs Jahre wird auch der Zeitraum, in dem 
Änderungen der Zahlungen zum Nachteil des Prozesskos- 
tenhilfeempfängers möglich sind, in Absatz 1 Satz 4 auf 
sechs Jahre festgesetzt. 

Zu Absatz 2 

Während das Gericht von einer Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der bedürftigen Partei in der Regel 
dadurch Kenntnis erlangen wird, dass einzelnen Ratenzah- 
lungen ausbleiben oder sich die bedürftige Partei aus eige- 
nem Antrieb an das Gericht wendet, karm es Kenntnis von 
einer Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse regel- 
mäßig nur dadurch erlangen, dass es die bedürftige Partei 
nach Absatz 1 Satz 3 (bisher: § 120 Absatz 4 Satz 2) zur 
Erklärung auffordert. Derm eine Verpflichtung der bedürf- 
tigen Partei, unaufgefordert dem Gericht über eine Verbes- 
serung ihrer Einkommens- und Vermögensverhältnisse zu 
berichten, lehnte die Rechtsprechung bislang im Um- 
kehrschluss aus § 120 Absatz 4 Satz 2 ab (vgl. OLG Bam- 
berg, Beschluss vom 16. November 1992, JurBüro 1993, 
232 m. w. N.; OLG München, Beschluss vom 30. April 
1991, FamRZ 1992, 702). Dies wird zutreffend als 
Schwachpunkt des geltenden Prozesskostenhilferechts an- 
gesehen (Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmaim, ZPO, 
70. Auflage, § 120 Rn. 28). 

Deshalb wird die bedürftige Partei nunmehr in Absatz 2 
ausdrücklich verpflichtet, wesentliche Verbesserungen ihrer 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse dem Gericht un- 
verzüglich mitzuteilen. § 60 Absatz 1 Nummer 2 des Ersten 
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB 1) sieht im Sozialrecht schon 
heute eine Verpflichtung zur Mitteilung erheblicher Ände- 
rungen vor. Da die Prozesskostenhilfe eine besondere Form 
der Sozialhilfe in besonderen Lebenslagen darstellt (vgl. 
Fischer in: Musielak, ZPO, 8. Auflage, vor § 114 Rn. 1), 
karm hier nichts anderes gelten. Auch § 4b der Insolvenz- 
ordnung (InsO) sieht für die Stundung der Kosten des Insol- 
venzverfahrens eine Anzeigepflicht des Schuldners vor. ln 
der Umsetzung dieser Anzeigepflicht werden die Gerichte 
nicht unvertretbar belastet, da die Mitteilung nur aus Anlass 
einer wesentlichen Verbesserung erfolgt. Bei vielen bedürf- 
tigen Parteien werden sich keine wesentlichen Änderungen 
ergeben (zum Beispiel bei Rentnern). Der Aufwand einer 
anlassbezogenen Mitteilungspflicht ist damit geringer als 
derjenige einer Regelmitteilung in bestimmten Zeitabstän- 
den. 

Der bedürftigen Partei ist die anlassbezogene Mitteilungs- 
pflicht auch zumutbar. Sie knüpft an den in Absatz 1 Satz 1 
(bisher § 120 Absatz 4 Satz 1) enthaltenen unbestimmten 
Rechtsbegriff der Wesentlichkeit an. Die Bestimmung des 
neuen Absatzes 2 Satz 2 gibt für den besonders relevanten 
Fall der Einkommensverbesserung eine feste Wertgrenze 
für das Vorliegen einer wesentlichen Veränderung vor. Da- 
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nach ist eine Einkommensverbesserung erst ab einer Erhö- 
hung von monatlich 100 Euro mitteilungspflichtig. Maß- 
geblich ist der Bruttobetrag, da er für die Partei anders als 
ein Nettobetrag einfach und ohne weitere Rechenschritte zu 
ennitteln ist. Inwieweit wegen dieser Erhöhung des Brutto- 
einkommens auch eine Änderung der Bewilligungsentschei- 
dung gemäß Absatz 1 veranlasst ist, hat das Gericht in 
einem zweiten Schritt nach Berechnung des gemäß § 115 
Absatz 1 einzusetzenden Einkommens zu entscheiden. Der 
neue Absatz 2 Satz 3 bestimmt, dass die 100-Euro-Schwelle 
auch für den Wegfall oder die Verminderung abzugsfähiger 
Belastungen gilt, etwa PKH-Raten aus früheren Verfahren, 
abzugsfahige Darlehensraten oder geringere Wohnungskos- 
ten nach einem Umzug. 

Auf ihre - zeitlich beschränkte - Mitteilungspflicht sowie 
die Möglichkeit der Aufhebung der Bewilligung im Falle ei- 
nes Verstoßes (§ 124 Absatz 1 Nummer 4 - neu — ) ist die 
bedürftige Partei gemäß Absatz 2 Satz 4 bereits bei der An- 
tragstellung auf dem Formular nach § 117 Absatz 3 Satz 2 

- neu - hinzuweisen. Im Gegensatz zur Bewilligungsent- 
scheidung, die unter Umständen nicht der Partei selbst, son- 
dern dem beigeordneten Rechtsanwalt zugeht, ist sicherge- 
stellt, dass die Partei vom Inhalt des von ihr zu unterzeich- 
nenden Vordrucks Kermtnis nehmen kann. Weil eine Mittei- 
lung nur Sinn macht, wenn eine Änderung der 
Bewilligungsentscheidung zum Nachteil der bedürftigen 
Partei noch möglich ist, endet die Mitteilungspflicht mit 
Eintritt des in Absatz 1 Satz 4 genannten Zeitpunkts, also 
sechs Jahre nach Eintritt der Rechtskraft. Sollte eine Aufhe- 
bung der Bewilligung gemäß § 124 Absatz Nummer 1 - neu 

- ausgeschlossen sein, weil die Aufhebungsvoraussetzun- 
gen - etwa Absicht oder grobe Nachlässigkeit der Partei - 
nicht vorliegen, so bleibt eine rückwirkende Änderung der 
Zahlungen gemäß Absatz 1 möglich (vgl. zum bisherigen 
§ 120 Absatz 4 Bundestagsdrucksache 10/3054, S. 22; Bork 
in: Stein/Jonas, ZPO, 22. Auflage, § 120 Rn. 28). 

Zur Überprüfung, ob der Prozesskostenhilfeempfanger sei- 
ner Mitteilungspflicht nachkommt, kann das Gericht jeder- 
zeit eine Erklärung gemäß Absatz 1 Satz 3 verlangen und 
diese Erklärung gemäß Absatz 4 Satz 2 mit den in § 118 Ab- 
satz 2 und 4 genannten Möglichkeiten auf ihre Richtigkeit 
überprüfen. 

Ergänzend zur Pflicht, nachträgliche Verbesserungen der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse mitzuteilen, 
wird die bedürftige Partei verpflichtet, das Gericht auch 
über den Wechsel ihrer Anschrift zu informieren. Teilt sie 
einen Anschriftswechsel nicht von sich aus mit, ist das Ge- 
richt nicht oder nur nach aufwändigen Ermittlungen in der 
Lage, ein Verfahren zur Änderung oder Aufhebung der Be- 
willigung zu betreiben. 

Zu Absatz 3 

ln Absatz 3 Satz 1 ist klarstellend das durch den Prozess Er- 
langte als Beispiel für eine mögliche Verbesserung der Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnisse benannt. Dadurch 
soll die Bedeutung des Prozessausgangs und seiner wirt- 
schaftlichen Folgen für die Bewilligung der Prozesskosten- 
hilfe betont werden. Wenn aufgrund eines rechtskräftigen 
Urteils oder eines Vergleichs größere Geldzahlungen an die 
Partei fließen, karm und soll sie auch an den Prozesskosten 
beteiligt werden. Sie muss das nach der PKH-Bewilligung 
erhaltene Vermögen und Einkommen zur Prozessfmanzie- 


rung einsetzen (BGH, Beschluss vom 18. Juli 2007, FamRZ 
2007, 1720), wobei die Freibeträge nach § 115 und insbe- 
sondere das Schonvermögen, das der Partei nach § 115 Ab- 
satz 3 Satz 2 in Verbindung mit § 90 SGB Xll zusteht, Vor- 
gehen. Werm der Partei Unterhalt für einen zurückliegenden 
Zeitraum zugesprochen wird, so ist der Einsatz dieses Er- 
langten nur zumutbar, soweit die Partei den Unterhalt auch 
bei rechtzeitiger Leistung für die Prozesskosten hätte einset- 
zen müssen (OLG Karlsruhe, Beschluss vom 26. September 
2011, FamRZ 2012, 385; Geimer in: Zöller, ZPO, 28. Auf- 
lage, § 115 Rn. 58a). 

Gemäß Absatz 3 Satz 2 sind die Gerichte gehalten, nach 
rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens zu prüfen, ob 
sich infolge des Prozessausgangs die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Partei wesentlich geändert haben und folglich 
die Entscheidung über die Bewilligung der Prozesskosten- 
hilfe zu ändern ist. Eine Verbesserung wird regelmäßig nur 
auf Seiten des Klägers zu erwarten sein, kann aber in Ein- 
zelfällen, etwa bei einer Abfindung im Rahmen einer gütli- 
chen Beilegung einer Räumungsrechtsstreitigkeit, auch auf 
Beklagtenseite eintreten. 

Zu Absatz 4 

Ebenso wie bei der erstmaligen Erklärung über die persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse muss auch für die 
nach Absatz 1 Satz 3 auf Verlangen des Gerichts abzuge- 
bende Erklärung über Änderungen ein Formular verwendet 
werden. Dies wird in Absatz 4 ausdrücklich klargestellt. 
Auf diese Weise kann das Gericht durch den Vergleich von 
ursprünglicher und nachträglicher Erklärung ohne großen 
Aufwand feststellen, ob eine Änderung eingetreten ist und 
ob diese so wesentlich ist, dass eine Änderungsentschei- 
dung geboten ist. Zur Überprüfung der Angaben der Partei 
über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
stehen dem Gericht die in § 1 1 8 Absatz 2 und 4 genannten 
Möglichkeiten zur Verfügung. 

Zu Nummer 9 (§ 124) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (Absatz 1) 

Nach dem bisherigen Wortlaut der Vorschrift kann das Ge- 
richt die Bewilligung der Prozesskostenhilfe aufheben. Die 
Bedeutung des Wortes „kann“ ist umstritten. Nach einer 
Auffassung soll es dem Gericht einen weiten Ermessen- 
spielraum eröffnen (vgl. Geimer in: Zöller, ZPO, 28. Auf- 
lage, § 124 Rn. 3; Fischer in: Musielak, ZPO, 8. Auflage, 
§ 124 Rn. 2). Nach anderer Auffassung haben die Staats- 
kasse und der Prozessgegner bei Vorliegen der tatbestandli- 
chen Voraussetzungen einen Anspruch auf eine Änderungs- 
bzw. Aufhebungsentscheidung durch das Gericht (vgl. 
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmarm, ZPO, 70. Auf- 
lage, § 124 Rn. 16). Grundsätzlich ist bei Vorliegen der tat- 
bestandlichen Voraussetzungen des § 124 kein Raum für ein 
gerichtliches Ermessen. Nicht auszuschließen ist allerdings, 
dass die völlige Aufhebung gerichtlicher Spielräume in be- 
sonders gelagerten Einzelfällen zu unangemessenen Ergeb- 
nissen führen könnte. Deshalb ist Absatz 1 als Soll-Vor- 
schrift auszugestalten, die zwar bei Vorliegen der tatbe- 
standlichen Voraussetzungen eine Aufhebung als Regelfall 
vorsieht, in atypischen Fällen aber eine andere Entschei- 
dung zulässt. 
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Zu Doppelbuchstabe bb (Absatz 1 Nummer 2) 

Die Änderung in Absatz 1 Nummer 2 ist eine Folgeänderung 
zu den Änderungen in den §§ 120, 120a - neu Außerdem 
wird klargestellt, dass die Aufhebung auch erfolgen soll, 
wenn die Partei im Nachverfahren auf Verlangen des Ge- 
richts gemäß § 1 20a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 - neu - die 
Erklärung nur ungenügend abgibt, weil sie auf Nachfragen 
des Gerichts nicht oder nur ungenügend antwortet oder die 
Angaben in der Erklärung nicht glaubhaft macht. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Absatz 1 Nummer 3) 

ln Absatz 1 Nummer 3 wird die Frist zur Aufhebung der Be- 
willigung wegen Nichtvorliegens der persönlichen oder wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen entsprechend der neuen Raten- 
zahlungshöchstdauer und entsprechend der Frist zur Ände- 
rung der Bewilligung gemäß § 120a Absatz 1 Satz 4 - neu - 
(bisher: § 120 Absatz 4 Satz 3) auf sechs Jahre verlängert. 

Zu Doppelbuchstabe dd (Absatz 1 Nummer 4) 

Kommt die bedürftige Partei ihren Mitteilungspflichten nach 
§ 120a Absatz 2 Satz 1 - neu — nicht nach, soll dies in der Re- 
gel ebenso zur Aufhebung der Bewilligung der Prozesskos- 
tenhilfe führen wie die Verweigerung einer Erklärung nach 
Aufforderung gemäß § 120a Absatz 1 Satz 3 - neu - (bisher: 
§ 120 Absatz 4 Satz 2). Der neue Absatz 1 Nummer 4 enthält 
daher einen entsprechenden Aufhebungstatbestand. Nicht 
nur das Unterlassen einer Änderungsmitteilung führt zu einer 
Aufhebung, sondern auch eine zwar erstattete, aber inhaltlich 
unrichtige Änderungsmitteilung. Diese Sanktion ist in der 
Regel angemessen, weil die bedürftige Partei bei der Antrag- 
stellung auf ihre Mitteilungspflichten und auf die Rechtsfol- 
gen eines Verstoßes hingewiesen worden ist. Die Einschrän- 
kung auf absichtliche und grob nachlässige Pflichtverletzun- 
gen entspricht den subjektiven Voraussetzungen für eine 
Aufhebung gemäß Absatz 1 Nummer 2. Sollten diese Vor- 
aussetzungen nicht vorliegen, bleibt gleichwohl die Möglich- 
keit einer rückwirkenden Änderung der Bewilligung gemäß 
§ 120a Absatz 1 - neu - (bisher: § 120 Absatz 4). 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 - neu -) 

Im neuen Absatz 2 wird im Prozesskostenhilferecht die 
Möglichkeit einer Teilaufhebung der Bewilligung für be- 
stimmte Beweiserhebungen eingeführt. Ist einer Partei Pro- 
zesskostenhilfe bewilligt worden, besteht nach bisherigem 
Recht keine Möglichkeit, die gemäß § 122 Absatz 1 Num- 
mer 1 Buchstabe a eintretende Befreiung von der Vor- 
schusspflicht (§§10 bis 18 des Gerichtskostengesetzes 
[GKG]) davon abhängig zu machen, dass ein einzelnes auf- 
gebotenes Beweismittel hinreichend Erfolg versprechend 
und nicht mutwillig ist. Die Entscheidung des OLG Hamm 
vom 19. November 1991 (vgl. FamRZ 1992, 455), einem 
seine Vaterschaft anfechtenden, Prozesskostenhilfe bean- 
spruchenden Kläger die Befreiung von der Vorschusspflicht 
für ein DNA-Gutachten zu versagen, weil ein eingeholtes 
Blutgruppengutachten seine Vaterschaft bereits mit einer Si- 
cherheit von 99,93 Prozent bestätigt hat, ist jedenfalls ver- 
einzelt geblieben. Eine verständige, selbstzahlende Partei, 
die vom Bundesverfassungsgericht zum Vergleichsmaßstab 
für die Ermittlung des verfassungsrechtlich gebotenen Um- 
fangs der Prozesskostenhilfe herangezogen wird, wägt ihre 
Prozessaussichten jedoch nicht nur zu Beginn des Verfah- 


rens ab, sondern überprüft sie auch während des laufenden 
Prozesses. Ergibt sich am Maßstab des § 114 Absatz 2 
- neu - im Einzelfall, dass eine solche Partei von einem be- 
stimmten Beweisantritt absehen würde, besteht kein Grund 
dafür, die Beweiserhebung der bedürftigen Partei auf Kos- 
ten des Steuerzahlers zu ermöglichen. 

Der neue Absatz 2 ermöglicht eine Teilaufhebung nicht nur 
hinsichtlich mutwilliger Beweisantritte, sondern auch dann, 
wenn die beantragte Beweiserhebung keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg hat. Die bei der Beurteilung der Er- 
folgsaussichten notwendige Beweisantizipation ist zulässig 
(BVerfG, Beschluss vom 7. Mai 1997, NJW 1997, 2745). 
Eine Ablehnung der PKH-Bewilligung ist nach der verfas- 
sungsgerichtlichen Rechtsprechung dann zulässig, wenn 
konkrete und nachvollziehbare Anhaltspunkte dafür vorlie- 
gen, dass die Beweisaufnahme mit großer Wahrscheinlich- 
keit zum Nachteil des Antragstellers ausgehen würde. Ein 
entsprechend strenger Maßstab hat auch für die Teilaufhe- 
bung gemäß Absatz 2 wegen nicht hinreichender Erfolgs- 
aussichten einer beantragten Beweiserhebung zu gelten. 

Zur Vermeidung von Widersprüchen bei der Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe und bei der Entscheidung über deren 
teilweise Aufhebung ist zum einen derselbe Maßstab anzu- 
wenden; zum anderen können nur solche Umstände zur teil- 
weisen Aufhebung der Prozesskostenhilfe führen, die im 
Zeitpunkt ihrer Bewilligung noch nicht berücksichtigt wer- 
den konnten. Die Entscheidung über die Teilaufhebung 
karm ebenso wie die vollständige Aufhebung gemäß Ab- 
satz 1 mit der sofortigen Beschwerde gemäß § 127 Absatz 2 
Satz 2 angefochten werden. 

Zu Nummer 10 (§ 127) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung der 
Vorschrift. Der bisherige Wortlaut, die Notfrist „des § 569 
Abs. 1 Satz 1“ betrage einen Monat, ist logisch nicht richtig. 
Absatz 2 Satz 3 ordnet als spezielle Regel eine eigene Be- 
schwerdefrist an. Die Erwähnung des § 569 Absatz 1 Satz 1 
entfallt zukünftig. Das Gleiche gilt für Absatz 3 Satz 3 (vgl. 
Buchstabe b Doppelbuchstabe cc). 

Zu Buchstabe b 

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb (Absatz 3 Satz 1 

und 2) 

Gegen die Bewilligung der Prozesskostenhilfe besteht nach 
Absatz 3 in seiner bisher geltenden Fassung eine Beschwer- 
demöglichkeit der Staatskasse nur, wenn keine Zahlungen 
der bedürftigen Partei (Raten oder Zahlungen aus dem Ver- 
mögen) festgesetzt wurden. Die Beschwerde kann nur dar- 
auf gestützt werden, dass die Partei nach ihren persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen Zahlungen zu leisten hat. 

Diese Beschränkung ist nicht gerechtfertigt. Der Zweck des 
Beschwerderechts der Staatskasse, einer ungerechtfertigten 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe entgegenzuwirken, ge- 
bietet eine möglichst umfassende Ausgestaltung. Es soll 
sichergestellt werden, dass die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Partei gründlich ennittelt und Haushaltsmittel nur zu 
Gunsten der wirklich bedürftigen Rechtsuchenden einge- 
setzt werden. Deshalb müssen die Bezirksrevisoren in die 
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Lage versetzt werden, Fehler bei der Prüfung der persönli- 
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse umfassend zu rügen. 

Das Beschwerderecht der Staatskasse ist derzeit in zweierlei 
Hinsicht beschränkt. Die Beschränkung betrifft zum einen 
den Gegenstand der Beschwerde. Nur eine Prozesskosten- 
hilfebewilligung ohne Anordnung der Ratenzahlung kann 
von der Staatskasse angefochten werden. Für diese gegen- 
ständliche Beschränkung des Beschwerderechts ließe sich 
nur anführen, dass die Belastung der Bezirksrevisoren durch 
die Prüfungen der Bewilligungen begrenzt werden soll. 
Diese Überlegung greift aber nicht durch. Die Entscheidung, 
ob und in welchem Umfang sie von ihren Rechten Gebrauch 
macht, muss der Staatskasse selbst überlassen bleiben. Inso- 
weit besteht auch keine drittgerichtete Amtspflicht im Sinne 
von § 839 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Die 
Staatskasse kann daher zukünftig mit ihrer Beschwerde auch 
eine Bewilligung mit Ratenzahlung angreifen. 

Zum anderen betrifft die Beschränkung den sachlichen Ge- 
halt des Beschwerdevorbringens. Die Staatskasse kann 
nicht geltend luachen, Prozesskostenhilfe sei gänzlich zu 
versagen, weil die persönlichen und wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen für die Bewilligung überhaupt nicht vorlie- 
gen. Für diese sachliche Beschränkung wird angeführt, der 
Vertrauensschutz verbiete es, dass der Partei eine einmal be- 
willigte Prozesskostenhilfe nachträglich entzogen werde 
(vgl. BGH, Beschluss vom 8. Oktober 1992, BGHZ 119, 
375 f). Diese Erwägung mag zu der Zeit überzeugend ge- 
wesen sein, als die Beschwerde im Prozesskostenhilfever- 
fahren nicht fristgebunden war. Es ließ sich vertreten, der 
Partei könne nicht zugemutet werden, die Prozesskosten- 
hilfe gegebenenfalls nach Jahr und Tag auf eine Beschwerde 
der Staatskasse wieder zu verlieren. Die Beschwerde der 
Staatskasse ist jedoch inzwischen fristgebunden. Spätestens 
nach drei Monaten ist der Partei bekannt, ob die Bewilli- 
gung von der Staatskasse angefochten wird oder nicht. Das 
Vertrauen der Partei, dass die Bewilligung innerhalb dieses 
überschaubaren Zeitraums von Bestand ist, gebietet nicht 
die bisher geltende weitgehende Beschränkung des Be- 
schwerderechts der Staatskasse. Auf der anderen Seite ist 
gerade in dieser Konstellation das Interesse der Staatskasse 
an der Korrektur der Entscheidung besonders bedeutsam. 
Bei der auf die Abänderung der festgesetzten Raten gerich- 
teten Beschwerde geht es im Wesentlichen darum, in wel- 
chem Zeitraum eine darlehensweise bewilligte Prozesskos- 
tenhilfe zurückgezahlt wird. Die wirtschaftliche Bedeutung 
dieser Frage für den Haushalt ist jedenfalls dann gering, 
wenn auch die vom Gericht festgesetzte Ratenhöhe aus- 
reicht, um die verauslagten Kosten vollständig beizutreiben. 
Vertritt die Staatskasse dagegen die Auffassung, Prozess- 
kostenhilfe sei überhaupt nicht zu bewilligen, steht die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung über die Prozesskosten- 
hilfe insgesamt in Frage. Die Staatskasse kann daher zu- 
künftig auch geltend machen, dass die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Partei die Auslage von 
Prozesskosten aus dem Justizhaushalt nicht rechtfertigen. 

Damit wird es zukünftig auch Aufhebungen von Prozess- 
kostenhilfebewilligungen durch die Beschwerdegerichte ge- 
ben, die nach bisheriger Rechtslage nicht möglich waren. 
Eine solche Aufhebung wirkt nur ex tune. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Absatz 3 Satz 3) 

Siehe Begründung zu Buchstabe a. 


Zu Nummer 11 (§ 269) 

§ 59 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) sieht hin- 
sichtlich der von der Staatskasse nach den §§ 45 ff. RVG 
gezahlten Rechtsanwaltsvergütung nur in den Fällen einen 
Ersatz durch den unterlegenen Prozessgegner vor, in denen 
dem beigeordneten Rechtsanwalt gegen die Gegenpartei ein 
Erstattungsanspruch zusteht. Dies ist nach § 126 Absatz 1 
lediglich dann der Fall, wenn der Gegner zur Zahlung der 
Prozesskosten verurteilt worden ist. Nach der geltenden 
Rechtslage besteht für die Landeskasse aber dann keine 
Möglichkeit einer Inanspruchnahme des Klägers, wenn die- 
ser seine Klage gegen einen Beklagten zurücknimmt, dem 
Prozesskostenhilfe gewährt worden ist, und der Beklagte 
- wie dies in der Praxis beobachtet wird - keinen Kostenan- 
trag gemäß Absatz 4 stellt (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss 
vom 29. Oktober 1998, Rpfleger 1999, 132). Mit der vorge- 
schlagenen Ergänzung des Absatzes 4 soll diese Lücke ge- 
schlossen werden, indem in der vorstehenden Fallgestaltung 
das Gericht über die Kostentragung von Amts wegen zu 
entscheiden hat. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Beratungshilfege- 
setzes) 

Zu Nummer 1 (§1) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nummer 3) 

Gemäß § 1 Absatz 1 Nummer 3 ist für die Gewährung von 
Beratungshilfe unter anderem Voraussetzung, dass die 
„Wahrnehmung der Rechte“ nicht mutwillig ist. Die Mut- 
willigkeit bezieht sich nach dem Wortlaut der Vorschrift al- 
lein auf die Rechtswahmehmung, nicht jedoch auf die Inan- 
spruchnahme von Beratungshilfe (vgl. BVerfG, Beschluss 
vom 30. Mai 20 1 1 , NJW 20 1 1 , 27 1 1 , 27 1 2). Nicht unter den 
Wortlaut zu subsumieren sind daher nach geltender Rechts- 
lage diejenigen Fallkonstellationen, in denen sich zwar die 
Rechtswahrnehmung selbst nicht als mutwillig darstellt, es 
aber mutwillig erscheint, zur Wahmehiuung der Rechte die 
staatliche Beratungshilfe in Anspruch zu nehmen. Dies 
kann beispielweise dann der Fall sein, wenn ein Recht- 
suchender mit anwaltlicher Hilfe einen berechtigten An- 
spruch verfolgen möchte, diesen aber auch durch eine ein- 
fache Rücksprache mit dem Gegner selbst realisieren 
könnte. Gleiches kann gelten, wenn der Rechtsuchende mit 
dem Gegner nur eine Ratenzahlungsvereinbarung treffen 
möchte. Teilweise wird hier als ungeschriebenes Korrektiv 
ein allgemeines Rechtsschutzinteresse verneint (vgl. 
Schoreit/Groß, Beratungshilfe, Prozesskostenhilfe, Verfah- 
renskostenhilfe, 10. Auflage, § 1 BerHG, Rn. 110). ln Über- 
einstimmung mit einem Vorschlag des Bundesrates (Bun- 
destagsdrucksache 17/2164, S. 19) soll der Ausschluss- 
grund der Mutwilligkeit im Beratungshilferecht nunmehr 
dahingehend klar gefasst werden, dass es nicht mehr auf die 
Mutwilligkeit der Rechtswahrnehmung, sondern auf die 
Mutwilligkeit der Inanspruchnahme der Beratungshilfe an- 
kommt. Die neue Regelung soll im Sinne einer Miss- 
brauchskontrolle verhindern, dass eine Beratungsperson auf 
Kosten der Staatskasse auch dort in Anspruch genommen 
wird, wo professioneller Rechtsrat - wie in den oben ge- 
narmten Fällen - nicht geboten erscheint. 

Die zweite Änderung der Vorschrift betrifft das Beweismaß 
für die Feststellung der Mutwilligkeit. Anders als die für die 
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Prozesskostenhilfe entsprechende Vorschrift des § 114 Ab- 
satz 1 Satz 1 ZPO, die voraussetzt, dass die Rechtsverfol- 
gung nicht mutwillig „erscheint“, verlangt § 1 Absatz 1 
Nummer 3 bisher, dass die Wahrnehmung der Rechte nicht 
mutwillig „ist“. Diuch eine Angleichung des Wortlautes soll 
klargestellt werden, dass für die Ablehnung von Beratungs- 
hilfe keine höheren Beweisanforderungen gelten als für die 
Prozesskostenhilfe und es auch hier genügt, dass die Inan- 
spruchnahme mutwillig „erscheint“. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2 - neu -) 

Der Entwurf sieht vor, in verschiedener Hinsicht das Vergü- 
tungssystem der Beratungshilfe zu flexibilisieren. Er schafft 
deshalb die Möglichkeit einer Beratung pro bono (§ 4 Ab- 
satz 1 Satz 3 und 4 RVG -neu -) sowie der Vereinbarung 
eines Erfolgshonorars (§ 4a Absatz 1 Satz 3 RVG - neu -). 
Beides soll aber nicht dazu führen, dass Beratungshilfean- 
träge vom Gericht pauschal unter Hinweis auf Kanzleien, 
die Bedürftige pro bono oder gegen Erfolgshonorar beraten 
und vertreten, abgelehnt werden. Insbesondere sollen auf- 
wändige Streitigkeiten zwischen Rechtsuchendem und Ge- 
richt über die Frage, ob diese andere Möglichkeit der Hilfe 
jeweils zumutbar ist, vermieden werden. Die Vorschrift be- 
stimmt deshalb ausdrücklich, dass die Möglichkeit, solchen 
Rechtsrat in Anspruch zu nehmen, keine andere Möglich- 
keit der Hilfe darstellt. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3 - neu -) 

Der Begriff des Mutwillens ist bislang gesetzlich nicht defi- 
niert. Zu seiner Auslegung werden in Rechtsprechung und 
Literatur verschiedenste Kriterien herangezogen (vgl. 
Schoreit/Groß, Beratungshilfe, Prozesskostenhilfe, Verfah- 
renskostenhilfe, 10. Auflage, § 1 BerHG, Rn. 108 m. w. N.). 
Die mit diesem Entwurf in Satz 1 der Vorschrift eingeführte 
Definition soll mehr Rechtssicherheit und -klarheit schaf- 
fen, indem sie benennt, worauf bei der Beurteilung des Mut- 
willens abzustellen ist. Maßgebend ist danach ein Vergleich 
zwischen dem bedürftigen Rechtsuchenden und dem ver- 
ständigen Selbstzahler. Soweit sich ein nicht unter die Bera- 
tungshilfe fallender Rechtsuchender in derselben Situation 
wie der Antragsteller durch eine Beratungsperson beraten 
oder vertreten lassen würde, soll dies auch dem bedürftigen 
Rechtsuchenden offenstehen. Eine mutwillige Inanspruch- 
nahme von Beratungshilfe kann - neben dem bereits oben 
genannten Fall möglicher Eigeninitiative - demnach bei- 
spielsweise vorliegen, wenn wiederholt Anträge in dersel- 
ben Angelegenheit gestellt werden, lediglich um die Aus- 
kunft eines Rechtsanwalts durch einen weiteren Rechtsan- 
walt überprüfen zu lassen. Wird dagegen ein anwaltlicher 
Beratungs vertrag vorzeitig beendet, kann eine nachfolgende 
Inanspruchnahme weiterer anwaltlicher Hilfe in derselben 
Angelegenheit nicht generell als mutwillig eingestuft be- 
zeichnet werden. 

Satz 2 der neuen Vorschrift soll ausdrücklich festlegen, dass 
beim Vergleich zwischen bedürftigem Rechtsuchenden und 
verständigem Selbstzahler ein individueller Maßstab anzu- 
legen ist. Ziel ist es, zu verhindern, dass durch Anwendung 
eines auf den Durchschnittsbürger bezogenen Vergleichs- 
maßstabes sozial schwache und wenig gebildete Personen 
benachteiligt werden. Zum einen stellt die Vorschrift des- 
halb auf die individuellen Kenntnisse und Fähigkeiten des 


Antragstellers ab und trägt damit der Tatsache Rechnung, 
dass einkommensschwache Personen nicht selten unter- 
durchschnittlich gebildet sowie rede- und schreibgewandt 
sind (vgl. Schoreit/Groß, Beratungshilfe, Prozesskosten- 
hilfe, Verfahrenskostenhilfe, 10. Auflage, § 1 BerHG, 
Rn. 108). Soweit sich der Rechtspfleger diesbezüglich nicht 
ohnehin bei der Antragstellung einen persönlichen Eindruck 
vom Rechtsuchenden verschaffen kann, sollen für die Beur- 
teilung in der Regel die sich aus dem Antragsformular erge- 
benden Gesichtspunkte, insbesondere zu Beruf und Er- 
werbstätigkeit, ausreichen. Zum anderen sind bei der Beur- 
teilung die besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Rechtsuchenden zu berücksichtigen. Denn in der ange- 
spannten wirtschaftlichen Situation eines Beratungshilfe- 
empfängers können auch geringe Forderungen für den Ein- 
zelnen erheblich bedeutsamer sein als für Bürgerinnen und 
Bürger, deren wirtschaftliche Lage einen gewissen Spiel- 
raum zulässt. So kann es in der Situation eines Beratungs- 
hilfeempfängers berechtigt sein, eine geringe Forderung auf 
ihre Realisierbarkeit hin prüfen zu lassen, auch wenn ein 
selbstzahlender Gläubiger in Abwägung der Kosten für die 
Rechtsberatung einerseits sowie des potenziellen Vermö- 
genszuwachses und der Chancen auf die Realisierbarkeit 
der Forderung andererseits auf anwaltlichen Rat verzichtet 
hätte. Mutwilligkeit kann anhand dieses Vergleichs aber 
etwa dann vorliegen, wenn der Rechtsuchende Beratungs- 
hilfe durch Vertretung in Anspruch nimmt, obwohl die Be- 
ratung ergeben hat, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
oder -Verteidigung keine Aussicht auf Erfolg hat. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2 - neu -) 

Der bestehende § 2 Absatz 1 normiert den Grundsatz, dass 
Beratungshilfe zusätzlich zur Beratung auch die Vertretung 
umfasst, allerdings nur „soweit erforderlich“. Nähere Aus- 
führungen zum Kriterium der Erforderlichkeit sind dem Ge- 
setz bislang nicht zu entnehmen. Entsprechend unterschied- 
liche Auslegungen hat die Vorschrift bisher erfahren. Im In- 
teresse größerer Rechtssicherheit und -klarheit soll deshalb 
im anzufügenden Satz 2 nunmehr ein Maßstab geschaffen 
werden, anhand dessen das Tatbestandsmerkmal der Erfor- 
derlichkeit zu beurteilen ist. 

Die neue Regelung setzt in diesem Sinne zwei Parameter 
abwägend in Bezug zueinander, nämlich einerseits Umfang, 
Schwierigkeit oder Bedeutung der Rechtsangelegenheit und 
andererseits die persönlichen Fähigkeiten des Rechtsuchen- 
den. Abzustellen ist dabei - wie bei der Mutwilligkeit in 
§ 1 Absatz 3, siehe oben Nummer 1 Buchstabe b - auf die 
individuelle Möglichkeit der Selbstvertretung des konkreten 
Antragstellers, nicht auf den durchschnittlichen Rechtsu- 
chenden (vgl. Kalthoener/Büttner/Wrobel-Sachs, Prozess- 
und Verfahrenskostenhilfe, Beratungshilfe, 5. Auflage, 
Rn. 968). Dies bedeutet, dass insbesondere die Schul- und 
sonstige Bildung zu berücksichtigen und sodann in Relation 
zur Komplexität der Angelegenheit zu setzen sind, in der 
um anwaltliche Vertretung nachgesucht wird. Wie bei der 
Beurteilung der Mutwilligkeit sollen auch hier in der Regel 
die sich aus den Akten ergebenden Gesichtspunkte, insbe- 
sondere zu Beruf und Erwerbstätigkeit, ausreichen, soweit 
der Rechtspfieger nicht ohnehin schon einen persönlichen 
Eindruck vom Antragsteller gewinnen konnte. Die Rege- 
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lung legt außerdem ausdrücklich fest, dass sich die Beurtei- 
lung, ob Vertretung erforderlich ist, auf den Zeitpunkt nach 
erfolgter Beratung beziehen soll. Anwaltliche Vertretung ist 
demnach in der Regel dann nicht erforderlich, wenn nur 
noch ein einfaches Schreiben mit einer Tatsachenmitteilung 
zu fertigen, ein Widerspruch ohne Begründung einzulegen 
oder eine einfache Kündigung zu formulieren ist. Ist hinge- 
gen bekannt, dass die betroffene Behörde Widersprüchen, 
die mit keiner Begründung versehen sind, stets ohne weitere 
Prüfung nicht abhilft oder dass Kündigungsgründe vom 
Gegner einer Kündigung bereits in Abrede gestellt worden 
sind, kann die Erforderlichkeit einer Vertretung gegeben 
sein. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1 und 3) 

Nach geltendem Recht wird Beratungshilfe gemäß Absatz 2 
Satz 1 nur in den im dortigen Katalog genannten Angele- 
genheiten gewährt. Der Katalog umfasst dabei bereits jetzt 
alle rechtlichen Angelegenheiten mit Ausnahme des Steuer- 
rechts. Mit der Neuregelung wird die Vorgabe des Bundes- 
verfassungsgerichts aus dem Beschluss vom 14. Oktober 
2008 (BVerfGE 122, 39) zur Erweiterung der Beratungs- 
hilfe auf steuerrechtliche Angelegenheiten (vgl. die Ausfüh- 
rungen im Allgemeinen Teil der Begründung unter 1.) um- 
gesetzt. Die konkrete Ausgestaltung hat das Bundesverfas- 
sungsgericht ausdrücklich offen gelassen. Die Entwurfs- 
regelung sieht deshalb im Interesse der Kürze und 
Übersichtlichkeit davon ab, die bisherige Auflistung um die 
der Finanzgerichtsbarkeit zugewiesenen Angelegenheiten 
des Steuerrechts zu ergänzen und damit den Kanon der fünf 
Rechtswege im Einzelnen zu vervollständigen. Vielmehr 
soll dem Umstand, dass nunmehr kein Rechtsgebiet mehr 
von der Beratungshilfe ausgenommen sein soll, durch die 
Formulierung „in allen rechtlichen Angelegenheiten“ Rech- 
nung getragen werden. Gleichzeitig wird damit verdeutlicht, 
dass Beratungshilfe nicht allgemeine Beratung meint, son- 
dern auf Angelegenheiten rechtlicher Natur beschränkt ist. 

Absatz 2 Satz 3 regelt derzeit, dass Beratungshilfe auch in- 
soweit gewährt wird, als im Gesamtzusammenhang auf „an- 
dere“ - nicht beratungshilfefähige - Rechtsgebiete einzu- 
gehen ist. Wenn nunmehr, wie die Entwurfsregelung dies 
vorsieht, Beratungshilfe auf alle Rechtsgebiete erstreckt 
wird, kommt dieser Gesamtzusammenhangsregelung keine 
Bedeutung mehr zu, da Beratungshilfe dann per se in allen 
Angelegenheiten bewilligt werden kann. Sie ist daher auf- 
zuheben. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Nach der geltenden Regelung des § 3 Absatz 1 wird Be- 
ratungshilfe durch Rechtsanwälte und Kammerrechtsbei- 
stände gewährt. Der Entwurf sieht vor dem Hintergrund der 
Erweiterung der beratungshilfefähigen Angelegenheiten 
vor, künftig auch Angehörige weiterer Berufsgruppen mit 
Rechtsberatungsbefugnis mit der Erteilung von Beratungs- 
hilfe zu betrauen. Für alle Personen, die im Wege der Bera- 
tungshilfe rechtsberatend und -vertretend tätig sein können, 
schlägt der Gesetzentwurf nunmehr den Oberbegriff der Be- 
ratungsperson vor. 

Zum einen soll Beratungshilfe im Zuge ihrer inhaltlichen 
Erweiterung auf die steuerrechtlichen Angelegenheiten auf 
diesem Rechtsgebiet auch durch Angehörige derjenigen Be- 


rufsgruppen erbracht werden körmen, die außer Rechts- 
anwälten zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuer- 
sachen gemäß § 3 Nummer 1 des Steuerberatungsgesetzes 
(StBerG) befugt sind. Dies sind in erster Linie Steuerberater 
und Wirtschaftsprüfer, die aufgrund ihrer Ausbildung und 
der erbrachten Leistungsnachweise in Steuersachen mindes- 
tens dieselbe Fachkompetenz wie Rechtsanwälte besitzen. 
Steuerberater können zudem bereits nach geltender Rechts- 
lage gemäß § 142 der Finanzgerichtsordnung (FGO) im 
Rahmen von Prozesskostenhilfe beigeordnet werden. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, ihnen die Mög- 
lichkeit zu geben, bedürftige Bürgerinnen und Bürger be- 
reits vorprozessual zu beraten und dafür auch ohne den Ein- 
tritt in ein gerichtliches Verfahren aus der Staatskasse ent- 
lohnt zu werden. Die weiteren steuerberatenden Berufe des 
Steuerbevollmächtigten und des vereidigten Buchprüfers 
sollen gleichgestellt werden. 

Zum anderen soll der Personenkreis der die Beratungshilfe 
leistenden Berufsgruppen auf die Rentenberater erweitert 
werden. Denn auch sie sind zur Rechtsberatung in bestimm- 
tem Umfang befugt und besitzen in dem von § 10 Absatz 1 
Nummer 2 des Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG) festge- 
legten speziellen Bereich der Rentenberatung hohe Fach- 
kompetenz. 

Inhaltlich richtet sich die Befugnis zur Erteilung von Bera- 
tungshilfe durch Angehörige der steuerberatenden Berufe 
und durch Rentenberater nach dem jeweiligen Umfang ihrer 
Rechtsberatungsbefugnis. Diese erstreckt sich nach gelten- 
der Rechtslage hinsichtlich der steuerberatenden Berufe 
zum einen auf die in § 1 StBerG genannten Steuersachen 
und ergibt sich zum anderen aus der Annexkompetenz des 
§ 5 Absatz 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG). Des 
Weiteren haben die Länder in ihren Ausführungsgesetzen 
aufgrund der Ermächtigung in § 305 Absatz 1 Nummer 1 
letzter Halbsatz der Insolvenzordnung (InsO) teilweise die 
Angehörigen der steuerberatenden Berufe als geeignete Per- 
sonen im Sinne von § 305 Absatz 1 Nummer 1 InsO aner- 
kannt. Insoweit besteht für diese Berufsgruppen auch die 
Befugnis zur Schuldnerberatung und -Vertretung für den au- 
ßergerichtlichen Schuldenbereinigungsversuch nach § 305 
InsO. Hinsichtlich der Rentenberater richtet sich die Rechts- 
beratungsbefugnis nach dem von § 10 Absatz 1 Nummer 2 
RDG festgelegten Umfang. 

Die Möglichkeit der Beratungshilfegewährung in Bera- 
tungsstellen, die aufgrund einer Vereinbarung mit der Lan- 
desjustizverwaltung eingerichtet sind, soll sich nunmehr auf 
den erweiterten Personenkreis erstrecken und wird, im Üb- 
rigen inhaltlich unverändert, in Absatz 1 Satz 3 geregelt. 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

Die neuen Vorschriften regeln die Erklärungspflichten des 
Rechtsuchenden hinsichtlich seiner persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse bei der Antragstellung in enger 
Anlehnung an die Neuregelungen zur Prozesskostenhilfe in 
den §§117 und 118 ZPO-E grundlegend neu. Sie lösen in- 
soweit den bisherigen Absatz 2 Satz 3 ab. Die Vorschriften 
zur nachträglichen Antragstellung, die bisher in Absatz 2 
Satz 4 geregelt sind, sollen grundlegend geändert und insge- 
samt in § 6 Absatz 2 geregelt werden (vgl. die Begründung 
zu Nummer 5). 
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Die bisherige Regelung zur Erklärung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse statuiert in Absatz 2 Satz 3 le- 
diglich, dass diese „glaubhaft zu machen“ sind. Der Entwurf 
sieht dagegen vor, die Modalitäten und Anforderungen an 
die Antragstellung in dieser Hinsicht zu präzisieren und 
schafft insbesondere erweiterte Möglichkeiten für das Ge- 
richt, die missbräuchliche Inanspruchnahme der Beratungs- 
hilfe abzuwenden. Er übernimmt dazu ins Beratungshilfe- 
recht weitgehend wortgleich bereits bestehende sowie durch 
diesen Entwurf neu vorgeschlagene Regelungen des Pro- 
zesskostenhilferechts. Denn ein Gleichlauf der jeweiligen 
Regelungen zu den persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen ist schon deshalb angemessen, weil die Bewilli- 
gung von Beratungshilfe nach § 1 Absatz 2 hinsichtlich der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse an die raten- 
zahlungslose Bewilligung von Prozesskostenhilfe gekoppelt 
ist, mithin denselben Voraussetzungen unterliegt. Außerdem 
dient die Angleichung der besseren Übersichtlichkeit für 
den Rechtsanwender. Soweit die Regelungen abweichen, ist 
dies Besonderheiten des Beratungshilferechts - insbeson- 
dere dem geringeren Kostenaufwand gegenüber der Pro- 
zesskostenhilfe - geschuldet. 

Absatz 3 Nummer 1 soll dementsprechend - wie jetzt schon 
§117 Absatz 2 Satz 1 ZPO - ausdrücklich benennen, wozu 
der Rechtsuchende Angaben zu machen und Belege beizu- 
fügen hat. Bislang ergeben sich Hinweise hierzu nur aus 
dem auf § 1 1 basierenden Antragsfonnular, nicht dagegen 
aus dem Gesetz selbst. Nummer 2 erhebt die bislang eben- 
falls nur in den Antragsformularen nach § 11 geforderten 
prozessualen Versicherungen zur erstmaligen Antragstel- 
lung und zur fehlenden Anhängigkeit eines Gerichtsverfah- 
rens in den Stand einer gesetzlichen Regelung. 

Absatz 4 Satz 1 soll es in Übereinstimmung mit § 1 1 8 Ab- 
satz 2 Satz 1 ZPO-E anders als bisher in das Ermessen des 
Gerichts stellen, ob es eine Glaubhaftmachung der Angaben 
für erforderlich hält. Die Möglichkeit, zu diesem Zweck 
auch eine eidesstattliche Versicherung zu verlangen, wird 
hier wie dort ausdrücklich klargestellt, hn Rahmen der 
Glaubhaftmachung kann das Gericht den Antragsteller auch 
laden, um mit ihm mündlich seine persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse zu erörtern. Gerade in Beratungs- 
hilfesachen sind Rechtsuchende häufig wenig gewandt 
darin, Formulare auszufüllen und schriftlich gestellte 
(Rück-)Fragen ihrerseits präzise schriftlich zu beantworten. 
Anstelle eines langwierigen Schriftverkehrs kann eine 
mündliche Erörterung daher im Einzelfall sinnvoll sein, ln 
den anschließenden Sätzen 2 bis 4 sollen sodann dieselben 
erweiterten Ermittlungsmöglichkeiten des Gerichts geregelt 
werden wie bei der Prozesskostenhilfe in § 118 Absatz 2 
Satz 2 und 3 ZPO-E, um eine effektivere Kontrolle der An- 
gaben des Rechtsuchenden im Einzelfall zu ermöglichen. 
Zu den erweiterten Aufklärungsmöglichkeiten nach Satz 3, 
die dem Gericht mit vorab eingeholter Einwilligung des 
Rechtsuchenden zustehen, wird auf die Begründung zur 
Prozesskostenhilfe - dort Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe bb - verwiesen. Zwar ist zu erwarten, dass 
die Gerichte von den neu geschaffenen Auskunftsmöglich- 
keiten in Anbetracht der Masse der Beratungshilfeverfahren 
einerseits und der in jedem einzelnen Fall vergleichsweise 
geringen Kosten für die Staatskasse andererseits keinen re- 


gelmäßigen Gebrauch machen werden. Ein Interesse an ver- 
tiefter Aufklärung kann aber etwa dann gegeben sein, wenn 
das Gericht außerhalb des Beratungshilfeverfahrens Er- 
kermtnisse über die Einkommens- und Vermögensverhält- 
nisse des Rechtsuchenden erlangt hat, die die Annahme un- 
vollständiger oder unrichtiger Angaben nahe legen. Glei- 
ches kann gelten, wenn ein Rechtsuchender viele Bera- 
tungshilfeanträge stellt und damit die Staatskasse erheblich 
belastet. Stellt sich in einem solchen Fall heraus, dass die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse den Bera- 
tungshilfevoraussetzungen nicht genügen, kann das Gericht 
nach den neuen Vorschriften der § 7 Absatz 1 Satz 2 und 
§10 Absatz 3 die Beratungshilfe aufheben und die Rück- 
zahlung sämtlicher geleisteter Beträge an die Staatskasse 
verlangen. Auch eine nicht ganz unaufwändige Aufklärung 
karm deshalb im Einzelfall von Interesse sein. Anders als 
bei der Prozesskostenhilfe soll allerdings nach Satz 4 eine 
Beweisaufnahme zu den persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen durch Zeugen und Sachverständige ausdrück- 
lich unterbleiben, da ein solcher Aufwand - anders als bei 
der Prozesskostenhilfe - in keinem vernünftigen Verhältnis 
zu den regelmäßigen Kosten der Beratungshilfe stünde. 

Der neue Absatz 5 sieht wie § 1 1 8 Absatz 2 und 3 ZPO-E 
die Versagung von Beratungshilfe vor, wenn der Rechtsu- 
chende seinen Mitwirkungspflichten nach Absatz 4 nicht 
nachgekommen ist. Auf die dortigen Ausführungen zur 
Glaubhaftmachung wird verwiesen. 

Der neue Absatz 6 schließlich soll in enger Anlehnung an 
den bisherigen § 7 die Mitteilungspflichten des Rechtsu- 
chenden gegenüber der Beratungsperson in den Fällen der 
nachträglichen Antragstellung regeln. Wie auch bisher ist 
Sinn und Zweck der Vorschrift, die Beratungsperson vor 
dem Risiko zu schützen, trotz erbrachter Beratungsleistung 
keine Vergütung zu erhalten. Sie steht dabei in engem Zu- 
sammenhang zur neuen Vergütungs- und Erstattungsrege- 
lung des § 8a Absatz 4. Diese gesteht der Beratungsperson 
auch bei Nichtvorliegen der persönlichen und wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen einen Vergütungsanspruch zu, wenn 
sie glaubhaft macht, dass sie weder Kenntnis noch grob 
fahrlässige Unkenntnis vom Fehlen der Voraussetzungen 
hatte. Die Glaubhaftmachung wird der Beratungsperson 
umso besser gelingen, je mehr sie die Angaben des Rechtsu- 
chenden hinterfragt hat und sich hat belegen lassen. Konse- 
quenterweise formuliert die neue Vorschrift keine generelle 
Aufklärungspflicht des Rechtsuchenden gegenüber der Be- 
ratungsperson mehr, sondern umgekehrt ein in das Ermes- 
sen der Beratungsperson gestelltes Recht, sich die Angaben 
des Rechtsuchenden zu dessen persönlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnissen nachweisen zu lassen. Zum anderen 
löst sich die Vorschrift von dem bislang verwendeten, aber 
im Verhältnis von Rechtsuchendem und Beratungsperson 
als zwei Privatpersonen verfehlten Begriff der Glaubhaft- 
machung. Als Beweismaß soll das Gesetz künftig stattdes- 
sen bestimmen, dass der Rechtsuchende seine Angaben zu 
„belegen“ und die erstmalige Inanspruchnahme von Bera- 
tungshilfe wie das Fehlen gerichtlicher Anhängigkeit zu 
„erklären“ hat. Aufgrund der vorgesehenen Einschränkung 
des Direktzugangs zur Beratungsperson im neuen § 6 Ab- 
satz 2 wird der Anwendungsbereich dieser Vorschrift indes 
deutlich kleiner sein als bisher. 
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Zu Nummer 5 (§ 6) 

§ 6 regelt bislang in Absatz 1 die Erteilung des Beratungs- 
hilfescheins und in Absatz 2 die Statthaftigkeit der Erinne- 
rung im Falle einer ablehnenden Entscheidung des Gerichts. 
Diese beiden Regelungsgehalte sollen künftig getreimt wer- 
den: Absatz 1 erfährt eine Folgeänderung und wird mit den 
neuen Absätzen 2 und 3 ergänzt um neue, detaillierte Rege- 
lungen zur nachträglichen Antragstellung. Der bisherige 
Absatz 2 wird leicht verändert zum neuen § 7 Absatz 1 und 
regelt gemeinsam mit einem neuen Absatz 2 die Statthaftig- 
keit der Erinnerung. 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 3 Absatz 1. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 und 3 - neu -) 

Zu Absatz 2 

Nach geltender Rechtslage kann sich der Antragsteller ge- 
mäß § 4 Absatz 2 Satz 4 unmittelbar an einen Rechtsanwalt 
wenden und der Antrag karm bei Gericht in diesen Fällen 
nachträglich gestellt werden, ln der Praxis stellt dieser Ab- 
lauf den Regelfall dar. Insbesondere in den letzten Jahren ist 
aber in den Verfahren vermehrt aufwändiger Streit über die 
- ex post nur noch hypothetisch zu beurteilende - Frage ent- 
standen, ob die jeweilige Inanspruchnahme anwaltlicher 
Beratung tatsächlich erforderlich und nicht mutwillig war 
oder ob nicht andere Möglichkeiten der Hilfe zur Verfügung 
gestanden hätten. Die Auseinandersetzung, die sich in der 
Regel auf der Antragstellerseite vom Rechtsuchenden auf 
die in Vorleistung getretenen Rechtsanwälte verlagert, ist 
für diese wie für die Gerichte häufig in einem Maße zeitauf- 
wändig, das in keinem akzeptablen Verhältnis zu den finan- 
ziellen Einkünften beziehungsweise Aufwendungen steht. 
Außerdem nimmt dieser Weg den Rechtspflegem regelmä- 
ßig die Möglichkeit, die Beratungshilfe nach § 3 Absatz 2 
durch eine sofortige Auskunft oder einen Hinweis auf an- 
dere Hilfemöglichkeiten selbst zu erteilen. Dabei bleibt für 
die Länder ein wichtiges Potential zur Kostenreduktion un- 
genutzt, denn die Rechtspfleger bei den Gerichten können 
häufig aufgrund ihrer lokalen Kenntnisse und langjährigen 
Erfahrung die in Teilbereichen immer wieder gleichlautend 
auftretenden Fragen ohne weiteres selbst klären oder an an- 
derweitige Hilfsmöglichkeiten verweisen. Dies ist zum Bei- 
spiel offensichtlich, wenn Rechtsuchende immer wieder 
dieselbe Art von formularmäßigen, in einem bestimmten 
Punkt unübersichtlich gestalteten Bescheiden einer Sozial- 
hilfebehörde nicht nachvollziehen können: Ihre Erläuterung 
kann für den mit den Formularen meist vertrauten Rechts- 
pfleger einfach sein und sofort abschließend stattfinden. 

Die neue Regelung lässt deshalb eine nachträgliche Antrag- 
stellung nur noch in eng begrenzten Ausnahmefällen zu. 
Rechtsuchende sollen künftig verpflichtet sein, grundsätz- 
lich zuerst nach § 4 den Antrag auf Beratungshilfe beim 
Amtsgericht zu stellen und erst nach der Bewilligung eine 
Beratungsperson aufzusuchen. Im Verhältnis zur derzeitigen 
Rechtslage können so zum einen die Rechtspfieger die oben 
beschriebene ausgabenreduzierende Filterfunktion besser 
wahmehmen. Sie können sich außerdem einen persönlichen 
Eindruck vom Rechtsuchenden verschaffen und daher auch 
die Frage der mutwilligen Inanspruchnahme von Beratungs- 


hilfe besser beurteilen. Zum anderen besteht - anders als bei 
vorhergehender Beratung - Kostensicherheit für die Bera- 
tungsperson, die das Gebührenrisiko trägt. Zwar ist zu er- 
warten, dass durch die vermehrte mündliche Antragstellung 
Mehraufwand bei den Rechtspflegem entsteht. Dem stehen 
aber nicht nur die genannten Möglichkeiten zur Kostenbe- 
grenzung gegenüber. Auch in zeitlicher Hinsicht wird eine 
Kompensation dadurch erreicht werden, dass weniger 
schriftliche Anträge eingehen, die bisher häufig der mehrfa- 
chen Nachbearbeitung bedürfen, weil die Angaben unvoll- 
ständig oder unklar sind. Denn die Bereitschaft, vollstän- 
dige Angaben zu machen und ausreichende Unterlagen vor- 
zulegen, dürfte deutlich höher sein, weim noch keine Bera- 
tungshilfe geleistet wurde. 

ln zwei Ausnahmefällen soll die nachträgliche Antragstel- 
lung allerdings auch weiterhin möglich sein. 

Erstens sollen Antragsteller, die auf eine eilige Beratung an- 
gewiesen sind, keine Nachteile erleiden. Ist es aus Gründen 
besonderer Eilbedürftigkeit nicht zumutbar, die Entschei- 
dung des Gerichts abzuwarten, darf wie bisher eine Bera- 
tungsperson aufgesucht und der Antrag nachträglich gestellt 
werden. Die Voraussetzung der „besonderen Eilbedürftig- 
keit“ soll dabei klarstellen, dass die nachträgliche Antrag- 
stellung nur in sehr wenigen Ausnahmefällen, die sofort er- 
ledigt werden müssen, in Betracht kommt. Besondere Eilbe- 
dürftigkeit liegt dagegen nicht generell dann vor, wenn Fälle 
- etwa im Hinblick auf ablaufende Fristen - einer zeitnahen 
Erledigung bedürfen. Zusätzlich zur besonderen Eilbedürf- 
tigkeit soll die Möglichkeit nachträglicher Antragstellung 
dadurch weiter begrenzt werden, dass es für den Rechtsu- 
chenden unzumutbar sein muss, vorher den Berechtigungs- 
schein bei Gericht einzuholen. Warm diese Grenze der Un- 
zumutbarkeit erreicht ist, ist stets eine Frage des Einzelfalls. 
Zu berücksichtigen sein werden dabei einerseits die Dring- 
lichkeit der Angelegenheit einschließlich der potentiell ein- 
tretenden Rechtsgefährdung und anderseits die Erreichbar- 
keit des Gerichts. Hier kaim auch regionalen und lokalen 
Besonderheiten wie dem Vorhandensein eines Eildienstes 
und den Öffnungszeiten der Rechtsantragsstelle nebst War- 
tezeiten Rechnung getragen werden. Stellt beispielsweise 
der Mieter am Freitagnachmittag fest, dass sein Vermieter 
die Heizung aus ihm nicht nachvollziehbaren Gründen ab- 
gestellt hat, und hat die Rechtsantragsstelle bereits ge- 
schlossen, wird es in der Heizperiode regelmäßig unzumut- 
bar sein, auf rechtliche Beratung bis zum folgenden Montag 
warten zu müssen. Ähnlich gelagerte Fälle sind in Familien-, 
vor allem sorgerechtlichen Konstellationen denkbar, soweit 
nicht sofort ein gerichtliches Verfahren auf Prozesskosten- 
hilfebasis angestrebt wird. 

Zweitens soll die nachträgliche Antragstellung in den Fällen 
möglich sein, in denen Beratungshilfe durch eine Bera- 
tungsstelle im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 3 gewährt 
worden ist. ln mehreren Ländern sind solche Beratungsstel- 
len - teilweise direkt in den Gerichtsgebäuden - eingerich- 
tet und haben sich dort als weiteres Standbein der Rechtsbe- 
ratung für bedürftige Personen bewährt. Könnten auch diese 
Beratungsstellen nur bei vorab erteiltem Beratungshilfe- 
schein aufgesucht werden, stünde zu befürchten, dass sie 
nicht mehr in Anspruch genommen würden, weil der jewei- 
lige Rechtsuchende direkt in die Kanzlei zu einem Rechts- 
anwalt ginge. Sinn und Zweck der Beratungsstellen, Rechts- 
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beratung für Bedürftige an einer zentralen Örtlichkeit zur 
Verfügung zu stellen und damit auch die Gerichte zu entlas- 
ten, würde so in Frage gestellt und womöglich zur Auf- 
lösung dieses Angebotes an vielen Standorten führen. Die 
Ausnahmeregelung mit entsprechender Vergütung der Bera- 
tungsperson soll sowohl die in der Beratungsstelle abschlie- 
ßend bearbeiteten Fälle erfassen - soweit nicht ohnehin zwi- 
schen der Landesjustizverwaltung und dem Träger der Be- 
ratungsstelle anderweitige Vergütungsregelungen nach § 44 
Satz 1 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) getrof- 
fen sind - als auch solche Fälle, in denen der Rechtsuchende 
an eine Beratungsperson außerhalb der Beratungsstelle ver- 
wiesen wird. 

Zu Absatz 3 

Die bisherige Regelung sieht keine Frist für die nachträg- 
liche Antragstellung vor. Anträge auf Bewilligung können 
daher zeitlich unbegrenzt gestellt werden, zumal das Bun- 
desverfasssungsgericht einer von den Gerichten teilweise 
angenommenen Verwirkung (vgl. Schoreit/Groß, Bera- 
tungshilfe, Verfahrenskostenhilfe, Prozesskostenhilfe, 
10. Auflage, § 4 BerHG Rn. 21 m. w. N.) eine Absage er- 
teilt hat (BVerfG NJW 2006, 1504). Die Gerichte sehen sich 
daher teilweise mit Anträgen konfrontiert, deren zugrunde 
liegende Sachverhalte so weit in die Vergangenheit reichen, 
dass Unklarheiten kaum mehr geklärt werden können. Die 
neue Regelung soll deshalb im Sinne schnellerer Rechtssi- 
cherheit für alle Beteiligten eine Ausschlussfrist von vier 
Wochen ab Beginn der Beratungshilfe schaffen. Gleich- 
zeitig verhindert sie, dass Mandate ex post zu Beratungshil- 
femandaten erklärt werden, weil sich die Eintreibung der 
Vergütungsforderung vom Mandanten als schwierig erwie- 
sen hat. 

Zu Nummer 6 (§6a-neu-) 

Das Beratungshilfegesetz trifft bislang keine Regelungen 
zur Aufhebung der bereits bewilligten Beratungshilfe we- 
gen anfänglichen Fehlens oder späteren Fortfalls der für die 
Bewilligung maßgeblichen Voraussetzungen. Ob und unter 
welchen Voraussetzungen dies möglich ist und welche Fol- 
gen für die Vergütung der Beratungsperson durch eine Auf- 
hebung entstehen, ist bislang umstritten (vgl. Schoreit/Groß, 
Beratungshilfe, Prozesskostenhilfe, Verfahrenskostenhilfe, 
10. Auflage, § 6 BerHG, Rn. 10 ff.). Die neue Regelung soll 
hier Rechtsklarheit schaffen. Sie regelt in Absatz 1 die Auf- 
hebung bei anfänglichem Fehlen der Bewilligungsvoraus- 
setzungen und in Absatz 2 die Aufhebung in eineiu speziel- 
len Fall des nachträglichen Wegfalls. Welche Folgen die 
Aufhebung für die Vergütung der Beratungsperson hat, soll 
sodann der ebenfalls neu eingefügte § 8a gesondert bestim- 
men. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 soll die Aufhebung der Beratungshilfe bei anfäng- 
lichem Fehlen der Voraussetzungen regeln: Die Regelung 
stellt die Entscheidung über die Aufhebung in das Ermessen 
des Gerichts, wenn es unabhängig von einer Erinnerung der 
Staatskasse - etwa aus anderen bei Gericht anhängigen Ver- 
fahren - davon Kenntnis erhält, dass die Voraussetzungen 
für die Bewilligung nicht Vorgelegen haben. Im Unterschied 
zum Prozesskostenhilferecht in § 124 Absatz 1 ZPO („soll“) 
ist beabsichtigt, dem Gericht mit der Formulierung „kann“ 


einen weiten Ermessensspielraum einzuräuiuen und damit 
der Tatsache Rechnung zu tragen, dass sich die Aufhebung 
und die damit verbundenen Rückabwicklungsfolgen aus 
§ 8a - neu — unverhältnismäßig aufwändig gestalten kön- 
nen. Denn es ist nicht Sinn und Zweck der Aufhebung, die 
Staatskasse mit gegebenenfalls noch höheren Kosten zu be- 
lasten. Ebenfalls anders als im Prozesskostenhilferecht soll 
die Aufhebung in diesem Sinne auch einheitlich - ohne aus- 
einandersetzungsträchtige Differenzierung nach verschiede- 
nen Aufhebungsgründen - ausgeschlossen sein, wenn seit 
der Bewilligung mehr als ein Jahr vergangen ist. Aus die- 
sem Grund sollen auch nachträgliche Veränderungen wie 
ein Vennögenszuwachs zwischen der Bewilligung und der 
Überprüfung durch den Bezirksrevisor nicht berücksichtigt, 
sondern es soll nur auf den Zeitpunkt der Bewilligung abge- 
stellt werden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 soll Fällen Rechnung tragen, in denen der Rechts- 
uchende nachträglich aufgrund der Hilfeleistung der Bera- 
tungsperson die persönlichen und wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen für die Beratungshilfe nicht mehr erfüllt. Nach 
der bisherigen Rechtslage erhält die Beratungsperson auch 
darm keine höheren als die Gebühren nach den Nummern 
2500 ff. der Anlage 1 zum RVG (Vergütungsverzeichnis 
[VV-RVG]), wenn beim Rechtsuchenden aufgrund der an- 
waltlichen Leistung ein erheblicher Vermögenszuwachs ein- 
tritt. Nur werm ein materiellrechtlicher Anspruch gegen den 
Gegner besteht, kann die Beratungsperson nach § 9 diesem 
gegenüber die „gesetzlichen Gebühren“ realisieren. Besteht 
ein solcher Anspruch nicht, erhält sie vom Rechtsuchenden 
lediglich die Beratungshilfegebühr in Höhe von 10 Euro 
und die oben genannten Gebühren aus der Staatskasse, auch 
wenn der Rechtsuchende aufgrund des - auf die Leistung 
der Beratungsperson zurückgehenden - Vermögenszuwach- 
ses nicht mehr bedürftig ist. Um diese Schieflage auszu- 
gleichen, verschafft die neue Regelung der Beratungsperson 
die Möglichkeit, in solchen Fällen die üblichen Gebühren 
zu erhalten. Sie kann, will sie nicht wie üblich die Festset- 
zung der aus der Staatskasse zu zahlenden Vergütung nach 
§ 55 Absatz 4 RVG beantragen und sich mit der geringen, 
aber sicheren Vergütung aus der Staatskasse begnügen, 
einen Antrag auf Aufhebung der Beratungshilfe stellen. 
Letzteres soll allerdings im Interesse zügiger Abwicklung 
und Klarheit für alle Beteiligten zeitlich nur möglich sein, 
solange der Festsetzungsantrag noch nicht gestellt ist, Ab- 
satz 2 Satz 2 Nummer 1. Zum Schutz des Rechtsuchenden 
regelt Absatz 2 Satz 2 Nummer 2, dass die Beratungsperson 
den Antrag auf Aufhebung der Beratungshilfe nur stellen 
kann, wenn sie den Rechtsuchenden bei Mandatsübemahme 
auf diese Möglichkeit sowie auf die sich hieraus für ihre 
Vergütung und das Rückforderungsrecht der Staatskasse 
nach § 8a Absatz 2 ergebenden Folgen hingewiesen hat. Die 
vorgesehene Textform soll dabei Beweisschwierigkeiten 
verhindern. Beschließt das Gericht nach Prüfung der durch 
den Vermögenszuwachs geänderten Vermögensverhältnisse 
und nach Anhörung des Rechtsuchenden die Aufhebung der 
Beratungshilfebewilligung, sieht die neue Regelung in § 8a 
Absatz 2 vor, dass die Beratungsperson ihre Vergütung nach 
den allgemeinen Vorschriften verlangen karm. Gleichzeitig 
schließt § 8a Absatz 1 Satz Nummer 2 die Vergütung aus 
der Staatskasse aus, so dass dort ein Entlastungseffekt ein- 
tritt. 
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Das Antragsrecht soll allein bei der Beratungsperson liegen, 
die in der Regel Kenntnis über die Veränderung der Vermö- 
gensverhältnisse ihres Mandanten erhalten wird. Auf eine 
eigene Anzeigepflicht des Antragstellers wird in der Ent- 
wurfsregelung bewusst verzichtet, da die Akten - anders als 
bei Prozesskostenhilfe - nicht der regelmäßigen gerichtli- 
chen Überprüfung unterliegen und daher unterlassene An- 
zeigen ohnehin kaum offenbar werden. 

Zu Nummer 7 (§§ 7 bis 8a) 

Zu §7 
Zu Absatz 1 

Der neue § 7 Absatz 1 soll die Regelung des bisherigen § 6 
Absatz 2 zur Statthaftigkeit der Erinnerung gegen die ableh- 
nende Entscheidung des Rechtspflegers übernehmen. Darü- 
ber hinaus soll er dahingehend erweitert werden, dass auch 
die nun in § 6a erstmals geregelte Aufhebung der Bewilli- 
gung - von Amts wegen oder auf Antrag - mit der Eriime- 
rung anfechtbar ist. 

Zu Absatz 2 

Bislang sieht das Gesetz kein Rechtsmittel gegen den Be- 
schluss vor, durch den Beratungshilfe bewilligt wird. Mit 
der Neuregelung soll nun in Satz 1 ein Erinnerungsrecht der 
Staatskasse gegen Bewilligungsentscheidungen geregelt 
werden. Ziel ist es in erster Linie, eine einheitlichere Ausle- 
gung und Anwendung des Gesetzes als bisher zu erreichen. 
Denn die derzeitige - schon innerhalb eines Landgerichts- 
bezirks erheblich voneinander abweichende - Prüfungstiefe 
und Bewilligungspraxis der Amtsgerichte zieht nicht nur 
Ungleichheiten nach sich, die dem Rechtsuchenden kaum 
vermittelbar sind, sondern auch erheblichen Arbeitsauf- 
wand für die beteiligten Rechtsanwälte. Da das Erinne- 
rungsrecht durch Bezirksrevisoren auf Landgerichtsebene 
wahrgenommen wird, kaim es dazu beitragen, durch besser 
aufeinander abgestimmte Entscheidungen mehr Rechtssi- 
cherheit zu erreichen. Die Erinnerung soll deshalb - anders 
als die Beschwerde in PKH-Sachen nach § 127 Absatz 3 
ZPO - nicht darauf beschränkt sein, dass nach den persön- 
lichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen des Rechtsuchen- 
den die angegriffene Entscheidung so nicht hätte ergehen 
dürfen, sondern sie soll auch und gerade die Prüfung sämt- 
licher materieller Kriterien erfassen. Zum anderen begegnet 
die Einführung eines Rechtsbehelfs gegen bewilligende 
Entscheidungen der Gefahr voreiliger Bewilligungen, da ein 
strukturelles Ungleichgewicht beseitigt wird. Denn anders 
als bei ablehnender Entscheidung läuft der Rechtspfleger 
derzeit bei Bewilligung der Beratungshilfe nicht Gefahr, 
sich bei der Entscheidung über die Abhilfe gegen die Erin- 
nerung erneut mit dem Fall befassen zu müssen. Mit der 
Neuregelung soll in dieser Flinsicht Waffengleichheit zwi- 
schen Antragsteller und Staatskasse geschaffen werden. 

Der Rechtsweg richtet sich nach § 1 1 Absatz 2 und § 24a 
Absatz 2 des Rechtspflegergesetzes. Der Rechtspfleger 
kaim danach der Eriimerung abhelfen und Erinnerungen, 
denen er nicht abhilft, dem Richter vorlegen. Durch das Er- 
innerungsrecht der Staatskasse entsteht zwar Mehraufwand 
bei den Bezirksrevisoren, den die Abhilfe prüfenden 
Rechtspflegem und den über die Eriimerung entscheidenden 
Richtern. Um diesen in vertretbaren Grenzen zu halten, sol- 
len die Entscheidungen des Rechtspflegers der Staatskasse 


nach Satz 2 nicht von Amts wegen mitgeteilt werden, son- 
dern nur stichprobenartig aufgrund einer - innerhalb von 
drei Monaten möglichen - Aktenanforderung überprüft 
werden. Stellt sich auf die Erinnerung der Staatskasse hin 
heraus, dass die Bewilligungsvoraussetzungen nicht Vorge- 
legen haben, ist das Gericht zur Aufhebung der Beratungs- 
hilfebewilligung verpflichtet. Gegen den aufhebenden Be- 
schluss des Richters ist keine erneute Erinnerung des Recht- 
suchenden möglich. 

Zu §8 

Die bisherige Regelung, die sich in der Feststellung der 
Nichtigkeit von Vergütungsvereinbarungen erschöpft, soll 
in zwei Absätzen durch neue Regelungen zur Vergütung der 
Beratungsperson ersetzt werden. Die Vorschrift steht in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit der nachfolgenden, eben- 
falls neuen Regelung des § 8a, die unter anderem bestimmt, 
ob und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen ein Vergü- 
tungsanspruch der Beratungsperson bei Aufhebung bereits 
bewilligter oder Ablehnung nachträglich beantragter Bera- 
tungshilfe besteht. An der bisherigen Regelung, wonach 
Vergütungsvereinbarungen nichtig sind, soll nicht länger 
festgehalten werden. 

Zu Absatz 1 

Es handelt sich um eine Folgeregelung zur Erweiterung des 
die Beratungshilfe leistenden Personenkreises nach § 3 Ab- 
satz 1 Satz 2. Die Vergütung der Rechtsanwälte in Bera- 
tungshilfesachen richtet sich nach geltender Rechtslage 
nach den §§ 44 ff RVG in Verbindung mit den Nummern 
2500 ff. VV-RVG. Um eine Mehrfachregelung zu vermei- 
den, soll davon abgesehen werden, die Vergütung der Bera- 
tungspersonen nunmehr für jede Berufsgruppe einzeln in 
verschiedenen Gesetzen zu regeln. Deshalb verweist der 
neue § 8 Absatz 1 für alle Beratungspersonen auf das RVG, 
das im Falle der Beratungshilfe durch Rechtsanwälte wei- 
terhin unmittelbar gilt. Die Vergütung in Beratungshilfe- 
sachen soll sich so einheitlich für alle Beratungspersonen 
nach den Vorschriften des RVG richten. Dies soll nicht nur 
hinsichtlich derjenigen Vorschriften gelten, die die Vergü- 
tung unmittelbar betreffen, sondern sämtliche Vorschriften 
des RVG zur Beratungshilfe einschließen, insbesondere die- 
jenigen über die Anrechnung von Vorschüssen und Zahlun- 
gen (§58 RVG), den Übergang von Ansprüchen auf die 
Staatskasse (§ 59 RVG) und die Vergütungsfestsetzung 
(§ 55 Absatz 4 RVG). 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 soll das bisher geltende pauschale Verbot einer 
Vergütungsvereinbarung ablösen. Denn die derzeitige Rege- 
lung hat für die Beratungsperson den erheblichen Nachteil, 
dass diese bei Ablehnung der Beratungshilfe durch das Ge- 
richt keinerlei Vergütung erhält. Auch wenn das Verbot der 
Vergütungsvereinbarung vielfach in denjenigen Fällen für 
nicht anwendbar gehalten wird, in denen das Gericht die 
Beratungshilfe mangels Bedürftigkeit ablehnt (Schoreit/ 
Groß, Beratungshilfe, Prozesskostenhilfe, Verfahrenskos- 
tenhilfe, 10. Auflage, § 8 BerHG, Rn. 2 m. w. N.), trägt die 
Beratungsperson jedenfalls in allen anderen Fällen der Ab- 
lehnung das Risiko, für ihre Tätigkeit keine Vergütung zu 
erhalten. Diese einseitige Risikoverteilung zulasten der Be- 
ratungspersonen ist nicht gerechtfertigt. Denn nicht die Be- 
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ratungsperson, sondern der Rechtsuchende begehrt eine 
staatliche Sozialleistung und hat deshalb auch das Risiko 
von deren Nichtgewährung zu tragen. Künftig sollen des- 
halb Vergütungsvereinbarungen grundsätzlich möglich sein; 
das geltende Verbot wird in die neue Vorschrift nicht über- 
nommen. Die neue Regelung bestimmt aber, dass der daraus 
resultierende Anspruch der Beratungsperson gegen den 
Rechtsuchenden nicht geltend gemacht werden karm, wenn 
und solange Beratungshilfe bewilligt ist (Satz 1) bezie- 
hungsweise im Falle nachträglicher Antragstellung das Ge- 
richt noch keine Entscheidung über den Antrag getroffen 
hat (Satz 2). Wird die Beratungshilfebewilligung wieder 
aufgehoben oder lehnt das Gericht im Falle nachträglicher 
Antragstellung die Bewilligung ab, kann die Beratungsper- 
son den Rechtsuchenden aus der Vergütungsvereinbarung in 
Anspruch nehmen. Wegen der neu eingeführten Möglich- 
keit der Aufhebung der Beratungshilfe nach § 6a kann eine 
solche Vergütungsvereinbarung nunmehr nicht nur in Fällen 
nachträglicher Antragstellung, sondern auch bei bereits be- 
willigter Beratungshilfe sirmvoll sein. Zwar soll der Bera- 
tungsperson nach der neuen Vorschrift des § 8a Absatz 2 
dann auch ein Vergütungsanspruch nach den allgemeinen 
Vorschriften (dazu im Einzelnen die Begründung unten zu 
§ 8a) zustehen. Eine vorher geschlossene Vergütungsverein- 
barung kann aber eine mühsame Auseinandersetzung zwi- 
schen Beratungsperson und Rechtsuchendem darüber ent- 
behrlich machen, in welcher Höhe etwa die „übliche Ver- 
gütung“ nach den § 34 Absatz 1 Satz 2 RVG, § 612 Absatz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) geschuldet ist. 

Zu § 8a - neu - 

Im Anschluss an die nunmehr in § 6a vorgeschlagene Rege- 
lung zur Aufhebung der Beratungshilfebewilligung ist künf- 
tig auch zu regeln, welche Folgen die Aufhebung für den 
Vergütungsanspruch der Beratungsperson haben und unter 
welchen Voraussetzungen die Staatskasse gegebenenfalls 
den Rechtsuchenden in Regress nehmen können soll. Der 
neue § 8a schlägt daher für die Fälle der Aufhebung eine 
umfassende Regelung der Vergütungs- und Regressansprü- 
che im Verhältnis zwischen Beratungsperson, Staatskasse 
und Rechtsuchendem vor (Absätze 1 bis 3). Im Grundsatz 
soll Folgendes gelten: Der Vergütungsanspruch der Bera- 
tungsperson gegen die Staatskasse bleibt unberührt; alterna- 
tiv kann die Beratungsperson aber auch den Rechtsuchen- 
den nach den allgemeinen Vorschriften in Anspruch neh- 
men. Entscheidet sich die Beratungsperson für die Vergü- 
tung aus der Staatskasse, kann diese den Rechtsuchenden in 
Regress nehmen, wenn die Aufhebung deshalb erfolgt, weil 
die persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen 
nicht Vorgelegen haben. Absatz 4 soll erstmals in den Fällen 
der Ablehnung von Beratungshilfe bei nachträglicher An- 
tragstellung die Möglichkeit eines Vergütungsanspruchs der 
Beratungsperson schaffen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 soll die Grundsatzregelung treffen: Wird die 
Beratungshilfebewilligung aufgehoben, bleibt der Vergü- 
tungsanspruch der Beratungsperson gegen die Staatskasse 
unberührt. Eine bereits erhaltene Vergütung kann sie daher 
behalten und eine noch nicht erhaltene Vergütung weiter be- 
anspruchen. Die Regelung beruht zum einen auf praktischen 
Erwägungen, deim der Aufwand der Rückabwicklung be- 


reits ausbezahlter Vergütung dürfte in vielen Fällen den tat- 
sächlichen finanziellen Rückgewinn für die Staatskasse 
übersteigen. Zum anderen trägt die Regelung aber auch der 
Tatsache Rechnung, dass durch die vorangegangene Bewil- 
ligung ein Vertrauenstatbestand hinsichtlich der Vergütung 
geschaffen wurde, aufgrund dessen die Beratungshilfeleis- 
tung erfolgt ist. Die Beratungsperson, die mit der Bera- 
tungshilfeleistung eine auf sie übertragene Aufgabe des So- 
zialstaates wahmimmt, soll nicht mit dem Risiko einer spä- 
teren, die Bewilligung wieder aufhebenden Entscheidung 
belastet werden und auf Vergütungsansprüche gegen den 
Rechtsuchenden selbst angewiesen sein. Dies gilt umso 
mehr, als der vorliegende Entwurf mit der Neuregelung in 
§ 6 die vorherige Antragstellung auch deshalb zum Regel- 
fall erhebt, weil Unsicherheiten über die Vergütung, wie sie 
in der Vergangenheit zu häufigen Auseinandersetzungen mit 
dem Gericht geführt haben, künftig vermieden werden sol- 
len. Auf die Bewilligung durch das Gericht darf sich die Be- 
ratungsperson daher grundsätzlich verlassen. Ausnahmen 
sollen dementsprechend nach Satz 2 nur dort gelten, wo 
schutzwürdiges Vertrauen fehlt: Hatte die Beratungsperson 
Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis vom Fehlen der 
Bewilligungsvoraussetzungen (Satz 2 Nummer 1) oder hat 
sie den Antrag auf Aufhebung nach § 6a selbst gestellt 
(Satz 2 Nuinmer 2), besteht kein Anlass, ihren Anspruch auf 
Vergütung aus der Staatskasse fortbestehen zu lassen. Die 
Kenntnis oder grob fahrlässige Unkeimtnis kann sich dabei 
beispielsweise aus einem vorangegangenen Mandat mit 
demselben Rechtsuchenden ergeben, so etwa hinsichtlich 
der Bedürftigkeit des Rechtsuchenden oder hinsichtlich der 
Frage, ob der Rechtsuchende über Fähigkeiten verfügt, die 
die Inanspruchnahme der Beratungshilfe als mutwillig im 
Sinne von § 1 Absatz 3 erscheinen lassen. Die den An- 
spruch ausschließenden Tatsachen hat die Staatskasse als 
Anspruchsgegnerin einzuwenden, so wie sie insoweit die 
Beweislast trägt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Nummer 1 soll der Beratungsperson die Möglich- 
keit an die Hand geben, vom Grundsatz des Absatzes 1 ab- 
zuweichen und die Vergütung statt aus der Staatskasse nach 
den allgemeinen Vorschriften direkt vom Rechtsuchenden 
zu verlangen. Voraussetzung soll sein, dass die Beratungs- 
person die Vergütung aus der Staatskasse noch nicht erhal- 
ten hat oder sie zurückerstattet. Außerdem muss die Bera- 
tungsperson den Rechtsuchenden bei Mandatsübemahme 
auf diese Möglichkeit hingewiesen haben, da ihm die Gele- 
genheit gegeben sein muss, die potentiellen finanziellen 
Folgen der Inanspruchnahme einer Beratungsperson abzu- 
schätzen. Wer darauf vertraut, infolge der Bewilligung von 
Beratungshilfe außer den geringen Beratungshilfegebühren 
keine weiteren Kosten aufwenden zu müssen, soll sich nicht 
im Nachhinein einer viel höheren Forderung der Beratungs- 
person überraschend ausgesetzt sehen. Auf die sichere, aber 
geringe Vergütung aus der Staatskasse zugunsten eines Di- 
rektanspruchs gegen den Rechtsuchenden zu verzichten, 
kann für die Beratungsperson etwa dann attraktiv sein, 
wenn die Vergütung nach den allgemeinen Vorschriften hö- 
her ist und die Forderung gegen den Rechtsuchenden auch 
realisierbar erscheint - etwa in Fällen, in denen die Bera- 
tungshilfebewilligung aufgehoben wird, weil die persönli- 
chen und wirtschaftlichen Voraussetzungen nicht Vorgele- 
gen haben. Der Verweis auf die allgemeinen Vorschriften 
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führt bei Tätigwerden eines Rechtsanwaltes für die Fälle 
reiner Beratung zur „üblichen Vergütung“ nach den § 34 
Absatz 1 Satz 2 RVG, § 612 Absatz 2 BGB, für Vertretungs- 
fälle hingegen zur Vergütung nach Teil 2 des Vergütungs- 
verzeichnisses zum RVG, sofern keine anderweitige Vergü- 
tungsvereinbarung geschlossen worden ist. 

Satz 2 schließlich soll den Rechtsuchenden davor schützen, 
in Höhe der gegebenenfalls an die Beratungsperson bereits 
bezahlten Beratungshilfegebühr nach Nummer 2500 VV- 
RVG, die derzeit 10 Euro beträgt, doppelt in Anspruch ge- 
nommen zu werden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 schließt an die Regelung in Absatz 1 an und soll 
für den Fall, dass die Beratungsperson sich für die Vergü- 
tung aus der Staatskasse entscheidet, diese vor ungerecht- 
fertigter Belastung schützen. Wird die Beratungshilfe aufge- 
hoben, weil der Rechtsuchende nicht bedürftig ist, kann ihn 
die Staatskasse grundsätzlich in Regress nehmen und von 
ihm die Erstattung der an die Beratungsperson bezahlten 
Vergütung verlangen. Ob die Staatskasse den Regressan- 
spruch tatsächlich geltend macht, soll in Anbetracht des 
Verhältnisses von möglichem Aufwand einerseits und Er- 
trag andererseits in ihr Ennessen gestellt sein, ln dieses Er- 
messen hat darüber hinaus einzufließen, aus welchen Grün- 
den fehlerhaft Beratungshilfe bewilligt worden ist: Hat die 
Bewilligung nicht auf falschen Angaben des Rechtsuchen- 
den, sondern auf Fehlem des Gerichts bemht, wird der 
Rechtsuchende in der Regel in seinem Vertrauen auf den 
Bestand der Entscheidung zu schützen sein. 

Erfolgt die Aufhebung demgegenüber aus Gründen außer- 
halb der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
etwa weil andere Möglichkeiten für eine Hilfe nach § 1 Ab- 
satz 1 Nummer 2 in Betracht kommen, soll der Staatskasse 
von vornherein kein Regressansprach zustehen, da der tat- 
sächlich Bedürftige in diesen Fällen in seinem Vertrauen auf 
die bewilligte Beratungshilfe immer zu schützen ist. 

Zu Absatz 4 

Nach bisheriger Rechtslage trägt allein der Rechtsanwalt 
das Risiko, bei nachträglich beantragter Beratungshilfe trotz 
erbrachter Leistung keine Vergütung zu erhalten, weil das 
Gericht die nachträgliche Bewilligung ablehnt. Um dieses 
Ausfallrisiko zu mindern, sieht die neue Regelung die glei- 
che Lösung wie in den Fällen der Aufhebung nach Absatz 2 
vor. Die Beratungsperson kann danach ihre Vergütung nach 
den allgemeinen Vorschriften direkt vom Rechtsuchenden 
verlangen, wenn sie ihn bei der Mandatsübemahme auf 
diese Möglichkeit hingewiesen hat. Ihr steht deshalb auch 
hier die Möglichkeit offen, für den Fall der Nichtbewilli- 
gung von Beratungshilfe eine Vergütungsvereinbarang zu 
schließen. Auf die Begründung zu Absatz 2 wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu Nummer 8 (§ 9) 

Es handelt sich jeweils um Folgeänderangen zu § 3 Absatz 1 
Satz 2 BerHG-E. Die in Satz 1 geregelte Vergütung, die der 
ersatzpflichtige Gegner schuldet, kann nach Erweiterung 
des Beratungshilfe leistenden Personenkreises nicht mehr 
nur die gesetzliche Vergütung eines Rechtsanwaltes sein. 
Vielmehr bemisst sie sich für jede Bemfsgmppe gesondert 
nach den für sie geltenden Vergütungsvorschriften. 


Zu Nummer 9 (§11) 

Die vorgeschlagene Ändemng enthält in Satz 1 zum einen 
mit der Formuliemng „Bundesministerium“ anstelle von 
„Bundesminister“ eine sprachliche Anpassung und zum an- 
deren eine Folgeänderung zu § 3 Absatz 1 Satz 2. 

Zu Nummer 10 (§ 12) 

Zu Buehstabe a (Absatz 2) 

Es handelt sich um eine erweiterte Folgeänderung zu § 3 
Absatz 1 Satz 2. Denn zum einen kann Beratungshilfe künf- 
tig nicht mehr nur von Anwälten erteilt werden, so dass der 
bisher verwandte Begriff der „anwaltlichen“ Beratungshilfe 
überholt ist. Zum anderen soll damit entgegen der bisheri- 
gen zu engen Formulierung (vgl. Schoreit/Groß, Beratungs- 
hilfe, Verfahrenskostenhilfe, Prozesskostenhilfe, 10. Auf- 
lage, § 12 BerHG Rn. 11 ff.) klargestellt werden, dass durch 
die Wahlmöglichkeit auch im Land Berlin weder andere 
Möglichkeiten der Hilfe nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 noch 
die Beratungshilfe durch das Amtsgericht nach § 3 Absatz 2 
ausscheiden, wenn der Rechtsuchende von der Option der 
öffentlichen Rechtsberatung keinen Gebrauch macht. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3 und 4 - neu -) 

Nach geltender Rechtslage haben nur die Stadtstaaten nach 
§12 Absatz 1 und 2 die Möglichkeit, ihre bewährte und 
schon vor Erlass des Beratungshilfegesetzes bestehende 
öffentliche Rechtsberatung an die Stelle der Beratungshilfe 
nach dem Beratungshilfegesetz zu setzen. In allen anderen 
Ländern ist dagegen bisher nur die - parallele, nicht vorran- 
gige - Einrichtung von Beratungsstellen nach § 3 Absatz 1 
Satz 3 möglich. Mit der Öffnungsklausel im neu einzu- 
fügenden Absatz 3 soll den anderen Ländern ebenfalls die 
Möglichkeit gegeben werden, öffentliche Rechtsberatung 
einzuführen und sie als vorrangige oder parallele Anlauf- 
stelle für Rechtsuchende zu erklären. Denn das Modell der 
öffentlichen Rechtsberatung kann auch für andere Länder 
eine Alternative oder sinnvolle Ergänzung zum bisherigen 
Beratungshilfesystem darstellen. Es kann einerseits unter 
Berücksichtigung regionaler Besonderheiten zur Entlastung 
der Justiz beitragen und andererseits dem Rechtsuchenden 
- gerade vor dem Hintergrund, dass nach dem vorliegenden 
Entwurf Beratungshilfe zunächst durch das Amtsgericht be- 
willigt werden muss ~ doppelte Wege ersparen. 

Bislang sieht das Gesetz in § 3 Absatz 1 vor, dass Beratungs- 
hilfe auch in Beratungsstellen gewährt werden kann, die auf- 
grund einer Vereinbarung mit der Landesjustizverwaltung 
eingerichtet sind. Sie kommt aber nach der derzeitigen 
Rechtslage nur parallel zu der Beratungshilfe durch Rechts- 
anwälte (§ 3 Absatz 1) und der Beratungshilfe durch das 
Amtsgericht (§ 3 Absatz 2) in Betracht. Die neue Regelung 
des Absatz 4 soll den Ländern - auch den Stadtstaaten - da- 
gegen die Möglichkeit geben, Beratungsstellen dieser Form 
als zentrale, die Beratungshilfe durch einzelne Rechtsan- 
wälte und die Gerichte verdrängende Einrichtungen zu etab- 
lieren. Für den Rechtsuchenden kaim sich daraus der Vorteil 
ergeben, dass er an Ort und Stelle Beratung und Vertretung zu 
verschiedenen Rechtsgebieten erhalten kann und nicht den 
zweistufigen Weg vom Amtsgericht zum Rechtsanwalt ge- 
hen muss. Dies gilt insbesondere für Beratungshilfe zu sol- 
chen rechtlichen Fragen, die die Fachgerichtsbarkeit betref- 
fen und oftmals fachfremde Rechtsmaterie für die gerichts- 
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barkeitsübergreifend zuständigen Amtsgerichte darstellen. 
Für die Justiz und die Länderhaushalte kann auch ein solches 
Modell schließlich zum einen bessere Planbarkeit der Justiz- 
haushalte und zum anderen eine Entlastung bewirken, weil 
die Vergütung der Beratungspersonen über besondere Ver- 
einbarungen nach § 44 Satz 1 RVG, insbesondere Pauschal- 
vereinbarungen, erfolgen kann. 

Zu Buchstabe c (Absatz 5) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einführung ei- 
nes neuen Absatzes 4. Auch die im Rahmen eines anderen 
Beratungshilfemodells tätigen Berater, die über die Befähi- 
gung zum Richteramt verfügen, sollen zur Verschwiegen- 
heit verpflichtet und zur Akteneinsicht berechtigt sein. 

Zu Nummer 11 (§ 13) 

Die bisherige Übergangsvorschrift des § 1 3 ist infolge Zeit- 
ablaufs mittlerweile obsolet. Stattdessen ist für die in Arti- 
kel 2 dieses Gesetzes getroffenen Regelungen eine Über- 
gangsvorschrift erforderlich. Sie soll für Rechtsuchende, 
Beratungspersonen und Gerichte festlegen, in welchen Fäl- 
len das alte und in welchen das neue Recht Anwendung fin- 
det. Das neue Recht soll nach dieser Regelung nicht gelten, 
soweit ein Antrag auf Beratungshilfe vor dem Inkrafttreten 
von Artikel 2 dieses Gesetzes gestellt worden ist. Nachträg- 
liche Anträge, die auf einer vor dem Inkrafttreten erfolgten 
Beratung beruhen, sollen zulässig bleiben und abgerechnet 
werden können. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Rechtspfleger- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 20 Nummer 4) 

Zu Buchstabe a (Buchstabe a) 

Der Rechtspfleger soll künftig nicht nur bei der Aufklärung 
der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des An- 
tragstellers nach § 118 Absatz 2 ZPO oder beim Abschluss 
von Vergleichen nach § 118 Absatz 1 Satz 3 ZPO, sondern 
umfassend an der Prüfung der persönlichen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Antragstellers mitwirken. Dabei 
scheiden allerdings Regelungsmodelle aus, die darauf ange- 
legt sind, die Mitwirkung des Rechtspflegers lediglich als 
vorbereitende Tätigkeit im Rahmen der vom Richter zu tref- 
fenden Entscheidung über die Prozesskostenhilfe zu qualifi- 
zieren, weil dieses Rollenverständnis dem Berufsbild des 
Rechtspflegers, wie es dem RPflG zu Grunde liegt, nicht 
mehr entspricht. Ebenso wäre umgekehrt eine Vollübertra- 
gung der Entscheidung über die Prozesskostenhilfe auf den 
Rechtspfleger mit Bindung an die ihm mitgeteilte Auffas- 
sung des Richters zu den Erfolgsaussichten der Rechtsver- 
folgung bzw. Rechtsverteidigung abzulehnen, weil dies aus 
Gründen der Verfahrensökonomie nicht zweckmäßig er- 
scheint. Deshalb ist eine sinnvolle, an den Erfordernissen 
der Praxis ausgerichtete, die Verfahrenseffizienz nicht be- 
einträchtigende Abgrenzung der Tätigkeits- und Entschei- 
dungsbereiche des Richters und des Rechtspflegers vorzu- 
nehmen, die deren Funktion als eigenständige Justizorgane 
in größtmöglichem Umfang gerecht wird. 

Dem trägt folgendes Regelungskonzept Rechnung: 

Der Richter, dem der Antrag auf Prozesskostenhilfe - im 
Regelfall zusammen mit der Klage oder der Klageerwide- 


rung - zur Bearbeitung vorgelegt worden ist, beurteilt zu- 
nächst, ob eine eingehendere Prüfung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse durch den Rechtspfleger erfol- 
gen oder hiervon aufgrund der Besonderheiten des Rechts- 
streits abgesehen werden soll. Eine Übertragung der Prü- 
fung auf den Rechtspfleger wird regelmäßig dann nicht 
sachgerecht sein, wenn etwa aufgrund des Vorliegens einer 
Bescheinigung über den Bezug von Sozialhilfe oder auf- 
grund offensichtlich mangelnder Erfolgsaussichten in der 
Hauptsache eine aufwändige Prüfung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse entbehrlich ist. Zudem wird 
bei Kindschaftssachen zu berücksichtigen sein, dass die 
Übertragung nicht in Konflikt mit dem besonderen Be- 
schleunigungsgrundsatz des § 155 FamFG gerät. Ist eine 
sehr zeitnahe Entscheidung über den Antrag auf Prozess- 
kostenhilfe - etwas noch am gleichen Kalendertag - erfor- 
derlich, mag dies - je nach den regionalen Gegebenheiten - 
im Einzelfall einer Übertragung entgegenstehen. Eine an- 
schließende Vorlage durch den Rechtspfleger an den Richter 
nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 RPflG ist ausgeschlossen, 
weil dies dem Zweck der in § 20 Nummer 4 Buchstabe a 
- neu - getroffenen Regelung zuwiderlaufen würde. 

Kommt der Rechtspfleger bei seiner Prüfung zu dem Ergeb- 
nis, dass eine Bewilligung von Prozesskostenhilfe mangels 
Bedürftigkeit des Antragstellers oder aus den Gründen des 
§ 1 1 5 Absatz 4 ZPO bzw. des § 1 1 8 Absatz 3 ZPO-E nicht 
in Betracht kommt, erlässt der Rechtspfleger die ablehnende 
Entscheidung. Diese ist mit der sofortigen Beschwerde an- 
fechtbar (§ 127 Absatz 2 Satz 2 und 3 ZPO in Verbindung 
mit § 11 Absatz 1). 

Ergibt die Prüfung des Rechtspflegers, dass die wirtschaftli- 
chen Voraussetzungen für eine Bewilligung von Prozess- 
kostenhilfe nach den persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen des Antragstellers gegeben sind, bringt er einen 
entsprechenden Vennerk in den Akten an, dem alle relevan- 
ten Angaben einschließlich der Höhe der monatlichen Raten 
und/oder der aus dem Vermögen zu zahlenden Beträge zu 
entnehmen sind, und leitet die Akten an den Richter zurück. 

Alsdann entscheidet der Richter unter Berücksichtigung der 
Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung bzw. Rechtsvertei- 
digung über den Antrag auf Gewährung von Prozesskosten- 
hilfe. Sind auf die Kosten der Prozessführung monatliche 
Raten oder Beträge aus dem Vermögen zu zahlen, kann er 
deren Höhe dem Aktenvennerk des Rechtspflegers entneh- 
men, an den er jedoch nicht gebunden ist. Verringert sich 
der Gebührenstreitwert, weil der Richter den Antrag wegen 
fehlender Erfolgsaussicht oder Mutwilligkeit teilweise zu- 
rückweist, bedarf es zwar gegebenenfalls einer erneuten 
Prüfung der Voraussetzungen des § 115 Absatz 4 ZPO, die 
aber keine nennenswerten Schwierigkeiten bereitet, weil sie 
lediglich eine Neuermittlung der voraussichtlichen Prozess- 
kosten auf der Basis des ermäßigten Streitwerts und deren 
Abgleich mit den vom Antragsteller aufzubringenden Beträ- 
gen erfordert, wie sie aus dem Aktenvermerk des Rechts- 
pflegers ersichtlich sind. 

Auf die Ausgestaltung der Prüfung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse durch den Rechtspfleger als 
fönnliche Vorabentscheidung wurde verzichtet. Dies ver- 
meidet die Gefahr, dass nach der Vorabentscheidung des 
Rechtspflegers über die Bedürftigkeit der Antrag gemäß 
§115 Absatz 4 ZPO zurückgewiesen werden muss, wenn 
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der Richter die Prozesskostenhilfe nach Prüfung der Er- 
folgsaussichten nur teilweise bewilligt und sich der für die 
Prozesskosten maßgebliche Gebührenstreitwert dadurch 
verringert hat. Nicht völlig auszuschließen ist zwar, dass die 
Rechtsmittelmöglichkeiten der bedürftigen Partei ausgewei- 
tet werden. Dies gilt aber nur in der Konstellation einer so- 
fortigen Beschwerde gegen die Entscheidung des Rechts- 
pflegers mit Beschränkung des Streitgegenstands auf den 
Aspekt der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
sowie einer anschließenden sofortigen Beschwerde gegen 
die Entscheidung des Richters unter dem Aspekt der Er- 
folgsaussicht. Dazu kann es nur dann kommen, werm der 
Rechtspfleger den Antrag mangels Bedürftigkeit oder aus 
den Gründen des § 1 1 5 Absatz 4 ZPO ablehnt. 

Zu Buchstabe b (Buchstabe c) 

Die Änderung durch Artikel 1 Nummer 7 bis 9 macht zu- 
dem eine Anpassung der Verweisung auf die §§ 120, 120a 
und 124 ZPO-E in § 20 Nummer 4 Buchstabe b nötig. Die 
funktionelle Zuständigkeit des Rechtspflegers für die Ent- 
scheidung über die Aufhebung der Bewilligung wegen Ver- 
stoßes gegen die Mitteilungspflicht gemäß § 120a Absatz 2 
ZPO-E ist hier ebenso wie bei den bisherigen Aufhe- 
bungstatbeständen angezeigt. Etwas anderes gilt nur für 
§ 124 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 ZPO-E, da die Prü- 
fung der Aufhebungsvoraussetzungen hier eine intensive 
Auseinandersetzung mit dem Sach- und Streitstand des 
Hauptsacheverfahrens erfordert. 

Zu Nummer 2 (§ 24a Absatz 1 Nummer 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 6a BerHG-E. 
Dem Rechtspfleger soll künftig nicht nur die Entscheidung 
über die Gewährung, sondern in Entsprechung hierzu auch 
die nunmehr vorgesehene Aufhebung der Beratungshilfe 
übertragen werden. 

Zu Artikel 4 (Änderung der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 7. Der 
Verweis auf die Beiordnung gemäß § 11a des Arbeitsge- 
richtsgesetzes (ArbGG) entfällt infolge der Aufhebung des 
§ 11a Absatz 1 bis 2a ArbGG. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes betreffend 
die Einführung der Zivilprozess- 
ordnung) 

Die Übergangsvorschriften sollen den mit der Umstellung 
auf das neue Recht verbundenen Aufwand der Gerichte be- 
grenzen. Das neue Recht soll daher nicht gelten, soweit eine 
Partei vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren Antrag 
auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe gestellt hat; abzu- 
stellen ist auf das Datum des Eingangs bei Gericht. Dabei 
steht eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung einem be- 
sonderen Rechtszug gleich. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Insolvenzordnung) 

Zu Nummer 1 (Absatz 1) 

Durch Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe d und e des Justiz- 
kommunikationsgesetzes vom 22. März 2005 (BGBl. 1 


S. 837) wurden der bisherige Absatz 1 Satz 4 des § 115 
ZPO zum neuen Absatz 2 und der bisherige Absatz 2 zu Ab- 
satz 3. Die Anpassung der in § 4b Absatz 1 Satz 2 enthalte- 
nen Verweisung unterblieb. Diese Anpassung wird jetzt 
nachgeholt. 

Durch eine uneingeschränkte Verweisung in § 4b auf § 1 1 5 
Absatz 1 bis 3 ZPO würde die weitere Haftung für die Kos- 
ten zukünftig sechs Jahre nach erteilter Restschuldbefreiung 
betragen. Bereits jetzt wird die Dauer der Kostenhaftung als 
unzumutbar lang kritisiert. Ziel der Restschuldbefreiung ist 
es, überschuldeten Bürgerinnen und Bürgern einen Neustart 
und damit eine aktive Teilnahme am Wirtschaftsleben zu er- 
möglichen. Eine Verlängerung der Haftungsdauer für die 
Verfahrenskosten durch Erhöhung der maximal zu zahlen- 
den monatlichen Raten steht dem Ziel des Insolvenzverfah- 
rens allgemein und dem Ziel, das Verfahren zu verkürzen, 
entgegen. Daher bleibt es bei einer Ratenzahlungshöchst- 
dauer von 48 Monatsraten. 

Die Erwähnung des § 120 Absatz 2 ZPO erfolgt nur aus re- 
daktionellen Gründen. 

Zu Nummer 2 (Absatz 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den Änderungen 
in den §§ 120, 120a ZPO-E durch Artikel 1 Nummer 7 
und 8. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Arbeitsgerichts- 
gesetzes) 

Der Sonderregelungen über die Beiordnung eines Rechtsan- 
waltes in § 11a Absatz 1, 2 und 2a bedarf es nicht mehr. Die 
mit der Beiordnung bezweckte Waffengleichheit im arbeits- 
gerichtlichen Verfahren, wenn die Gegenpartei durch einen 
Anwalt vertreten ist, wird in ähnlicher Weise durch § 121 
Absatz 2 zweite Alternative ZPO gewährleistet. Nach dieser 
Regelung ist einer Partei auf Antrag ein Rechtsanwalt bei- 
zuordnen, wenn dies erforderlich erscheint oder der Gegner 
anwaltlich vertreten ist. 

Die im Prozesskostenhilferecht der Zivilprozessordnung er- 
höhte Anforderung des § 114 Absatz 1 ZPO-E, dass die be- 
absichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hin- 
reichende Aussicht auf Erfolg bieten muss, kann auch in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit akzeptiert werden. Der Begriff der 
hinreichenden Erfolgsaussicht wird durch die Rechtspre- 
chung weit ausgelegt, so dass durch die Vorschriften des 
Prozesskostenhilferechts die verfassungsrechtlich gebotene 
weitgehende Angleichung der Situation von bemittelten und 
mittellosen Rechtsuchenden bei der Verwirklichung des 
Rechtsschutzes auch im arbeitgerichtlichen Verfahren ge- 
wahrt bleibt. Hinzu kommt, dass das Gericht besonders ge- 
genüber einer rechtsunkundigen Partei von seiner Hinweis- 
pflicht nach § 139 ZPO Gebrauch machen muss, so dass 
Einlassungen, die keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 
versprechen, vermieden werden können. Im arbeitsgerichtli- 
chen Verfahren ist zudem zu berücksichtigen, dass der Vor- 
sitzende bereits in der Güteverhandlung nach § 54 Absatz 1 
Satz 2 das gesamte Streitverhältnis mit den Parteien unter 
freier Würdigung aller Umstände zu erörtern hat. 

§ 11a Absatz 3 und 4 können dagegen nicht aufgehoben 
werden. Absatz 3 ordnet die Geltung der Vorschriften der 
Zivilprozessordnung über die Prozesskostenhilfe und über 
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die grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe innerhalb der 
Europäischen Union für das arbeitsgerichtliche Verfahren 
an. Der Referentenentwurf begründet die Aufhebung der 
Bestimmung damit, dass die Anwendbarkeit der in Rede 
stehenden Vorschriften der ZPO bereits aus anderen im 
ArbGG enthaltenen Verweisungen folgen würde. Solche 
Verweise finden sich aber nicht für alle Verfahrensarten und 
Instanzen des arbeitsgerichtlichen Verfahrens. So enthält 
das ArbGG für die Beschwerde und die Rechtsbeschwerde 
im Beschlussverfahren, wie es nach der Regelung in § 2a 
der Klärung bestimmter kollektivrechtlicher Streitigkeiten 
Vorbehalten ist, keinen allgemeinen Verweis auf zivilpro- 
zessuale Vorschriften. Der Verweis in den § 87 Absatz 2, 
§ 92 Absatz 2 auf Verfahrensvorschriften zum Urteilsver- 
fahren und damit mittelbar auf die Vorschriften der ZPO ist 
auf ausdrücklich genannte Gegenstände beschränkt, ohne 
dass die Prozesskostenhilfe hiervon erfasst sein würde. Die 
ersatzlose Streichung des § 11a Absatz 3 könnte also dahin 
missverstanden werden, dass für Rechtsmittel im Be- 
schlussverfahren keine Prozesskostenhilfe mehr bewilligt 
werden soll, obwohl im Beschlussverfahren Bedarf für die 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe bestehen kann. 

§ 11a Absatz 4 begründet eine Zuständigkeit des Bundesmi- 
nisteriums für Arbeit und Soziales (BMAS), durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrats Formulare für 
die im Prozesskostenhilfeverfahren erforderliche Erklärung 
der Partei über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse einzuführen. Hiervon hat das BMAS gemeinsam 
mit dem Bundesministerium der Justiz mit der Prozesskos- 
tenhilfevordruckverordnung vom 17. Oktober 1994 Ge- 
brauch gemacht. Der dort vorgegebene Vordruck berück- 
sichtigt Besonderheiten des arbeitsgerichtlichen Verfahrens, 
etwa wenn er die Kostentragung durch eine Gewerkschaft 
ab fragt. Hier besteht ein Interesse an der Fortführung der 
Zuständigkeit des BMAS, damit die Berücksichtigung ar- 
beitsgerichtlicher Besonderheiten bei der Gestaltung des 
Formulars gesichert bleibt. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Es handelt sich in beiden Nummern um Folgeänderungen zu 
den Änderungen der §§114 und 118 ZPO-E durch Artikel 1 
Nummer 2 und 6. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Gesetzes über das 

Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit) 

Zu Nummer 1 (§ 77) 

Es handelt sich um eine Anpassung an den Wortlaut in § 118 
Absatz 1 Satz 1 ZPO-E, der gemäß Artikel 1 Nummer 6 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa neu gefasst wird. Auch in 
Absatz 1 Satz 2 soll klargestellt werden, dass der Antragsgeg- 
ner umfassend zu den Voraussetzungen der Verfahrenskos- 
tenhilfe zu hören ist. 

Zu Nummer 2 (§113) 

Durch die Änderung wird der Anwendungsbereich der Vor- 
schriften über die Verfahrenskostenhilfe in den §§ 76 bis 78 
auf Ehesachen und Familienstreitsachen erstreckt. Die Bei- 


ordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen der Verfahren- 
skostenhilfe richtet sich künftig für alle Familiensachen ein- 
heitlich nach § 78 und nicht - wie nach § 113 Absatz 1 in 
seiner bisherigen Fassung - für Ehesachen und Familien- 
streitsachen nach § 121 ZPO. 

Für Verfahren mit Anwaltszwang bedeutet dies keine sachli- 
che Änderung, da § 78 Absatz 1, der die Anwaltsbeiord- 
nung in Verfahren mit Anwaltszwang regelt, mit § 121 Ab- 
satz 1 ZPO übereinstimmt. Für die Ehesachen und Folgesa- 
chen sowie für die selbstständigen Familienstreitsachen, die 
nach § 114 Absatz 1 dem Anwaltszwang unterliegen, blei- 
ben die Voraussetzungen für eine Anwaltsbeiordnung mit- 
hin unverändert. 

Eine Änderung ergibt sich jedoch für einvernehmliche Ehe- 
scheidungsverfahren. Stimmt der Antragsgegner dem Schei- 
dungsantrag lediglich zu, muss er hierfür nach § 1 1 4 Absatz 4 
Nummer 3 nicht anwaltlich vertreten sein. Die Anwalts- 
beiordnung im Rahmen der zu bewilligenden Ver- 
fahrenskostenhilfe richtet sich für ihn mithin nach § 78 Ab- 
satz 2, der im Gegensatz zu § 121 Absatz 2 ZPO eine An- 
waltsbeiordnung nicht bereits deshalb vorsieht, weil der Geg- 
ner anwaltlich vertreten ist. Der Umstand allein, dass der 
Antragsteller anwaltlich vertreten ist, führt - anders als bis- 
her - folglich nicht dazu, dass auch dem Antragsgegner ein 
Rechtsanwalt beizuordnen ist. Eine Beiordnung setzt viel- 
mehr voraus, dass die Voraussetzungen des § 78 Absatz 2 er- 
füllt sind, die Beiordnung mithin wegen der Schwierigkeit 
der Sach- und Rechtslage erforderlich erscheint, ln einfach 
gelagerten Ehescheidungsverfahren muss dem Antragsgeg- 
ner daher künftig kein Rechtsanwalt mehr beigeordnet wer- 
den. 

Daneben ergeben sich Änderungen für die Anwaltsbeiord- 
nung in Verfahren der einstweiligen Anordnung in Famili- 
enstreitsachen. 

Zu Nummer 3 (§168) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die durch die Ände- 
rungen in den §§ 118, 120, 120a ZPO-E durch Artikel 1 
Nummer 6 bis 8 bedingt ist. Bei der Ermittlung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Mündels kann das Gericht zu- 
künftig auch Auskünfte entsprechend § 1 1 8 Absatz 2 Satz 3 
ZPO-E einholen. Ein Verweis auf den § 120a Absatz 2 
ZPO-E wird nicht aufgenommen; eine Mitteilungspflicht 
bei einer Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Mündels ist nicht erforderlich. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Auslandsunterhalts- 
gesetzes) 

ln beiden Nummern handelt es sich um eine Folgeänderung 
zur Änderung in § 124 ZPO durch Artikel 1 Nummer 9. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Sozialgerichts- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Absatz 1 Satz 3 und 4 - neu -) 

Nach geltendem Recht können im sozialgerichtlichen Ver- 
fahren nur Rechtsanwälte im Rahmen von Prozesskosten- 
hilfe beigeordnet werden. Wird der Kreis der zur Gewäh- 
rung von Beratungshilfe Berechtigten nunmehr wie im vor- 
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liegenden Entwurf (§ 3 Absatz 1 Satz 2 BerHG-E) vorge- 
schlagen erweitert, ergibt sich ohne entsprechende 
Erweiterung der Beiordnungsmöglichkeit im Rahmen von 
PKH eine strukturelle Schieflage. Denn sowohl die Ange- 
hörigen der steuerberatenden Berufe als auch die Rentenbe- 
rater wären dann zwar berechtigt und verpflichtet, im Rah- 
men ihrer jeweiligen Rechtsberatungsbefugnis einen be- 
dürftigen Rechtsuchenden außergerichtlich zu beraten und 
zu vertreten, und sie wären in gerichtlichen Verfahren nach 
§73 Absatz 2 Nummer 3 und 4 jeweils auch prozessver- 
tretungsbefugt. Nicht aber könnten sie in gerichtlichen Ver- 
fahren als Prozessbevollmächtigte im Rahmen von PKH 
beigeordnet werden. Dies würde bedeuten, dass sich eine 
bedürftige Person zwar außergerichtlich von einem Steuer- 
berater, Rentenberater usw. beraten und vertreten lassen 
könnte, in einem nachfolgenden gerichtlichen Verfahren 
aber ungeachtet der bestehenden Prozessvertretungsbefug- 
nis zu einem Rechtsanwalt wechseln müsste, um Prozess- 
kostenhilfe in Anspruch nehmen zu können. 

Diese personelle Diskontinuität soll venuieden werden. 
Denn zum einen ist sie ineffizient, da sich die beigeordneten 
Prozessbevollmächtigten in - häufig komplexe - Rechtsfra- 
gen neu einarbeiten müssen. Zum anderen ist sie auch unbe- 
friedigend für den Beratungshilfeleistenden, der in der Re- 
gel für verhältnismäßig wenig Vergütung bereits erhebliche 
Teile der Vorarbeit für das gerichtliche Verfahrens geleistet 
hat. Der Entwurf schlägt deshalb vor, die Beratungshilfebe- 
fugnis nach dem Beratungshilfegesetz einerseits, die Pro- 
zessvertretungsbefugnis andererseits und auch die Beiord- 
nungsfähigkeit im Rahmen von Prozesskostenhilfe de- 
ckungsgleich zu regeln. Zu diesem Zweck soll der neue 
Satz 3 wie ersichtlich die Beiordnungsmöglichkeit von 
Steuerberatern, Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprü- 
fern, vereidigten Buchprüfern und Rentenberatern vorsehen. 
Ihre Vergütung soll sich hinsichtlich Höhe und Festset- 
zungsverfahren gemäß dem ebenfalls neu angefügten Satz 4 
nach den Vorschriften über die Vergütung des beigeordneten 
Rechtsanwalts (§§ 45 ff. RVG) richten. 

Zu Nummer 2 (Absatz 4 bis 9 - neu -) 

Die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen der Prozesskostenhilfe obliegt in der Sozialge- 
richtsbarkeit bislang vollständig dem Richter im Rahmen der 
einheitlichen Entscheidung über den Prozesskostenhilfe- 
antrag. Künftig soll zur Entlastung des Richters der Urkunds- 
beamte der Geschäftsstelle umfassend an der Prüfung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse mitwirken 
können. 

Die Regelung entspricht weitgehend den Änderungen im 
RPflG durch Artikel 3, der in der ordentlichen Gerichtsbar- 
keit die Übertragung dieser Aufgaben auf den Rechtspfleger 
vorsieht. An die Stelle des Rechtspflegers tritt in der Sozial- 
gerichtsbarkeit der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle. Der 
Richter beurteilt zunächst, ob eine eingehendere Prüfung 
der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse erforder- 
lich ist. Hält er sie für erforderlich, kann er das Verfahren 
zur Prüfung dieser Verhältnisse auf den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle übertragen. Kommt dieser zu dem Er- 
gebnis, dass eine Bewilligung von Prozesskostenhilfe man- 
gels Bedürftigkeit des Antragstellers oder nach § 115 Ab- 
satz 4 ZPO bzw. § 118 Absatz 3 ZPO-E nicht in Betracht 


kommt, erlässt der Urkundsbeamte die ablehnende Ent- 
scheidung gemäß § 127 ZPO. Gegen die Entscheidung ist 
nach Absatz 8 die Erinnerung möglich. 

Kommt der Urkundsbeamte zu dem Ergebnis, dass die wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen für eine Bewilligung von Pro- 
zesskostenhilfe nach den persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen des Antragstellers gegeben sind, vermerkt er 
alle relevanten Angaben einschließlich der Höhe der monat- 
lichen Raten und ggf. der aus dem Vermögen zu zahlenden 
Beträge und leitet die Akten an den Richter zurück. 

In Absatz 5 werden dem Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle Aufgaben übertragen, die im Bereich der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit der Rechtspfleger gemäß § 20 Nuiumer 4 
Buchstabe b und c RPflG wahrnimmt. Diese Aufgaben ste- 
hen häufig nicht mehr in einem zeitlichen Zusammenhang 
mit dem ursprünglichen Verfahren, daher ist die Übertra- 
gung dieser Aufgaben sachgerecht. 

Absatz 6 regelt das Verfahren der Prüfung und Entschei- 
dung durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle in An- 
lehnung an die Bestimmungen des RPflG. 

Der Vorsitzende kann die Aufgabe jederzeit nach pflichtge- 
mäßem Ermessen an sich ziehen, ohne dass dies an beson- 
dere Voraussetzungen geknüpft ist. In Abweichung von § 5 
Absatz 1 RPflG ist die Befassung des Vorsitzenden nur bei 
der Notwendigkeit einer Entscheidung nach Artikel 100 GG 
möglich. Auf § 5 Absatz 1 Nummer 2 RPflG wird dagegen 
nicht verwiesen, weil eine Rückgabe an den Richter dem 
Sinn und Zweck der Übertragung widersprechen würde. Im 
Übrigen gelten die §§ 6, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 RPflG 
entsprechend. 

Nach Absatz 7 werden die Befugnisse des Vorsitzenden 
nach den Absätzen 4 und 6 von dem Berichterstatter wahr- 
genommen, wenn ein solcher bestimmt ist. 

Gegen die Entscheidung des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle ist die Erinnerung an das Gericht gegeben, wo- 
bei die Monatsfrist für die Einlegung des Rechtsbehelfs der 
Frist in § 197 Absatz 2 entspricht. Über die Erinnerung ent- 
scheidet das Gericht in der Besetzung, wie es bei eigener 
Entscheidung über den Antrag entschieden hätte. Die Be- 
schwerde gegen die Entscheidung des Gerichts ist im Falle 
des § 172 Absatz 3 Nummer 2 ausgeschlossen. 

Die Länder erhalten die Möglichkeit, die Neuregelung in ih- 
rem Zuständigkeitsbereich nicht anzuwenden (sogenannte 
negative Länderöffnungsklausel). Das Bundesgesetz eröff- 
net im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebungskompe- 
tenz (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 und 7 GG) den Län- 
dern ausdrücklich eine Gestaltungsmöglichkeit. Die Inkraft- 
tretensregelung in Artikel 20 Satz 2 schafft hierfür einen 
zeitlichen Rahmen. 

Zu Artikel 12 (Änderung der Verwaltungsgerichts- 
ordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 146 Absatz 2) 

In Anpassung an § 172 Absatz 3 Nummer 2 SGG wird in 
§146 Absatz 2 die Beschwerdemöglichkeit im Verfahren 
der Prozesskostenhilfe eingeschränkt. Die Ablehnung der 
Prozesskostenhilfe kann mit der Beschwerde nur noch ange- 
fochten werden, wenn die Erfolgsaussichten in der Hauptsa- 
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che vom Gericht verneint wurden. Hat das Gericht hingegen 
die persönlichen oder wirtschaftlichen Voraussetzungen 
verneint, ist die Beschwerde gegen diese Entscheidung 
nicht statthaft. 

Zu Nummer 2 (§166) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Vorgeschlagen wird eine zu § 73a Absatz 1 Satz 3 SGG-E 
parallele Regelung, so dass im Wesentlichen auf die dortige 
Begründung Bezug genommen wird. Nach der Verwal- 
tungsgerichtsordnung sind gemäß § 67 Absatz 2 Nummer 3 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer zwar prozessvertretungsbefugt, sie 
können aber nicht im Rahmen von Prozesskostenhilfe bei- 
geordnet werden. Da sie nunmehr nach dem neuen § 3 Ab- 
satz 1 Satz 2 BerHG-E zur Gewährung von Beratungshilfe 
berechtigt und verpflichtet sind, ergibt sich für sie dasselbe 
strukturelle Ungleichgewicht wie bei den sozialgerichtli- 
chen Verfahren. Die vorgeschlagene Regelung in § 166 Ab- 
satz 1 - neu - soll deshalb auch im verwaltungsgerichtli- 
chen Verfahren die Beiordnungsfähigkeit der Angehörigen 
der steuerberatenden Berufe im Rahmen von Prozesskosten- 
hilfe regeln. Ihre Vergütung soll sich hinsichtlich Höhe und 
Festsetzungsverfahren gemäß dem neuen Satz 3 nach den 
Vorschriften über die Vergütung des beigeordneten Rechts- 
anwalts (§§ 45 ff. RVG) richten. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 bis 7 - neu -) 

Die Anfügung der Absätze 2 bis 7 ist nach Zielsetzung und 
Regelungsinhalt weitgehend dekkungsgleich mit der Anfü- 
gung von § 73a Absatz 4 bis 9 SGG-E. Die zweiwöchige 
Frist für die Einlegung der Erinnerung entspricht der Frist in 
§ 165 Satz 2 und § 151 Satz 1. 

Zu Artikel 13 (Änderung der Finanzgerichts- 
ordnung) 

Zu Nummer 1 (Absatz 2) 

Vorgeschlagen wird eine zu § 73a Absatz 1 Satz 3 SGG-E 
parallele Regelung, so dass im Wesentlichen auf die dortige 
Begründung Bezug genommen wird. Nach der Finanzge- 
richtsordnung können nach dem derzeit geltenden § 142 
Absatz 2 zwar Steuerberater, nicht aber die anderen Ange- 
hörigen der steuerberatenden Berufe - Steuerbevollmäch- 
tigte, Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer - bei- 
geordnet werden. Da sie aber nach § 62 Absatz 2 Satz 1 
prozessvertretungsbefugt sind und nach dem neuen § 3 Ab- 
satz 1 Satz 2 BerHG-E zur Gewährung von Beratungshilfe 
berechtigt und verpflichtet, ergibt sich für sie dasselbe 
strukturelle Ungleichgewicht wie bei den sozialgericht- 
lichen Verfahren. Die vorgeschlagene Regelung in § 142 
Absatz 2 Satz 2 soll deshalb auch im frnanzgerichtlichen 
Verfahren die Beiordnungsfähigkeit der Angehörigen der 
steuerberatenden Berufe im Rahmen von Prozesskostenhilfe 
regeln. Ihre Vergütung soll sich hinsichtlich Höhe und Fest- 
setzungsverfahren gemäß dem ebenfalls neu angefügten 
Satz 2 nach den Vorschriften über die Vergütung des beige- 
ordneten Rechtsanwalts (§§ 45 ff. RVG) richten. 


Zu Nummer 2 (Absatz 3 bis 8 - neu -) 

Die Anfügung der Absätze 3 bis 8 ist nach Zielsetzung und 
Regelungsinhalt weitgehend dekkungsgleich mit der Anfü- 
gung von § 73a Absatz 4 bis 9 SGG-E. Da die FGO keinen 
Vergleich vorsieht, kann insoweit auch keine Übertragung 
auf den Urkundsbeamten erfolgen. Die zweiwöchige Frist 
für die Einlegung der Erinnerung entspricht der Frist in 
§ 149 Absatz 2 Satz 2. Eine ausdrückliche Anordnung einer 
Rechtsbehelfsbelehrung ist nicht erforderlich. Die Be- 
schwerde gegen die Entscheidung des Gerichts ist nach 
§128 Absatz 2 ausgeschlossen. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Rechtsanwaltsvergü- 
tungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3a Absatz 4) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zum Wegfall des 
Verbotes, Vergütungsvereinbarungen zu treffen, vgl. § 8 
BerHG-E. Vielmehr sollen künftig zur Vergütungsvereinba- 
rung die allgemeinen Vorschriften Anwendung finden. 

Zu Nummer 2 (§4 Absatz 1) 

Die Neuregelung soll die Möglichkeit schaffen, unentgelt- 
lich (pro bono) tätig zu sein, wenn die Voraussetzungen für 
die Bewilligung von Beratungshilfe vorliegen. Nach gelten- 
dem Recht ist dies bislang allenfalls für die außergerichtli- 
che - reine - Beratung möglich, nicht aber für Vertretungs- 
fälle, soweit nicht nur ein nachträglich zulässiger Erlass 
nach § 49b Absatz 1 Satz 2 BRAO vorliegt. Denn § 49b Ab- 
satz 1 Satz 1 BRAO bestimmt, dass die Vereinbarung gerin- 
gerer Gebühren als nach dem RVG vorgesehen unzulässig 
ist, soweit dieses nichts anderes bestimmt. Nach § 4 Absatz 1 
RVG kann eine niedrigere als die gesetzliche Gebühr ver- 
einbart werden, wenn sie in angemessenem Verhältnis zu 
Leistung, Verantwortung und Haftung des Rechtsanwalts 
steht. Da § 34 Absatz 1 RVG für die außergerichtliche Bera- 
tung schon keine gesetzliche Gebühr vorsieht, steht § 4 Ab- 
satz 1 einer unentgeltlichen Tätigkeit insoweit zwar nicht 
entgegen. Anders gestaltet sich die derzeitige Rechtslage 
aber, wenn der Rechtsuchende vertreten wird: Keine auch 
noch so geringe Leistung nebst Verantwortung und Haf- 
tungsrisiko wird je in einem „angemessenen Verhältnis“ 
zum vollständigen Verzicht auf Bezahlung liegen. Die strik- 
ten Einschränkungen unentgeltlicher Tätigkeit widerspre- 
chen dabei allerdings praktischen Bedürfnissen: Nach einer 
Studie des Soldan Instituts für Anwaltsmanagement aus 
dem Jahr 2011 bearbeiten derzeit bereits etwa zwei Drittel 
aller Anwälte mehrere Mandate im Jahr pro bono (vgl. die 
Zusammenfassung der Studie bei Kilian, AnwBl. 2012, 
S. 45 ff). Zusätzlich ist davon auszugehen, dass in etlichen 
Fällen, in denen Anwälte Beratungshilfe leisten, aus Grün- 
den mangelnder Verhältnismäßigkeit von Aufwand und Er- 
trag ohnehin darauf verzichtet wird, einen Vergütungsantrag 
bei Gericht zu stellen. Die Neuregelung in § 4 Absatz 1 
Satz 3 bestimmt daher ausdrücklich, dass in Beratungshilfe- 
fällen künftig - rechtlich unangreifbar - auf eine Vergütung 
ganz verzichtet werden kann. Der erstattungspflichtige Geg- 
ner soll vom Vergütungsverzicht allerdings nicht profitieren, 
weswegen § 4 Absatz 1 Satz 3 die Vorschrift in § 9 aus- 
drücklich für anwendbar erklärt. Dass Rechtsanwälte nach 
der neuen Vorschrift künftig unentgeltlich beraten dürfen, 
soll im Hinblick auf den Grundsatz der freien Anwaltswahl 
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keine Pflicht des Rechtsuchenden begründen, nach § 1 Ab- 
satz 1 Nummer 2 vorrangig unentgeltlich angebotene an- 
waltliche Beratung oder Vertretung in Anspruch nehmen zu 
müssen (§ 1 Absatz 2 Satz 2 - neu -). 

Zu Nummer 3 (§ 4a Absatz 1 Satz 3) 

Die neue Regelung soll für Rechtsanwälte und Rechtsu- 
chende die Möglichkeit schaffen, auch in Mandaten, die 
grundsätzlich der Beratungshilfe unterfallen, ein Erfolgsho- 
norar zu vereinbaren. Dies ist nach bisheriger Regelung 
nicht möglich. Denn nach Absatz 1 darf ein Erfolgshonorar 
nur vereinbart werden, weim der Auftraggeber ohne die 
Vereinbarung eines solchen aufgrund seiner wirtschaft- 
lichen Verhältnisse von der Rechtsverfolgung abgehalten 
würde. Diese Voraussetzung ist bei Beratungshilfefallen 
niemals erfüllt, weil Rechtsanwälte gemäß § 49a BRAO zur 
Übernahme von Beratungshilfe verpflichtet sind und der 
Rechtsuchende selbst nur die geringe Beratungshilfegebühr 
schuldet, er somit also nie „von der Rechtsverfolgung abge- 
halten“ wird. Ziel der Neuregelung ist es, Rechtsanwälten 
für eine Leistung, die zu einem erheblichen Vermögenszu- 
wachs beim Antragsteller führt, eine angemessene Vergü- 
tung zukommen zu lassen. Gleichzeitig setzt die Regelung 
Anreize, auch Mandate nicht bemittelter Rechtsuchender 
mit dem gebotenen Aufwand zu betreuen. Zudem können 
sich Entlastungen für die Staatskasse ergeben. Denkbare 
Fälle sind beispielsweise aufwändige erbrechtliche Ausein- 
andersetzungen, die beim bedürftigen Pflichtteilsberechtig- 
ten zu einem erheblichen Vermögenszuwachs führen. Wie 
die Tätigkeit pro bono soll aber auch die Möglichkeit, mit 
einem Rechtsanwalt ein Erfolgshonorar zu vereinbaren, 
nicht zu einer Verpflichtung des Rechtsuchenden nach § 1 
Absatz 1 Nummer 2 führen, diese Beratung oder Vertretung 
zur Entlastung der Staatskasse vorrangig in Anspruch zu 
nehmen (§ 1 Absatz 2 Satz 2 - neu -). 

Zu Nummer 4 (§ 12) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 7. Der 
Verweis auf die Beiordnung gemäß § 1 la ArbGG entfallt in- 
folge der Aufhebung des § 1 la Absatz 1 bis 2a. 

Zu Nummer 5 (§ 47 Absatz 2) 

Die Neufassung von Absatz 2 soll klarstellen, dass sich der 
Ausschluss des Vorschussanspruches ausschließlich auf den 
Vergütungsanspruch gegen die Staatskasse, nicht aber auf 
die beim Rechtsuchenden zu erhebende Beratungshilfege- 
bühr bezieht. Letztere soll als Vorschuss verlangt werden 
können, und zwar einerseits, um dem Rechtsanwalt nicht 
das Gebühreneinzugsrisiko aufzubürden und andererseits, 
um dem Rechtsuchenden zu vergegenwärtigen, dass er eine 
Kosten auslösende Leistung in Anspruch nimmt. 

Zu Nummer 6 (Anlage 1 - Vergütungsverzeichnis) 

Zu Buchstabe a (Anmerkung zu Nummer 3335) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in 
§ 124 ZPO durch Artikel 1 Nummer 9. 

Zu Buchstabe b (Anmerkung zu Nummer 7002) 

Das geltende Recht bestimmt zur Höhe der Erstattung der 
Auslagen für Entgelte für Post- und Telekommunikations- 


dienstleistungen eine Pauschale von „20 Prozent der Gebüh- 
ren — höchstens 20,00 EUR“. Streitig ist in Rechtsprechung 
und Literatur dabei die Bemessungsgrundlage. Nach einer 
Ansicht kann im Regelfall der Höchstbetrag der Nummer 
7002 in Höhe von 20 Euro verlangt werden, da nicht 20 Pro- 
zent der tatsächlich angefallenen Gebühr nach Nummer 
2503, sondern 20 Prozent der fiktiven gesetzlichen Gebüh- 
ren eines Wahlanwalts zugrunde zu legen seien (vgl. AG 
Köln, Beschluss vom 28. Juni 2005, AGS 2006, 25; OLG 
Nürnberg, Beschluss vom 7. November 2006, MDR 2007, 
805). Nach anderer Auffassung sollen ohne Nachweis nicht 
mehr als 20 Prozent der für die Beratungshilfe anfallenden 
Festgebühren zu bewilligen sein (vgl. vor allem OLG Düs- 
seldorf, Beschluss vom 10. Oktober 2006, AGS 2007, 630; 
AG Münster, Beschluss vom 5. Januar 2007, 54 UR II 1199/ 
06). Der vorliegende Entwurf soll klarstellen, dass Letzteres 
gilt. Denn das Festsetzungsverfahren soll sich in Beratungs- 
hilfesachen möglichst einfach und unaufwändig gestalten, 
weshalb die Orientierung an Festgebühren vorzuziehen ist. 
Würde hingegen auf die gesetzlichen Wahlanwaltsgebühren 
abgestellt, müsste der für die Festsetzung der Vergütung zu- 
ständige Urkundsbeamte der Geschäftsstelle zur Ermittlung 
der Grundlage für die Berechnung der Postentgeltpauschale 
fiktiv prüfen, welcher Gebührenbetrag dem Rechtsanwalt 
außerhalb von Beratungshilfe zustehen würde. Eine gerin- 
gere Pauschale erscheint auch nicht unangebracht, da in der 
Regel bei Beratungshilfefällen auch weniger Korrespon- 
denz anfällt. Außerdem steht es der Beratungsperson offen, 
die tatsächlich angefallenen Entgelte für Post- und Tele- 
kommunikationsdienstleistungen nach Nummer 7001 gel- 
tend zu machen. Mit der Formulierung wird klargestellt, 
dass sich die Entgelte für Post- und Telekommunikations- 
dienstleistungen in den Fällen, in denen Gebühren aus der 
Staatskasse bezahlt werden, grundsätzlich nach diesen rich- 
ten, so etwa auch bei der Prozesskostenhilfe oder bei der 
Pflichtverteidigung. 

Zu Artikel 15 (Änderung des Patentgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 136) 

Die Verweisungen in § 136 auf die Vorschriften der Pro- 
zesskostenhilfe in der ZPO sind an die Änderungen in den 
§§ 118, 120, 120a ZPO-E durch Artikel 1 Nummer 6 bis 8 
anzupassen. 

Satz 1 bezieht sich auf das Patenterteilungsverfahren, das 
nicht kontradiktorisch ausgestaltet ist wie ein Zivilprozess- 
verfahren. Insofern können keiner unterliegenden Partei die 
Kosten einer Einvernahme eines Zeugen oder Sachverstän- 
digen auferlegt werden. Die Tätigkeit der Patenterteilung ist 
mit der Zahlung von Gebühren nach dem Patentkostenge- 
setz (PatKostG) abgegolten. Ein Verweis in Satz 1 auf § 1 18 
Absatz 4 Satz 3 ZPO-E hat daher zu unterbleiben. Ein Ver- 
weis auf § 120a Absatz 3 ZPO-E ist ebenfalls entbehrlich, 
da § 137 eine gegenüber § 120a Absatz 3 ZPO-E spezielle 
Regelung enthält. 

Dies gilt allerdings nicht für die in Satz 2 aufgeführten Ein- 
spruchs-, Nichtigkeits- und Zwangslizenzverfahren. Dort 
besteht eine dem Zivilprozessrecht vergleichbare kontradik- 
torische Verfahrenssituation. Hier hat ein Verweis auf den 
§ 1 1 8 Absatz 4 Satz 3 ZPO-E zu erfolgen. 
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Zu Nummer 2 (§137) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in 
§ 124 ZPO durch Artikel 1 Nummer 9. 

Zu Artikel 16 (Änderung des Markengesetzes) 

Zur Neuschaffung einer gesetzlichen Regelung wurde der 
§ 81a hinsichtlich der Beschwerdeinstanz sowie eine Ergän- 
zung zu § 88 hinsichtlich der Rechtsbeschwerdeinstanz ein- 
gefügt. 

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Das Inhaltsverzeichnis ist an die Änderung in der Nummer 3 
anzupassen. 

Zu Nummer 2 (§ 66 Absatz 5 Satz 6) 

Gemäß § 66 Absatz 5 Satz 1 hat das Deutsche Patent- und 
Markenamt der eingelegten Beschwerde in Verfahren, wenn 
dem Beschwerdeführer kein anderer an dem Verfahren Be- 
teiligter gegenübersteht, abzuhelfen, wenn die Beschwerde 
wirksam eingelegt, zulässig und begründet ist. Die Be- 
schwerde ist nur bei Einzahlung der Beschwerdegebühr 
wirksam eingelegt (§ 82 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit 
den §§ 1 Absatz 1 Satz 2, 6 Absatz 2 PatKostG). Im Falle 
eines Antrags auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe 
für das Beschwerdeverfahren ist daher zunächst eine Ent- 
scheidung über diesen Antrag herbeizuführen, da die Bewil- 
ligung von Verfahrenskostenhilfe gemäß § 130 Absatz 2 
Satz 1 PatG die Rücknahmefiktion des § 6 Absatz 2 
PatKostG bei Nichteinzahlung nicht eintreten lässt. Da das 
Deutsche Patent- und Markenamt nicht über Verfahrenskos- 
tenhilfe entscheidet, ist eine Vorabentscheidung über den 
Antrag auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe durch 
das Bundespatentgericht erforderlich. Das Deutsche Patent- 
und Markenamt ist daher gehalten, bei einem Antrag auf 
Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe für das Beschwer- 
deverfahren diesen Antrag an das Bundespatentgericht wei- 
terzuleiten, bevor eine Entscheidung über die Abhilfe erfol- 
gen kann. Diese Vorabentscheidung entfällt in den Fällen 
der Drittbeteiligung gemäß § 66 Absatz 5 Satz 2, da die Be- 
schwerde gemäß § 66 Absatz 5 Satz 5 dem Bundespatentge- 
richt unverzüglich vorzulegen ist. Die Vorlage erfolgt trotz 
der Regelung des § 5 Absatz 1 Satz 1 PatKostG, wonaeh 
das Deutsche Patent- und Markenamt Verfahren grundsätz- 
lich erst nach Zahlung der Gebühr für das Verfahren und des 
Vorschusses für Bekaimtmachungskosten bearbeitet. 

Zu Nummer 3 (§ 81a) 

Die gesetzliche Regelung zur Verfahrenskostenhilfe in § 81a 
enthält zunächst in Absatz 1 eine allgemeine Regelung der 
Voraussetzungen zur Bewilligung der Verfahrenskostenhilfe. 
Diese gilt für Verfahren vor dem Patentamt aufgrund der sys- 
tematischen Einordnung in Abschnitt 5 des Markengesetzes, 
somit auch für die Vorabentscheidung nach § 66 Absatz 5 
Satz 6. Die Regelung ist an den Voraussetzungen des § 114 
ZPO orientiert und bezieht sowohl die neue Regelung zur Le- 
galdefmition zum Begriff „mutwillig“ in § 114 Absatz 2 
ZPO-E als auch die Voraussetzungen zu den persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen des Antragstellers in 
§ 1 1 5 ZPO als auch die eingeschränkte Mögliehkeit der Ver- 
fahrenskostenhilfe für juristische Personen nach § 116 ZPO 
durch eine Rechtsgrundverweisung mit ein. 


Absatz 2 verweist auf § 130 Absatz 2 und Absatz 3 sowie 
auf die §§ 133 bis 137 PatG, die für die gerichtlichen Ver- 
fahren vor dem Bundespatentgericht anzuwenden sind. Dies 
stellt eine geringe Abweichung zu den Verweisungen aus 
den Parallelvorschriften im GebrMG und GeschmMG dar. 

Ein Verweis auf § 130 Absatz 2 PatG ist erforderlich, da die- 
ser auf die besonderen Gebührenregelungen in § 6 Absatz 2 
PatKostG Bezug nimmt und ein Verweis auf § 122 Absatz 1 
ZPO in § 136 PatG nicht enthalten ist. § 6 Absatz 2 PatKostG 
regelt die Wirkung der Nichteinzahlung von Gebühren und 
gilt gemäß § 1 Absatz 1 Satz 2 PatKostG auch für Auslagen 
in Verfahren vor dem Bundespatentgericht. Wie § 122 Ab- 
satz 1 ZPO ist daher auch § 130 Absatz 2 Satz 1 PatG für die 
Wirkung der Bewilligung der Verfahrenskostenhilfe rele- 
vant. Ein Verweis auf § 1 30 Absatz 5 PatG ist dagegen weder 
für das Beschwerdeverfahren noch für das Rechtsbeschwer- 
deverfahren erforderlich, da diese Vorschrift sich auf die Ge- 
bühren für das Verfahren vor dem Deutschen Patent- und 
Markenamt bezieht, für welches die Vorschriften zur Verfah- 
renskostenhilfe nicht anzuwenden sind. Ein Verweis auf 
§130 Absatz 4 und 6 PatG ist nicht erforderlich, da es im 
markenrechtlichen Verfahren keinen „Erfinder“ gibt und eine 
Beteiligung „Dritter“ nicht vorgesehen ist. Die Anwendung 
des § 130 Absatz 3 PatG auch im Beschwerdeverfahren vor 
dem Bundespatentgericht entsprechend dem Verweis in 
§ 1 38 Absatz 3 PatG führt zu einer Überprüfung der persönli- 
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse aller Markenmitinha- 
ber, wenn einer von diesen Verfahrenskostenhilfe beantragt. 
Eine Bewilligung kann nur erfolgen, wenn die persönlichen 
Voraussetzungen zur Bewilligung von Verfahrenkostenhilfe 
bei allen Mitinhabern vorliegen. Dies stellt eine Verschär- 
fung der Voraussetzungen zur Bewilligung von Verfahrens- 
kostenhilfe dar. 

Die Regelung des § 135 Absatz 3 PatG ist mit dem Aus- 
schluss der Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen zur 
Verfahrenskostenhilfe durch das Bundespatentgericht aus- 
drücklich gewollt. Nach § 83 Absatz 1 Satz 1 findet die 
Rechtsbeschwerde nur gegen Beschlüsse der Beschwerde- 
senate des Bundespatentgerichts statt, durch die über eine 
Beschwerde nach § 66 entschieden worden ist. Dagegen ist 
eine Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen des Bundes- 
patentgerichts über Neben- oder Zwischenfragen des Be- 
schwerdeverfahrens bislang grundsätzlich ausgeschlossen 
(Fezer Kommentar Markenrecht, 3. Auflage, § 83 MarkenG 
Rn 4; Ströbele in Ströbele/Hacker, Kommentar zum Mar- 
kenrecht, 10. Auflage § 83 Rn. 6). Der Beschluss des Bun- 
despatentgerichts, mit dem es Verfahrenskostenhilfe für das 
Beschwerdeverfahren versagt hat, ist als Entscheidung in 
einem Nebenverfahren des Beschwerdeverfahrens nicht ge- 
sondert anfechtbar (vgl. BGH, Beschluss vom 30. April 
2008, GRUR 2008, 732, Rn. 9 f ). 

§137 PatG stellt eine Sondervorschrift für die Aufhebung 
der Verfahrenskostenhilfe an Stelle des neu geschaffenen 
§ 120a ZPO-E dar und wird der Besonderheit, dass dem An- 
tragsteller gerade durch die Benutzung oder Verwertung ei- 
ner Marke wirtschaftliche Gewinne erwachsen können, ge- 
recht. 

Zu Nummer 4 (§ 88 Absatz 1 Satz 3) 

§ 88 enthält für das Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
Verweisungen auf geltende Vorschriften. Gesetzestechnisch 
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war daher im Rahmen dieser Vorschrift der Verweis auf die 
Geltung des § 138 PatG für den Antrag auf Bewilligung von 
Verfahrenskostenhilfe in der Rechtsbeschwerde einzufügen. 
Der anzufügende Satz 3 bezieht sich nun explizit auf die 
Geltung der Vorschriften zur Rechtsbeschwerde in patent- 
rechtlichen Angelegenheiten. § 138 PatG verweist seiner- 
seits auf die §§ 133, 134, 136 und 137 PatG und ordnet de- 
ren entsprechende Anwendung an. 

Der Verweis auf § 130 Absatz 2 Satz 1, Absatz 5 und 6 PatG 
in § 138 Absatz 3 PatG ist für die Rechtsbeschwerde in 
Markensachen unschädlich, da die dort geregelten Fälle im 
Rechtsbeschwerdeverfahren nicht Vorkommen und daher 
eine entsprechende Anwendung mangels Anwendungsbe- 
reich ausscheidet. 

Zu Artikel 17 (Änderung des Geschmacksmuster- 
gesetzes) 

Die Verweisung auf § 130 Absatz 5 PatG wird gestrichen. 
Die Einbeziehung von Jahresgebühren nach Satz 3 in Ver- 
bindung mit § 130 Absatz 5 PatG führt wegen der langen 
Schutzperioden im Geschmacksmusterrecht dazu, dass Gut- 
habenbeträge für erhebliche Zeiträume vom Antragsteller 
angehäuft werden körmen. Das Deutsche Patent- und Mar- 
kenamt (DPMA) kann diese in dieser Zeit nicht vereinnah- 
men (vgl. § 130 Absatz 5 Satz 3 PatG in Verbindung mit § 5 
Absatz 2 PatKostG). Dies vemrsacht einen unverhältnismä- 
ßig großen Verwaltungsaufwand. Auch ohne die Regelung 
zu den Jahresgebühren bleibt für den Antragsteller die Mög- 
lichkeit, vor Ablauf der Schutzfrist erneut Verfahrenskos- 
tenhilfe zu beantragen. 

Zudem ist der Verweis auf § 136 Satz 2 PatG zur Klarstel- 
lung zu streichen. Die Vorschrift ist nicht auf die Verfahren- 
skostenhilfe nach dem GeschmMG anwendbar, da es im 
Geschmacksmusterverfahren vor dem DPMA die dort ge- 
nannten Verfahren (Einspmchs-, Nichtkeits-, Zwangslizenz- 
verfahren) nicht gibt. 

Zu Artikel 18 (Änderung des Steuerberatungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 65a -neu-) 

Rechtsanwälte sind berafsrechtlich gemäß § 49a Absatz 1 
BRAO zur Übernahme der Beratungshilfe verpflichtet. Aus 
Gründen der Gleichbehandlung soll diese - mit dem Recht 
zur Erteilung von Beratungshilfe korrespondierende - Pflicht 
künftig auch den Angehörigen der steuerberatenden Bemfe 


obliegen. Der Umfang dieser spiegelbildlichen Bemfspflicht 
kann dabei nicht über den Umfang der Rechtsberatungsbe- 
fugnis dieser Bemfsgmppen hinausgehen. 

Anders als bei Rechtsanwälten (§ 49a Absatz 2 BRAO) 
sieht der vorliegende Gesetzentwurf aufgrund der geringen 
Zahl steuerrechtlicher Angelegenheiten in Beratungshilfesa- 
chen davon ab, eine Pflicht zur Beteiligung an Beratungs- 
stellen zu regeln. 

Zu Nummer 2 (§ 86 Absatz 4 Nummer 10) 

Mit der Schaffung einer neuen Berufspflicht für die steuer- 
beratenden Berufe entsteht das Erfordernis, diesen eine 
rechtliche Grundlage für die Ausgestaltung der Pflicht im 
Einzelnen an die Hand zu geben. Entsprechend der Rege- 
lung in § 59b Absatz 2 Nummer 5b BRAO sieht der Gesetz- 
entwurf daher eine Erweiterung der Kompetenz der Sat- 
zungsversammlung der Bundessteuerberaterkammer in Be- 
ratungshilfesachen vor, so dass diese in ihrer Satzung nä- 
here Regelungen zur Ausgestaltung der Berufspflichten in 
Beratungshilfesachen treffen kann. 

Zu Artikel 19 (Änderung der Wirtschaftsprüferord- 
nung) 

Zu Nummer 1 (§ 51a — neu-) 

Zur Begründung wird auf die Ausführungen zu Artikel 18 
Nummer 1 verwiesen. 

Zu Nummer 2 (§ 57 Absatz 4 Nummer 3 Buchstabe g 

- neu -) 

Die Ausführungen zu Artikel 18 Nummer 2 gelten entspre- 
chend. 

Zu Artikel 20 (Inkrafttreten) 

Mit Ausnahme der Artikel 11 bis 13 soll das Gesetz nicht 
vor Ablauf von mindestens drei Monaten nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten. Die Anwendung des neuen Rechts 
erfordert Anpassungen des gemäß § 117 Absatz 3 ZPO-E 
eingeführten Formulars. Dafür ist die vom Bundesministe- 
rium der Justiz mit Zustimmung des Bundesrates erlassene 
Prozesskostenhilfevordruckverordnung zu ändern. 

Satz 2 berücksichtigt den erforderlichen zeitlichen Rahmen 
für die in Artikel 11 bis 13 vorgesehene Gestaltungsmög- 
lichkeit der Länder und sieht daher ein Inkrafttreten erst 
zwölf Monate nach der Verkündung vor. 
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Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Regelungsentwurf 
geprüft. 

Die Begrenzung der Prozesskostenhilfe führt im Wesent- 
lichen zu einer Entlastung der Länderhaushalte, und das 
Regelungsvorhaben hat nur marginale Auswirkungen auf 
den Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger, Wirt- 
schaft und die Gerichte. 

Allerdings ist davon auszugehen, dass in Folge der beab- 
sichtigten Entlastung die rechtsuchenden Bürgerinnen und 
Bürger spiegelbildlich künftig höhere sonstige Kosten in 
Form von Prozesskosten zu tragen haben. 

Das zuständige Ressort hat die finanziellen Auswirkungen 
ausführlich dargestellt und schlüssig begründet. Der An- 
stieg der Prozesskosten bei Bürgerinnen und Bürger ist 
zwingende Folge der Begrenzung der Prozesskostenhilfe 
und damit der politischen Zielsetzung, die nicht dem Prü- 
fungsrecht des NKR unterliegt. Vor diesem Hintergrund hat 
der Nationale Normenkontrollrat keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 901. Sitzung am 12. Oktober 

2012 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 

Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat begrüßt die Aktivitäten des Bundes, um 
die in den Jahren zuvor gestiegenen Ausgaben der Län- 
derhaushalte für Prozesskostenhilfe und Beratungshilfe 
zu begrenzen. 

Die Kostendeckungsquoten in der Justiz sind seit Jahren 
rückläufig. Ziel muss es daher sein, insofern eine Ver- 
besserung zu erzielen. Zwar ermöglicht der Gesetzent- 
wurf durch Neuordnung der Regelungen im Prozesskos- 
tenhilfeverfahren spürbare Minderausgaben bzw. Mehr- 
einnahmen für die Länderhaushalte. Allerdings stehen 
diesen Verbesserungen deutliche Mehrarbeiten und da- 
mit einhergehend ein zusätzlicher laufender Erfüllungs- 
aufwand in Fonn eines erhöhten Personalbedarfs sowie 
erhebliche Mehrausgaben gegenüber, die befürchten las- 
sen, dass der Gesetzentwurf insgesamt zu keinem posi- 
tiven Saldo führen wird. 

Der Bundesrat fordert deshalb, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens dafür Sorge zu tragen, das 
Ziel der Verbesserung der Kostendeckungsquote zu er- 
reichen. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe bb Dreifachbuchstabe aaa (§115 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 Buchstabe a ZPO) 

ln Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
Dreifachbuchstabe aaa ist der Punkt am Ende durch die 
Wörter ,und die Angabe „10“ durch die Angabe „5“ er- 
setzt. ‘ zu ersetzen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf geht zutreffend davon aus, dass keine 
triftigen Gründe dafür bestehen, die für die Prozesskos- 
tenhilfebewilligung maßgeblichen Grundfreibeträge 
deutlich höher zu bemessen als im Sozialhilferecht 
(Bundesratsdrucksache 516/12, Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb). 
Das Anliegen, die Grundfreibeträge aneinander anzu- 
gleichen, sollte indes noch konsequenter umgesetzt wer- 
den als in dem Gesetzentwurf vorgesehen. Dies kann 
insbesondere dadurch erreicht werden, dass - in An- 
lehnung an die in Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe aa des durch den Bundesrat in seiner 
866. Sitzung am 12. Februar 2010 erneut beschlossenen 
Entwurfs eines Gesetzes zur Begrenzung der Aufwen- 
dungen für die Prozesskostenhilfe (Prozesskostenhilfe- 
begrenzungsgesetz, PKHBegrenzG, Bundesratsdruck- 
sache 37/10 (Beschluss) sowie Bundestagsdrucksache 
17/1216) vorgesehene Regelung - der in § 115 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 Buchstabe a ZPO geregelte Zuschlag 


gegenüber dem im Sozialhilferecht maßgeblichen Frei- 
betrag von 1 0 auf 5 Prozent gesenkt wird. Grund dafür, 
überhaupt einen Zuschlag vorzusehen, ist der Umstand, 
dass hinsichtlich des im Sozialhilferecht maßgeblichen 
Freibetrags während der durch das Gericht im Rahmen 
der Prozesskostenhilfebewilligung festgesetzten Raten- 
zahlungsdauer Erhöhungen vorgenommen werden kön- 
nen, von denen die Prozesskostenhilfe beanspruchende 
Partei nicht automatisch profitiert. Das Ziel, insoweit ei- 
nen Ausgleich zu schaffen, wird indes bereits durch 
einen Zuschlag in Höhe von 5 Prozent hinreichend zu- 
verlässig erreicht. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb (§ 118 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 ZPO) 

In Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
ist in § 1 1 8 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 das Komma am 
Ende durch die Wörter „sowie über seine Konto Verbin- 
dungen im Sinne des § 24c Absatz 1 des Kreditwesenge- 
setzes nebst Namen und Anschrift des Kreditinstituts bei 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht,“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die in Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb (§ 118 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 ZPO-E) vor- 
gesehene Möglichkeit, die Finanzämter um Auskunft zu 
ersuchen, ermöglicht den Gerichten vielfach nur unzu- 
reichend, die Angaben des Antragstellers zur Höhe sei- 
nes Vermögens zu überprüfen. Insbesondere kann nicht 
davon ausgegangen werden, dass die Finanzämter regel- 
mäßig über nähere Erkenntnisse über die Höhe des Ver- 
mögens verfügen, denn die Vermögensteuer wird nicht 
erhoben, und aus den im Rahmen der Veranlagung zur 
Einkommensteuer und gegebenenfalls zur Erbschaft- 
und Schenkungsteuer gewonnenen Erkenntnissen lassen 
sich nur mittelbar Rückschlüsse auf einzelne Vermö- 
genswerte ziehen. 

Um den Gerichten eine sachgerechte Überprüfung der 
Angaben des Antragstellers zu ermöglichen, ist es daher 
unabdingbar, ihnen den direkteren und häufig erfolgver- 
sprechenderen Weg zu eröffnen, bei der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht abzufragen, über wel- 
che Konto Verbindungen der Antragsteller verfügt und in 
der Vergangenheit verfügt hat. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 120a Absatz 3 und § 120b 
- neu - ZPO) 

Artikel 1 Nummer 8 ist wie folgt zu ändern: 

a) Im Eingangssatz sind die Wörter „wird folgender 
§ 120a“ durch die Wörter „werden folgende §§ 120a 
und 120b“ zu ersetzen. 

b) § 120a Absatz 3 ist zu streichen. 
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c) Nach § 120a ist folgender § 120b einzufiigen: 

,,§ 120b 

Einsatz des durch die Prozessführung Erlangten 

( 1 ) Hat die Partei durch die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung, für die ihr Prozesskostenhilfe 
bewilligt wurde, etwas erlangt, hat sie die Kosten der 
Prozessführung aus dem Erlangten aufzubringen. 
Das Gericht ändert die Entscheidung über die zu leis- 
tenden Zahlungen und setzt den aus dem Erlangten 
zu zahlenden Betrag fest. 

(2) Können aus dem Erlangten keine Zahlungen 
geleistet werden und ist seine Verwertung nur unter 
Wert möglich, findet Absatz 1 keine Anwendung, 
wenn der Wertverlust außer Verhältnis zu den Kosten 
der Prozessfiihrung stünde; Gleiches gilt, wenn der 
Aufwand für die Verwertung zu dem Verwertungser- 
lös außer Verhältnis stünde. 

(3) Der Anwendung des Absatzes 1 steht nicht ent- 
gegen, dass die Partei etwas auf Grund einer Ent- 
scheidung erlangt, die nur vorläufig vollstreckbar ist. 
Ist die Entscheidung nicht auf Zahlung einer Geld- 
summe gerichtet, kann die nach Absatz 1 Satz 2 fest- 
gesetzte Zahlung gestundet werden, bis die Entschei- 
dung rechtskräftig ist. Wird die vorläufig vollstreck- 
bare Entscheidung aufgehoben oder abgeändert, so 
kann die Partei die nach Absatz 1 Satz 2 von ihr ge- 
leisteten Zahlungen zurückverlangen, soweit sie 
ihrerseits zur Rückzahlung verpflichtet ist und nach 
ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis- 
sen im Übrigen keine Zahlungen zu leisten hätte. 

(4) Erlangt die Partei durch die Rechtsverfolgung, 
für die ihr Prozesskostenhilfe bewilligt wurde, etwas 
im Sinne von Absatz 1 Satz 1, hat sie dies dem Ge- 
richt unter Angabe des Erlangten unverzüglich mit- 
zuteilen. Hierüber und über die Folgen eines Versto- 
ßes ist sie bei der Antragstellung zu belehren.“ 

Begründung 

Die gerichtliche Praxis regt zu Recht an, den Zugriff der 
Staatskasse auf das durch die Rechtsverfolgung Erlangte 
zu effektivieren. Die in diesem Zusammenhang in Artikel 1 
Nummer 8 des Gesetzentwurfs (§ 120a Absatz 3 ZPO-E) 
vorgesehene Regelung birgt indes die Gefahr, dass durch 
die Rechtsverfolgung erlangte finanzielle Vorteile mit 
anderweitig eingetretenen Vermögenseinbußen saldiert 
werden und ein Zugriff der Staatskasse somit im Ergebnis 
unterbleibt. Vorzugswürdig ist daher, eine Regelung zu 
schaffen, die unmittelbar an das Erlangte anknüpft und 
das Risiko anderweitig eingetretener Vermögensver- 
schlechterungen der betroffenen Partei zuweist. Dieses 
Ziel wird durch die oben genannte Formulierung, die aus 
Artikel 1 Nummer 9 des durch den Bundesrat in seiner 
866. Sitzung am 12. Februar 2010 erneut beschlossenen 
Entwurfs eines Gesetzes zur Begrenzung der Aufwen- 
dungen für die Prozesskostenhilfe - Prozesskostenhilfe- 
begrenzungsgesetz - PKHBegrenzG, Bundesratsdruck- 
sache 37/10 (Beschluss) sowie Bundestagsdrucksache 
17/1216 - übernommen wurde, erreicht. Wegen der Ein- 
zelheiten des für den Zugriff auf das Erlangte vorgesehe- 
nen Verfahrens wird auf die Begründung zu dem genann- 


ten Entwurf eines PKHBegrenzG (vgl. Bundestagsdruck- 
sache 17/1216, S. 29 f ) Bezug genommen. 

5. Zu Artikel 2 Nummer 7 (§ 8a Absatz 1 BerHG) 

ln Artikel 2 Nummer 7 ist § 8a Absatz 1 wie folgt zu fas- 
sen: 

„(1) Der Vergütungsanspruch der Beratungsperson ge- 
gen die Staatskasse wird durch die Aufhebung der Bera- 
tungshilfebewilligung nicht berührt, soweit die Bera- 
tungsperson zu der Zeit der Gewährung der Beratungs- 
hilfe im Hinblick auf den Bestand der Beratungshilfebe- 
willigung in gutem Glauben war. Eine zu Unrecht 
erhaltene Vergütung hat die Beratungsperson zurück zu 
gewähren.“ 

Begründung 

Die in § 8a Absatz 1 BerHG-E bislang vorgesehene Ver- 
teilung der Darlegungs- und Beweislast zu der Frage, ob 
die Beratungsperson Keimtnis oder grob fahrlässige Un- 
kenntnis davon hatte, dass die Bewilligungsvorausset- 
zungen im Zeitpunkt der Beratungshilfeleistung nicht 
gegeben waren, trägt der zugrunde liegenden Regelungs- 
struktur sowie den tatsächlichen Gegebenheiten nicht 
hinreichend Rechnung. 

Bei dem in § 8a Absatz 1 Satz 1 BerHG-E geregelten 
Fortbestand des Vergütungsanspruchs handelt es sich um 
eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass eine Zahlungs- 
pflicht der Staatskasse nur besteht, wenn die zugrunde 
liegende gerichtliche Entscheidung aufrechterhalten 
bleibt. Die Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich der 
zugrunde liegenden tatsächlichen Voraussetzungen sollte 
daher von der Beratungsperson zu tragen sein, die sich 
auf die für sie günstige Rechtsfolge dieser Ausnahmere- 
gelung beruft. 

Nur die Beratungsperson kann im Übrigen die Indiztat- 
sachen vortragen, anhand derer zu beurteilen ist, ob die 
subjektiven Voraussetzungen für den Fortbestand des 
Vergütungsanspruchs gegeben sind. Um die mit der An- 
nahme einer umfangreichen sekundären Darlegungslast 
verbundenen Unsicherheiten in der praktischen Rechts- 
anwendung zu vermeiden, sollte die Verteilung der Dar- 
legungs- und Beweislast daher durch die im Antrag vor- 
gesehene abweichende Formulierung des § 8a Absatz 1 
BerHG-E der Beratungsperson auferlegt werden. 

6. Zu Artikel 11 Nummer 2 (§ 73a Absatz 6 Satz 1 SGG), 

Artikel 12 Nummer 2 Buchstabe b (§ 166 Absatz 4 
Satz 1 VwGO), 

Artikel 13 Nummer 2 (§ 142 Absatz 5 Satz 1 FGO) 

a) ln Artikel 1 1 Nummer 2 ist § 73a Absatz 6 Satz 1 wie 
folgt zu fassen: 

„Der Vorsitzende kann zu jedem Zeitpunkt bestim- 
men, dass Aufgaben nach den Absätzen 4 und 5 
durch das Gericht wahrgenommen werden.“ 

b) ln Artikel 12 Nummer 2 Buchstabe b ist § 166 Ab- 
satz 4 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Der Vorsitzende kaim zu jedem Zeitpunkt bestim- 
men, dass Aufgaben nach den Absätzen 2 und 3 
durch das Gericht wahrgenommen werden.“ 
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c) ln Artikel 13 Nummer 2 ist § 142 Absatz 5 Satz 1 wie 
folgt zu fassen: 

„Der Vorsitzende kann zu jedem Zeitpunkt bestim- 
men, dass Aufgaben nach den Absätzen 3 und 4 
durch das Gericht wahrgenommen werden.“ 

Begründung 

ln § 73a Absatz 6 SGG-E, § 166 Absatz 4 VwGO-E und 
§ 142 Absatz 5 FGO-E ist jeweils vorgesehen, dass der 
Vorsitzende bzw. Berichterstatter die zunächst dem Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle übertragenen Aufga- 
ben der Bedürftigkeitsprüfung und der Ablehnung des 
Antrags im Falle fehlender Bedürftigkeit zu jedem Zeit- 
punkt wieder an sich ziehen kann. Dies berücksichtigt 
jedoch nicht das bei den Landessozialgerichten sowie 
bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten bestehende 
Kammer- bzw. Senatsprinzip (§ 33 SGG, § 5 Absatz 3 
VwGO, § 5 Absatz 3 FGO), wonach grundsätzlich zu- 
nächst das Kollegialorgan und nicht ein Einzelrichter für 
die Entscheidung zuständig ist. Über die „Rückholung“ 
übertragener Aufgaben darf es nicht zu einer Zuständig- 
keitserweiterung kommen, also insbesondere darf ein 
Berichterstatter nicht einen PKH-Antrag ablehnen kön- 
nen, ohne dass ihm zuvor der Rechtsstreit zur Entschei- 
dung als Einzelrichter übertragen wurde. Richtigerweise 
ist daher die Rückholung an das „Gericht“ vorzusehen. 

7. Zu Artikel 12 Nummer 2 (§ 166 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 3 VwGO) 

Artikel 12 Nummer 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Buchstabe a sind in § 166 Absatz 1 Satz 2 nach 
dem Wort „kann“ die Wörter „in Abgabenangelegen- 
heiten“ einzufügen. 

b) ln Buchstabe b ist in § 166 Absatz 3 der Purrkt am 
Ende durch die Wörter „, werm der Vorsitzende ihm 
das Verfahren insoweit überträgt.“ zu ersetzen. 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die beabsichtigte Ergänzung des § 166 Absatz 1 Satz 2 
VwGO-E hinsichtlich der Beiordnung von Steuerbera- 
tern, Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern und 
vereidigten Buchprüfern steht in dieser Allgemeinheit in 
Widerspruch zu § 67 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 VwGO, 
wonach Angehörige dieser Berufsgruppen vor den Ver- 
waltungsgerichten nur in Abgabenangelegenheiten pro- 
zessführungsbefugt sind. Um Unsicherheiten bei der An- 
wendung der neuen Regelung zu vermeiden, soll daher 
klargestellt werden, dass eine Beiordnung dieser Berufs- 
gruppen auch nur in Abgabenangelegenheiten möglich 
ist. Nur insoweit karm bei diesen Berufsgruppen das Re- 
gelungsziel der Vermeidung personeller Diskontinuität 
erreicht werden. 

Zu Buchstabe b 

Die in § 166 Absatz 3 VwGO-E vorgesehene Umkeh- 
rung des dem § 166 Absatz 2 VwGO-E zugrunde liegen- 
den richterzentrierten Regel-Ausnahme-Prinzips über- 
zeugt nicht. Daher soll wie bei § 166 Absatz 2 VwGO-E 
auch in § 166 Absatz 3 VwGO-E eine grundsätzlich - im 
Einzelfall auf den Urkundsbeamten delegierbare - Zu- 
ständigkeit des Richters vorgesehen werden. Es ist bei- 


spielsweise nicht ersichtlich, warum die erstmalige Prü- 
fung der persönlichen und wirtschaftlichen Vorausset- 
zungen grundsätzlich dem Richter zugewiesen ist, wäh- 
rend die Entscheidung nach § 124 Nummer 3 ZPO über 
die Aufhebung der Prozesskostenhilfe wegen ursprüngli- 
chen Fehlens der persönlichen und wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen - die dieselben Rechtsfragen aufwerfen 
kann - grundsätzlich dem Urkundsbeamten obliegen 
soll. 

Zudem wird insbesondere in der Verwaltungsgerichts- 
barkeit die Regelung des § 120a Absatz 3 Satz 2 ZPO, 
wonach das Gericht nach Abschluss des Verfahrens prü- 
fen soll, ob eine Änderung der Entscheidung über die zu 
leistenden Zahlungen mit Rücksicht auf das durch die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung Erlangte ge- 
boten ist, absehbar schwierige Rechtsfragen aufwerfen, 
weil das Rechtsschutzziel im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren regelmäßig nicht auf das Erstreiten von Geld- 
leistungen, sondern auf den Erlass oder die Aufhebung 
eines Verwaltungsaktes gerichtet ist. Auch mangels 
näherer normativer Konturierung des Prüfungsmaßsta- 
bes in § 120a Absatz 3 Satz 2 dürften diese Fragen regel- 
mäßig rechtlich nicht einfach zu beurteilen sein und soll- 
ten deshalb im Regelfall dem Richter Vorbehalten blei- 
ben. 

Das richterzentrierte Regel-Ausnahme-Prinzip bietet für 
die Entscheidungen nach § 166 Absatz 3 VwGO-E - wie 
bei § 1 66 Absatz 2 VwGO-E - aber nicht nur eine größere 
Gewähr für deren Richtigkeit, sondern - über die Mög- 
lichkeit des § 166 Absatz 4 Satz 1 VwGO-E hinaus - auch 
mehr Verfahrensflexibilität. Die Aufgabendelegation 
kann nämlich dann unter Berücksichtigung der jeweiligen 
örtlichen Ausbildungs- und Personalausstattungssitua- 
tion flexibel vorgenommen werden. 

8. Zu Artikel 14 Nummer 4a - neu - (§ 44 Satz 3 neu 
und 4 - neu - RVG) 

In Artikel 14 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 4a 
einzufügen: 

,4a. Dem § 44 werden folgende Sätze angefügt: 

„Soweit der Rechtsuchende dem Rechtsanwalt über 
die Beratungshilfegebühr hinaus eine Vergütung 
gewährt, entfällt der Vergütungsanspruch des 
Rechtsanwalts gegen die Landeskasse. Ein über- 
höht ausbezahlter Betrag ist zurück zu gewähren.“ ‘ 

Begründung 

Hat die im Rahmen der Beratungshilfe geleistete Tätig- 
keit Erfolg, kann dies dazu führen, dass der Rechtsu- 
chende dem Rechtsanwalt über die in Nummer 2500 VV 
RVG genannte Beratungshilfegebühr hinaus eine Vergü- 
tung gewährt, auch wenn er hierzu gemäß § 8 Absatz 2 
Satz 1 BerHG-E nicht verpflichtet ist. Dies karm zum ei- 
nen aus Dankbarkeit geschehen, zum anderen aber auch 
mit dem Ziel, den Rechtsanwalt davon abzuhalten, ge- 
mäß § 6a Absatz 2 Satz 1 BerHG-E die Aufhebung der 
Bewilligung zu beantragen. In beiden Fällen ist es ge- 
rechtfertigt, die Staatskasse in Höhe der durch den 
Rechtsuchenden gewährten Vergütung von den Kosten 
der Beratungshilfe zu entlasten. 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung hält an ihrer Darstellung des Einspar- 
potentials für die Landesjustizhaushalte unter V. 2. des All- 
gemeinen Teils der Begründung fest. Darin hat die Bundes- 
regierung auf den erhöhten Personalbedarf aufgrund der 
Änderungen im Prozesskostenhilfeverfahren, namentlich 
aufgrund der Einführung einer Pflicht zur Mitteilung von 
Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse, hingewiesen, 
ln welchem Maß diese Umsetzung einen laufenden Erfül- 
lungsaufwand erzeugen wird, hängt von der bestehenden 
personellen Ausstattung der Gerichte und von der Umset- 
zung der neuen Vorschriften in der Praxis ab. Insbesondere 
eine IT-gestützte Vorgangsbearbeitung kann zu höheren 
Einsparungsraten führen. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Dop- 
pelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa - 
§ 115 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 Buch- 
stabe a ZPO) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab, bei der Berechnung des persönlichen Freibetrags des 
Antragsstellers den sogenannten Sicherheitszuschlag in 
Höhe von 10 Prozent des Regelbedarfs auf 5 Prozent zu 
senken. 

Wie die Bundesregierung bereits in der Begründung des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen 
und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches So- 
zialgesetzbuch zur Umsetzung des Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 9. Februar 2010 (1 BvL 1/09, 
1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09) ausgeführt hat (Bundesratsdruck- 
sache 661/10, S. 222), stellt der Sicherheitszuschlag nicht 
nur sicher, dass Prozesskostenhilfeempfänger bei Regelbe- 
darfserhöhungen nicht Raten aus ihrem Existenzminimum 
zahlen müssen, sondern deckt auch Leistungen durch Ein- 
malzahlungen ab, die Sozialhilfeempfänger zusätzlich zu 
den Regelbedarfen erhalten, die jedoch ein Lohnempfänger 
aus seinem Budget bestreiten muss, ohne dass er dies ge- 
genüber dem Gericht als besondere Belastung geltend 
macht. Zudem soll durch den Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung der Rückzahlungszeitraum von höchstens 48 Mona- 
ten auf höchstens 72 Monate verlängert werden. Auch ange- 
sichts dieser Verlängerung und der in dieser Zeit zu erwar- 
tenden Erhöhungen der Regelbedarfe ist eine Kürzung des 
Sicherheitszuschlags abzulehnen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b Dop- 
pelbuchstabe bb - § 118 Absatz 2 Satz 3 
Nummer 1 ZPO) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab, im Prozesskostenhilfebewilligungsverfahren den Ge- 


richten die Abfrage von Kontoverbindungsdaten bei der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu gestat- 
ten. 

Schon in ihrer Stellungnahme zum Entwurf des Bundesrats 
für ein Gesetz zur Begrenzung der Aufwendungen für die 
Prozesskostenhilfe (Bundestagsdrucksache 17/1216, S. 39) 
hat sich die Bundesregierung gegen eine Kontodatenabfrage 
ausgesprochen. Das Kontoabrufsystem bei der Bundes- 
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wird durch eine 
Umlage bei den Kreditinstituten finanziert; außerdem muss 
eine Abfrage unmittelbar oder mittelbar bankaufsichtsrecht- 
lichen Bezug haben. Ein Rückgriff auf dieses System schei- 
det bei der Prozesskostenhilfe daher aus. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nummer 8 - § 120a Absatz 3 
und § 120b - neu - ZPO) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Der Vorschlag würde einen zu weitgehenden Zugriff der 
Staatskasse auf das durch die Prozessführung Erlangte 
ermöglichen. Schon in ihrer Stellungnahme zum Entwurf 
des Bundesrates für ein Gesetz zur Begrenzung der Auf- 
wendungen für die Prozesskostenhilfe (Bundestagsdruck- 
sache 17/1216, S. 38) hat sich die Bundesregierung gegen 
diese Forderung der Länder ausgesprochen. Denn der Vor- 
schlag des Bundesrats ordnet den Zugriff auf das Erlangte 
ohne Rücksicht auf Schonvermögen oder das Existenzmini- 
mum an. Ein solch weitgehender Ansatz ist geeignet, be- 
dürftige Personen von der Prozessführung abzuhalten. Der 
Vorschlag führt außerdem zu einem Bürokratiezuwachs und 
ist aus Sicht des rechtsuchenden Bürgers widersprüchlich, 
denn er kann im Einzelfall zur Folge haben, dass der bedürf- 
tigen Person zur Sicherung ihres Existenzminimums Sozial- 
hilfe gewährt werden müsste, die ohne den Zugriff auf den 
erstrittenen Vermögenswert oder die erstrittene Unterhalts- 
zahlung nicht erforderlich wäre. 

Zu Nummer 5 (Artikel 2 Nummer 7 - § 8a Absatz 1 
BerHG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Der Vergütungsanspruch der Beratungsperson gegen die 
Staatskasse soll bei Aufhebung der Beratungshilfebewilli- 
gung grundsätzlich bestehen bleiben und nur ausnahms- 
weise entfallen, werm kein schutzwürdiges Vertrauen der 
Beratungsperson auf die Bewilligung gegeben ist. Weil der 
Wegfall der Vergütung die Ausnahme ist, ist es systematisch 
richtig, dass die Staatskasse die Voraussetzungen hierfür 
nachweist. Das ist auch deshalb angemessen, weil die Bera- 
tungsperson eine auf sie übertragene Aufgabe des Sozial- 
staates wahmimmt und dabei in Vorleistung tritt. 
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Zu Nummer 6 (Artikel 1 1 Nummer 2 - § 73 a Absatz 6 
Satz 1 SGG, Artikel 12 Nummer 2 Buch- 
stabe b - § 166 Absatz 4 Satz 1 VwGO, 
Artikel 13 Nummer 2 - § 142 Absatz 5 
Satz 1 FGO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu Nummer 7 (Artikel 12 Nummer 2 - § 166 Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 3 VwGO) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

ZuNummerS (Artikel 14 Nummer 4a -neu- § 44Satz3 
- neu - und 4 - neu - RVG) 

Der Vorschlag stellt sich als eine Überregulierung dar und 
wird von der Bundesregierung daher nicht unterstützt. 

Die Zahl der denkbaren Fälle ist äußerst gering und die 
Auswirkungen auf den Haushalt dürften nicht ins Gewicht 
fallen. Im Verhältnis zu den möglichen Eirmahmen durch 
eine Rückabwicklung im Einzelfall erscheint der Aufwand 
hierfür unverhältnismäßig. 

Soweit der Anwalt erhaltene Zahlungen an die Staatskasse 
abführen müsste, wäre er wohl verpflichtet, seinen Mandan- 
ten darauf hinzuweisen; darm würde die Zahlung nicht er- 
folgen. Ferner sind Zahlungen in keiner Weise überprüfbar. 
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